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Präsident Ralf Wieland eröffnet die Sitzung um 

10.04 Uhr. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 56. Sitzung 

des Abgeordnetenhauses von Berlin. Ich begrüße Sie, 

unsere Zuschauerinnen und Zuschauer an den Bildschir-

men, Zuhörerinnen und Zuhörer sowie die Medienvertre-

terinnen und Medienvertreter sehr herzlich. 

 

Heute ist einiges anders als sonst bei unseren Plenarsit-

zungen. Das Wichtigste ist: Die Sitzung findet statt, und 

das Abgeordnetenhaus kann trotz der widrigen Umstände 

arbeitsfähig bleiben. 

[Allgemeiner Beifall] 

Die Funktionsfähigkeit des Parlaments und ein entspre-

chender Sitzungsbetrieb sind von hoher Bedeutung für 

unsere Demokratie. Der Schutz der Gesundheit darf dem 

aber nicht untergeordnet werden; deswegen haben wir 

letzte Woche kurzfristig abgesagt. Für heute haben sich 

die Fraktionen einvernehmlich auf eine verkürzte Plenar-

sitzung verständigt. 

 

Wir haben diverse organisatorische Vorkehrungen getrof-

fen, insbesondere um den Infektionsschutz zu gewährleis-

ten. Höheneinstellungen am Redepult erfolgen durch die 

Technik, sodass die Betätigung des Druckknopfes nicht 

erforderlich ist. Das Redepult wird nach jedem Redner 

desinfiziert. 

 

Technisches zum Ablauf der Plenarsitzung: Der Regie-

rende Bürgermeister hat die Abgabe einer Erklärung zum 

Thema „Die Coronakrise gemeinsam meistern – solida-

risch, konsequent, unbürokratisch“ angekündigt. Diese 

Regierungserklärung erfolgt gemäß Art. 49 Abs. 3 der 

Verfassung von Berlin vor Eintritt in die Tagesordnung. 

Anschließend findet eine Rederunde statt. 

 

Die Fraktionen haben vor diesem Hintergrund einver-

nehmlich vereinbart, dass heute keine Aktuelle Stunde 

erfolgt. Die Fragestunde findet statt. Prioritäten und sons-

tige Rederunden wurden nicht angemeldet, sodass die 

weiteren Tagesordnungspunkte nach der Fragestunde nur 

geschäftlich abgewickelt werden. 

 

Sodann verweise ich auf die Ihnen zur Verfügung gestell-

te Dringlichkeitsliste. Die Fraktionen haben sich einver-

nehmlich darauf verständigt, die dort verzeichneten Vor-

gänge unter den Tagessordnungspunkten 5, 8 A, 18, 19, 

36 A, 36 B, 36 C und 36 D in der heutigen Sitzung zu 

behandeln. Den Antrag zum Tagesordnungspunkt 36 C 

hat die Fraktion der CDU zurückgezogen. Ich gehe davon 

aus, dass den zuvor genannten Vorgängen die dringliche 

Behandlung zugebilligt wird. – Widerspruch zur Dring-

lichkeitsliste höre ich nicht. Dann sind diese Ergänzungen 

der Tagesordnungen einvernehmlich so beschlossen.  

 

Auf die Ihnen zur Verfügung gestellte Konsensliste darf 

ich ebenfalls hinweisen und stelle fest, dass dazu kein 

Widerspruch erfolgt. Auch die Konsensliste ist damit 

angenommen. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 

Herren! Wir leben in schwierigen Zeiten: Das Coronavi-

rus bereitet uns weltweit große Sorgen, und es ist derzeit 

nicht absehbar, wie lange wir noch mit diesem Ausnah-

mezustand leben müssen. Natürlich hoffen wir alle, dass 

wir die Verbreitung des Virus verlangsamen können. 

Auch das Abgeordnetenhaus hat Maßnahmen ergriffen, 

um die Funktionsfähigkeit des Parlaments aufrechtzuer-

halten. Ich gebe zu: Der Ausschluss der Öffentlichkeit 

war eine Entscheidung, die richtig ist, uns aber natürlich 

sehr schwergefallen ist. Deshalb tagen wir heute unter 

besonderen Bedingungen. Mehr als sonst brauchen wir 

heute Disziplin, Rücksicht und auch Nachsicht. Ich 

möchte einen Gruß an die Kollegen Trefzer und Zim-

mermann senden – ich wünsche Ihnen das Beste! 

[Allgemeiner Beifall] 

Danken möchte ich denjenigen, die in den letzten Tagen 

dabei mitgeholfen haben, diese Parlamentssitzung durch-

führen zu können. Darin schließe ich besonders die Kol-

leginnen und Kollegen der Abgeordnetenhausverwaltung 

ein, es geht von mir persönlich aber auch ein besonderer 

Dank an die Parlamentarischen Geschäftsführer. 

[Allgemeiner Beifall] 

Auch wir Abgeordnete und Verwaltung des Abgeordne-

tenhauses waren auf diese nie dagewesenen Herausforde-

rungen so nicht vorbereitet. Deshalb war es wichtig, dass 

wir mit gutem Willen bereit waren, alle Widrigkeiten, 

soweit es ging, gemeinsam aus dem Weg zu räumen. 

 

Gestatten Sie mir, dass ich einen ganz dankbaren Gruß an 

alle Beschäftigten im Gesundheitswesen und in allen 

anderen Bereichen, die für unser Gemeinwesen arbeiten 

und unter schwierigsten Umständen ihr Bestes leisten, 

sende. 

[Anhaltender allgemeiner Beifall] 

Abschließend ein ganz besonderer Dank an und Hochach-

tung für die Beschäftigten im Berliner Lebensmit-

teleinzelhandel. Dort arbeiten meist Frauen, häufig auch 

nur in Teilzeit. Ihre Arbeit, Geduld, oft gepaart mit unse-

rem Berliner Humor, ist beeindruckend, und auch da gilt: 

Berlin sagt danke! 

[Anhaltender allgemeiner Beifall] 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, erfolgt die 

Regierungserklärung zum Thema  

Die Coronakrise gemeinsam meistern – 

solidarisch, konsequent, unbürokratisch 

Erklärung des Regierenden Bürgermeisters gemäß 

Artikel 49 Abs. 3 der Verfassung von Berlin 

Herr Regierender Bürgermeister! Sie haben das Wort!  
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Regierender Bürgermeister Michael Müller: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Berline-

rinnen und Berliner! Weltweit erleben wir eine große 

Krise, wie wir sie in diesem Ausmaß zuvor nicht kannten. 

Auch unser Land und unsere Stadt hat die Coronakrise 

schwer erschüttert. Es gibt niemanden, der die Auswir-

kungen nicht spürt. Berlin hat in seiner wechselvollen 

Geschichte schon viele Krisen erlebt, die sich so wie 

heute unmittelbar auf jede und jeden Einzelnen, aber auch 

auf das gesamte gesellschaftliche Zusammenleben aus-

gewirkt haben. Berlin hat dabei stets, vielleicht muss man 

sogar sagen, trotzig widerstanden. Berlinerinnen und 

Berliner sind Herausforderungen immer mit einem: „Da-

von lassen wir uns nicht unterkriegen!“ – begegnet. „Das 

Leben geht weiter!“ – Dieser Geist ist es, den wir jetzt 

brauchen. Es ist der Geist, den die Menschen in unserer 

Stadt in schweren Zeiten wie der Blockade oder dem 

Mauerbau gezeigt haben. Bei diesen und anderen ein-

schneidenden Krisen haben Berlinerinnen und Berliner 

aber auch stets bewiesen, was Zusammenhalt, was Ge-

meinschaft bedeutet.  

 

Wir haben allein während meiner Amtszeit als Regieren-

der Bürgermeister in den letzten fünf Jahren mit dem 

Flüchtlingszustrom und dem terroristischen Anschlag auf 

dem Breitscheidplatz große Herausforderungen bewälti-

gen müssen, und wir haben das geschafft, gemeinsam. 

Und doch ist jetzt alles noch einmal ganz anders. Ich 

empfinde es zumindest so, denn ja, auch diesmal geht es 

um Leben und Tod. Knapp 8 Milliarden Menschen auf 

der Welt sind in der gleichen Angst vereint. Es geht da-

rum, Bilder wie aus Bergamo zu verhindern. Es geht 

darum, jeden und jede Einzelne zu schützen, unserer 

Eltern, die Nachbarn und Kollegen, das Kind von neben-

an und die Frau im Supermarkt. Wir werden um jedes 

Leben kämpfen, und dafür bringen wir gerade alle Opfer. 

In Berlin, der Stadt der Freiheit, lebt niemand mehr so 

wie vor wenigen Wochen.  

 

Aber diese Krise ist auch deshalb so grausam, und ich 

glaube, das macht den Unterschied zu allen vorangegan-

genen Herausforderungen, weil sie uns das nimmt, was 

für uns alle doch so wichtig ist: den Wunsch nach Nähe 

in schwierigen Zeiten. – Corona verbietet uns jetzt, zu-

sammenzurücken. Corona verbietet, dazu aufzurufen, 

sich am Brandenburger Tor oder woanders zu treffen, 

sich in den Arm zu nehmen, sich zu halten und zu stüt-

zen. Bei der Aufnahme der Flüchtlinge konnten wir unse-

re Solidarität zeigen, indem wir uns gemeinsam trafen 

und damit ausgedrückt haben: Wir sind mehr als diejeni-

gen, die unser Land durch Ausgrenzung spalten und nicht 

helfen wollen.  

 

Nach dem terroristischen Anschlag auf dem Breit-

scheidplatz haben wir gemeinsam Blumen abgelegt, uns 

bei den Händen genommen und Seite an Seite zu Tausen-

den still der Opfer gedacht. Aber die Coronakrise zwingt 

uns jetzt, Abstand zu halten, zu vereinzeln, uns nicht zu 

treffen, um auszurufen: Wir werden auch Corona besie-

gen!  

 

Corona macht alles anders. Großeltern und Enkel können 

sich nicht sehen. Freunde können nicht auf ein Glas Wein 

oder zu einer Skatrunde zusammenkommen. Pärchen 

könne nicht zusammen auf einer Decke im Tiergarten die 

ersten Frühlingsstrahlen genießen. Das alles geht nicht 

mehr. Diesmal trennt keine Mauer quer durch die Stadt 

Familien und Freunde, diesmal ist jeder von uns aufgeru-

fen, eine unsichtbare Mauer um sich selbst zu ziehen. Da 

ist es nur ein schwacher Trost, dass wir heute whatsap-

pen, skypen, twittern und natürlich telefonieren können. 

Jeder von uns hat es in den letzten Tagen gespürt. Wenn 

Menschen aus unserer Nähe an der neuen Lage verzwei-

feln, dann möchte man sie einfach in den Arm nehmen. 

Was sind das für Zeiten, in denen Abstand halten die 

größte Form der Sorge und Zuneigung sind! 

 

Wir erleben in diesen schweren Zeiten aber auch gleich-

zeitig eine große Welle der Solidarität. Menschen helfen 

sich. Einander zu helfen ist die Tugend dieser Tage, und 

wir werden sie noch lange brauchen, um durch den 

nächsten Wochen zu kommen. Ja, wir erleben genau das: 

Charakter. – Ich bin überwältigt von der Einsicht, Diszip-

lin und Hilfsbereitschaft von fast allen Menschen in unse-

rer Stadt. Die Dummen und die Uneinsichtigen sind bei 

gut 3,8 Millionen Menschen die traurige Ausnahme. Wir 

sollten nicht auf diese wenigen blicken, wir sollten auf 

die vielen blicken, die noch nie dagewesene Kontaktbe-

schränkungen mit großem Verständnis geduldig und 

solidarisch leben. Im Namen des Senats sage ich den 

Berlinerinnen und Berlinern schon an dieser Stelle dafür 

ein großes Dankeschön! 

[Allgemeiner Beifall] 

Wir wissen: Besonders treffen unsere notwendigen Maß-

nahmen die vielen Familien. Bei ihnen hat sich der Alltag 

kolossal verändert, ohne Schule und Kita, mit Home-

office und Kindern, die zeitgleich zu Hause versorgt 

werden müssen. Aber auch für viele andere ist nichts 

mehr wie zuvor. Das Arbeitsleben hat sich grundlegend 

verändert, oder viele haben gar keine Arbeit mehr. Ihnen 

fehlt ihre Aufgabe und Möglichkeit, für ihren Unterhalt 

selbst zu sorgen. Auch das spüren wir jetzt besonders 

deutlich: Arbeit ist mehr als nur Geld verdienen. – Sozia-

le Kontakte, die gerade in Berlin oftmals außerhalb der 

eigenen vier Wände stattfinden, sind nicht mehr möglich, 

und viele machen sich Sorgen, wie es weitergehen soll: 

Kann ich meinen Laden, mein Unternehmen halten? 

Werde ich nach der Krise weiter Arbeit haben? Seien Sie 

alle versichert: Wir nehmen Ihre Sorgen ernst. Wir unter-

stützen schnell und unbürokratisch und werden alles 

unternehmen, um die Folgen der Krise aufzufangen. 

 

Das Parlament ist die Herzkammer unserer Demokratie. 

Dass wir gezwungen sind, wie der Präsident es eben 

gesagt hat, selbst unser Abgeordnetenhaus mit den ge-

wählten Vertreterinnen und Vertretern des Volkes ge-
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nauso wie die Verwaltung in eine Art Notbetrieb zu ver-

setzen, beweist, dass niemand diese Krise auf die leichte 

Schulter nimmt und doch pflichtbewusst seinen Aufgaben 

nachkommt, vielleicht in anderer Form. 

 

Ich möchte mich an dieser Stelle ganz ausdrücklich bei 

Ihnen, den Abgeordneten, auch denen der Opposition, mit 

deren Vorsitzenden ich in einem direkten Kontakt bin, 

bedanken. Ich möchte mich dafür bedanken, wie Sie die 

Arbeit des Senats in dieser schwierigen Phase unserer 

Stadt unterstützen, schnell Dinge ermöglichen, so wie 

gestern mit Ihren Finanzentscheidungen im Hauptaus-

schuss. Ich möchte mich dafür bedanken, dass Sie es 

sogar akzeptieren, dass Ihre parlamentarischen Kontroll-

rechte dem Senat gegenüber zurzeit eingeschränkt sind. 

Ich glaube, diese konstruktive Zusammenarbeit gibt vie-

len Menschen in unserer Stadt auch Hoffnung und Ver-

trauen. Ein großes Dankeschön dafür!  

[Allgemeiner Beifall] 

Wir müssen aber auch stets auf die Signale achten, die 

wir geben. Eine Krise braucht Haltung, Respekt und 

Zuversicht. Sie braucht nicht Kriegsrhetorik. Mich beun-

ruhigt, dass von einigen Regierungschefs immer öfter ein 

drastisches Kriegsvokabular eingesetzt wird. Das ist 

leichtfertig, gefährlich und verantwortungslos. 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

Wer jetzt metaphorisch über einen Kriegszustand und den 

Einsatz schwerer Waffen redet, der muss sich nicht wun-

dern, wenn er zusätzlich und unnötig Ängste schürt. Wir 

brauchen in diesen Zeiten nicht mehr, sondern weniger 

Ängste. Ich bin froh, dass unsere Bundeskanzlerin und ihr 

Kabinett jetzt mit uns gemeinsam den richtigen Ton aus 

Ruhe und Tatkraft treffen. Glauben Sie mir: Nach dem, 

was ich in den letzten Wochen erfahren habe und ent-

scheiden musste, unterschätzen mein Senat und ich die 

Situation an keiner Stelle. Wir leben in einer Ausnahme-

situation, die uns, auch wenn das Virus besiegt ist, allein 

wirtschaftlich und sozial noch lange beschäftigen wird, 

aber wir leben in keinem Kriegs- oder Nachkriegszu-

stand. Wer den Unterschied nicht kennt, der sollte seine 

Eltern oder Großeltern fragen.  

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN, den  

GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD und der FDP] 

Jetzt sind Besonnenheit, Menschlichkeit und Verständnis 

gefragt. Jetzt ist gefragt, ehrlich und abwägend miteinan-

der umzugehen. Lassen Sie mich auch das deutlich ma-

chen: Niemand weiß, wie lange wir unser gewohntes 

Leben einschränken müssen. Niemand weiß, welche 

Schritte noch nötig sein werden, denn jeden Tag erfahren 

wir aus der Medizin und Wissenschaft Neues über das 

Virus, müssen neue Entscheidungen treffen, die oft nicht 

leicht fallen. In Berlin sitzen die besten Wissenschaftle-

rinnen und Wissenschaftler, die – wie der anerkannte 

Virologe Christian Drosten – meinen Senat und mich 

genauso wie die Bundesregierung beraten. Auch dafür 

möchte ich mich bei Prof. Drosten und seinem Team 

herzlich bedanken, genauso wie beim Robert-Koch-

Institut. 

[Allgemeiner Beifall] 

Diese Expertise ist für unsere Maßnahmen und die Fol-

genabschätzung extrem wichtig. Sie sind ständige und 

wichtiger Ratgeber. Wir hören damit auf die Schlauen 

und eben nicht auf die Schlaumeier. Wer noch immer 

nicht den Ernst der Lage erkannt hat und weiter seine 

Spielchen treibt, wer schon immer alles besser und früher 

wusste, im eigenen Umfeld aber erst vor wenigen Tagen 

Konsequenzen gezogen hat, wer jeden Tag neue gute 

Ratschläge ohne eine entsprechende Grundlage gibt, dem 

ist jetzt nicht zu helfen, und dem man muss auch keine 

Aufmerksamkeit schenken. Jetzt sind Ernsthaftigkeit und 

Seriosität gefragt. Für anderes ist unsere Zeit im Kampf 

gegen das Virus zu kostbar.  

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN,  

den GRÜNEN und der FDP] 

Wir wissen auch, was heute noch als richtig und ausrei-

chend angesehen wurde, kann morgen schon wieder 

überholt sein. Wir werden, wenn nötig, jeden Tag aufs 

Neue auf veränderte Lagen reagieren. Das zeigt auch, 

dass es sich niemand einfach macht und dogmatisch an 

seiner Meinung festhält. Wir zaudern dabei nicht. Wir 

treffen die nötigen Entscheidungen, sachgerecht und 

lösungsorientiert. Dinge zu überdenken, Gesagtes zu 

verwerfen, einen Irrtum zuzugeben und neue Schlussfol-

gerungen zu ziehen, das ist in diesen Zeiten eine wichtige 

Voraussetzung für flexibles und verantwortungsvolles 

Regieren. Wir müssen daran festhalten dürfen und uns 

nicht dadurch verunsichern lassen, dass einige diese 

Coronalernkurve nicht akzeptieren wollen.  

 

Wir müssen auch den Mut haben, Geduld aufzubringen, 

zu prüfen, ob unsere Maßnahmen wirken, bevor wir wie-

der neue ergreifen. Nach den Beschlüssen zu den um-

fangreichen Kontakteinschränkungen vom Wochenende 

sollten wir genau das jetzt tun. Deswegen bitte ich alle: 

Unterstützen Sie die Umsetzung unserer Entscheidungen! 

Helfen Sie dabei zu erklären, dass wir alle jeden Tag neu 

lernen müssen, mit dieser Krise umzugehen, dass wir alle 

jetzt gefordert sind! Wir selbst informieren umfangreich 

über unsere Internetseite Berlin.de unter „Corona“ und 

Social-Media-Kanäle. Dort können sich alle, im Übrigen 

mehrsprachig, rund um die Uhr über unsere Maßnahmen 

aus erster Hand informieren, auch, unter welchen Maßga-

ben Sie jetzt Ihren Alltag organisieren müssen.  

 

Uns muss auch klar sein, selbst wenn wir die strengen 

Regeln wieder lockern können, wenn wir mehr und mehr 

wieder zurückkehren in unseren Alltag, selbst dann wer-

den uns die Folgen der Krise noch lange beschäftigen, 

politisch, sozial, wirtschaftlich und finanziell. Vertrauen 

schafft in solchen Zeiten, wer auf den Rat der besten 

Spezialisten setzt und entsprechend handelt. Wir tun das 

(Regierender Bürgermeister Michael Müller) 
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und werden als Senat auch weiterhin besonnen, verant-

wortungsvoll und sachorientiert entscheiden, was zu tun 

ist.  

 

Ich kann mit Fug und Recht sagen: Unsere Charité und 

Vivantes sind gerade in der jetzigen Situation die verläss-

lichsten Partner, die wir uns für unsere Gesundheitsver-

sorgung vorstellen können, eine Versorgung, auf die sich 

alle verlassen können. Wir können uns glücklich schät-

zen, dass wir über eine Daseinsvorsorge im Kranken-

hausbereich verfügen, die zu 50 Prozent über unsere 

beiden großen Gesundheitsunternehmen abgedeckt wird. 

Darum beneiden uns viele andere Länder auch in 

Deutschland, und es zeigt sich, dass es genau richtig war, 

die klinische Gesundheitsversorgung mit starken kom-

munalen Unternehmen zu organisieren.  

 

Ja, es ist richtig. Wir sind gut ausgestattet. Aber ich will 

an dieser Stelle auch sagen: Wir brauchen jetzt auch 

Nachschub. Schutzkleidung, wichtiges Material für Ärz-

tinnen und Ärzte, für die Pflegerinnen und Pfleger, für die 

Krankenschwestern. All das ist jetzt dringend nötig, ge-

nauso für die privaten Anbieter, nicht nur bei Vivantes 

und Charité, und die niedergelassenen Ärzte. Wir sind 

mit der Bundesregierung dazu im ständigen Austausch. 

Wir brauchen auch deren Unterstützung, damit die nächs-

ten Lieferungen über die Grenzen nach Deutschland 

kommen, damit wir sie verteilen können. Wir sind aber 

auch bereit und haben das diskutiert, unkonventionelle 

Lösungen zu suchen, nach entsprechenden Reinigungen 

Material auch mehrfach zu verwenden oder in Berlin 

selbst herzustellen. Auch das bereiten wir vor.  

 

Ich will an dieser Stelle aber auch sagen: Gerade weil wir 

vergleichsweise immer noch gut ausgestattet sind, will 

ich gerade in diesen schweren Zeit diese Situation nutzen 

und in Europa ein Zeichen setzen. Die Grenzen mögen 

kurzfristig geschlossen sein, unsere europäische Solidari-

tät darf dagegen keine Ländergrenzen kennen. Deswegen 

habe ich mit der Charité vereinbart, dass auch wir einen 

kleinen Beitrag leisten, die Not in unseren europäischen 

Nachbarländern zu lindern. Die Charité wird fünf Patien-

ten aus Italien aufnehmen. Das haben wir gestern mitei-

nander vereinbart, und ich danke der Charité für ihr En-

gagement.  

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN, den  

GRÜNEN und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD] 

Wir machen uns in diesen Zeiten keine Entscheidung 

leicht. Niemand beschließt einschneidende Maßnahmen, 

ohne abzuwägen, was sie für die Bekämpfung des 

Coronavirus, aber auch für die betroffenen Menschen 

bedeuten. Wir stehen in dieser Krise nicht vor einer, 

sondern vor vier zentralen Herausforderungen: 

 

Erstens: Wir müssen den Schutz der Menschen vor dem 

Coronavirus und eine gute Gesundheitsversorgung ge-

währleisten. Zweitens: Die soziale Situation der Berline-

rinnen und Berliner müssen wir im Blick haben und die 

sozialen Folgen unserer Entscheidungen bedenken. Drit-

tens: Wir müssen die Wirtschaft stabilisieren und damit 

die Arbeitsplätze und Existenzen in unserer Stadt sichern. 

Viertens: Wir müssen sicherstellen, dass Berlin auch nach 

der Krise wieder die weltoffene und vielfältige Metropole 

ist, in der jeder sein Leben führen kann, und dass sie 

wieder Sehnsuchtsort für die Menschen aus aller Welt ist, 

denn nur so können wir wieder an unseren Erfolg an-

knüpfen.  

 

Es ist gut, dass Bund und Länder ihre Maßnahmen ziel-

genau auf- und miteinander abstimmen, damit wir ge-

schlossen in Deutschland die gleichen Maßnahmen um-

setzen können. Der Senat entscheidet nach den Gesprä-

chen der Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzlerin 

schnell, wie wir das Verabredete auf die Berliner Situati-

on anpassen und wo wir durch eigene Maßnahmen ergän-

zen müssen. Das ist viel Arbeit im Detail, viel Arbeit, die 

von unserer Verwaltung geleistet wird, und auch das ist 

eine großartige Unterstützung.  

 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle allen Mitgliedern des 

Senats für ihre kollegiale und unermüdliche und hervor-

ragende Arbeit zu danken. Besonders möchte ich auch 

unserer Gesundheitssenatorin danken, die jetzt in einer 

besonderen Verantwortung steht, aber die, wie ich finde, 

für uns alle einen großartigen Job macht.  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Beifall von Tim-Christopher Zeelen (CDU)] 

So wichtig unsere Abstimmung mit dem Bund ist, so 

entscheidend ist natürlich auch die enge Zusammenarbeit 

mit unserem Nachbarland Brandenburg. Das haben Mi-

nisterpräsident Woidke und ich in unserer gemeinsamen 

Kabinettssitzung klargemacht. Es gibt natürlich Unter-

schiede zwischen unseren Ländern, aber wir werden uns 

weiter eng abstimmen und unterstützen. Das war zwi-

schen unseren Ländern bereits in der Vergangenheit 

schon Tradition, und wir werden es jetzt noch vertiefen.  

 

Wegen der Besonderheit unseres Metropolenraums haben 

wir als Senat auch im Rahmen der verschärften Kon-

takteinschränkungen Rücksicht darauf genommen, dass 

die große Mehrheit der Menschen in Berlin in Mietwoh-

nungen und nicht in Eigenheimen mit Garten wohnt. 

Deshalb geben wir ihnen weiter die Möglichkeit, auch 

mal rauszugehen und vor allen Dingen ihren Kindern zu 

erlauben, zwischendurch unter Berücksichtigung der 

Coronaverhaltensregeln an der frischen Luft zu sein. 

Auch das ist für die Gesundheit und das Wohlbefinden 

der Menschen wichtig.  

 

Mittlerweile haben auch fast alle in unserer Stadt ver-

standen, dass es um Einzelaktivitäten und nicht große 

Outdoor-Events geht. Ich bitte alle, diese Freiheiten be-

sonnen, rücksichtsvoll und gemäß den Vorgaben unseres 

RKI zu nutzen. Wir müssen die Infektionskurve ab-
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flachen. Wir müssen die Infektionsrisiken minimieren, 

damit unsere Schwerstkranken weiter gut versorgt wer-

den können mit den Kapazitäten, die wir in unseren Ge-

sundheitseinrichtungen haben. Bitte, nehmen Sie es ernst, 

wenn wir Ältere warnen. Ja, es ist so, jeder kann betrof-

fen sein, aber es gibt für Ältere in unserer Gemeinschaft 

ein höheres Risiko, an diesem Coronavirus schwer zu 

erkranken. Es ist wichtig, diese Hinweise ernst zu neh-

men. Es ist wichtig, damit wir zusätzliche Verschärfun-

gen vermeiden können. Ich bin davon überzeugt, dass alle 

unsere Maßnahmen am besten wirken können, wenn sie 

freiwillig eingehalten werden und wenn sie in der Bevöl-

kerung auf Akzeptanz und Einsicht stoßen.  

 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch mal klarstellen: Ich 

halte deswegen auch weiterhin eine generelle Ausgangs-

sperre für das allerletzte mögliche Mittel und will sie 

vermeiden. Ich will die sozialen Folgen eines strikten 

Ausgangsverbots nicht riskieren. Aus China wissen wir, 

dass häusliche Gewalt stark zugenommen hat. Zudem 

könnte die vollkommene Isolation bei vielen Menschen 

auch schwere psychische Folgen nach sich ziehen. Auch 

an diese Dinge müssen wir denken, wenn weitere Ver-

schärfungen von einigen leichtfertig in die Diskussion 

geworfen werden. Die Gesundheit unserer Mitmenschen 

hat viele Facetten.  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU,  

der FDP und der AfD] 

Seien Sie versichert: Wir werden alles Notwendige unter-

nehmen, um die Verbreitung des Virus zumindest zu 

verlangsamen, damit unsere gut aufgestellten medizini-

schen Einrichtungen mit der Zahl der Schwererkrankten 

Schritt halten können. Aber wir wollen auch vorsorgen, 

denn niemand von uns weiß wirklich, wie sich die 

Krankheit weiter entwickeln wird. Deswegen werden wir 

ein großes Coronanotfallkrankenhaus auf dem Gelände 

der Messe aufbauen. Ich danke an dieser Stelle ausdrück-

lich auch unserer Gesundheitssenatorin und der Bundes-

wehr für die zugesagte Hilfe und natürlich auch dem aus 

seinem Ruhestand zurückgekehrten Albrecht Broemme, 

den wir alle durch sein Engagement in Berlin gut kennen.  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN, den  

GRÜNEN und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD] 

Es ist mir wichtig, an dieser Stelle zu betonen, dass es 

sich um eine Vorsichtsmaßnahme handelt. Die beste 

Nachricht wird sein, wenn wir diese Betten nicht brau-

chen, aber es ist gut, vorbereitet zu sein, denn die Men-

schen erwarten von uns zu Recht, auch im Voraus zu 

handeln.  

 

Meiner Regierung ist es wichtig, bei jeder Maßnahme die 

Auswirkungen auf die Schwächsten und Hilfsbedürftigs-

ten in unserer Gesellschaft zu bedenken. Dazu gehören 

unter anderem die Wohnungslosen in unserer Stadt. Wir 

werden die Kältehilfe verlängern und mehrere Hundert 

zusätzliche Plätze für eine 24-Stunden-Versorgung schaf-

fen, damit auch Wohnungslose vor Ansteckung geschützt 

in den Einrichtungen zeitweilig zu Hause bleiben können. 

Daran arbeiten wir gemeinsam mit den bekannten und 

bewährten Trägern der Obdachlosenhilfe. Zusätzlich 

unterstützen wir die Tafeln beim Sammeln von Lebens-

mitteln zur Weitergabe an die Menschen, die darauf an-

gewiesen sind. Ich habe jetzt erfahren, auch die BVG 

beteiligt sich an dieser Hilfe.  

 

Wir müssen aufpassen, dass auch die sozialen Träger die 

Coronakrise gut überstehen. Wir werden sie danach, 

genauso wie alle unsere Ehrenamtsstrukturen, mehr als 

zuvor brauchen.  

[Allgemeiner Beifall] 

Das betrifft auch, und vielleicht besonders, unsere vielfäl-

tige Breitensportlandschaft. Der Sport kann uns nach der 

Krise schnell wieder zusammenführen und verbinden. 

Natürlich fehlen den Sportvereinen durch die Ausnahme-

situation jetzt Einnahmen, und die Angst ist groß, dass 

Menschen jetzt aus finanziellen Gründen austreten. Mei-

ne dringende Bitte an alle Sportbegeisterte ist deshalb: 

Bleiben Sie Mitglied in Ihren Vereinen! Unterstützen Sie 

sie weiter durch Ihre Beiträge! Die Vereine werden es 

Ihnen vielfach danken, auch mit vielen Angeboten nach 

der Krise. – Wir werden eine Anregung der CDU-

Fraktion aufgreifen, auch den Sportvereinen mit einem 

Hilfsfonds unter die Arme zu greifen. Der Sportsenator 

wird das selbstverständlich mitnehmen und die Möglich-

keiten prüfen. 

[Allgemeiner Beifall] 

Wir müssen uns sicher fühlen. Das betrifft unsere Ge-

sundheit, aber eben auch das Vertrauen darauf, dass wir 

nach der Krise in der Lage sein werden, unser Leben 

weiterzuführen. In diesen Tagen spürt jeder: Nicht der 

Markt regelt alles. Natürlich sind diejenigen im Unrecht, 

die immer nur „weniger Staat“ gepredigt oder unsere 

demokratischen Institutionen verächtlich gemacht haben. 

Wir alle brauchen jetzt einen starken Staat, und wir erle-

ben ihn. Die Menschen wissen das. Sie sehen jeden Tag, 

wie die Institutionen unserer wehrhaften und stabilen 

Demokratie und der Parlamentarismus im Kampf gegen 

diesen unsichtbaren Feind funktionieren, schnell und 

umfangreich handeln. Der Staat gibt uns jetzt das nötige 

Vertrauen, wir können uns auf ihn verlassen.  

 

Wir erleben alle, wie dramatisch die derzeitigen Maß-

nahmen für unsere Wirtschaft sind und wie sehr sich die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, aber auch Selbst-

ständigen und Kulturschaffenden um ihre Unternehmen, 

ihre Einkünfte und Arbeitsplätze sorgen. Glauben Sie 

mir, ich weiß aus eigener Erfahrung, aus meiner Zeit als 

kleiner Selbstständiger mit meinem Vater, wie es sich 

anfühlt, wenn die Aufträge auf einmal wegbleiben, aber 

man trotzdem Löhne und Miete zahlen muss! Wir hätten 

ohne eine schnelle Hilfe solch eine Krise keine zwei oder 
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drei Monate überleben können. So geht es heute vielen in 

unserer Stadt. Weil wir das wissen, werden wir schnell 

und unbürokratisch helfen. Die dafür gerade verkündeten 

Maßnahmen der Bundesregierung werden wir als Land 

Berlin ergänzen. Wir helfen jetzt den vielen Selbstständi-

gen, Start-ups, kleinen und mittleren Unternehmen durch 

die Krise. 

 [Beifall von Kurt Wansner (CDU)] 

Wir werden unsere bis vor Kurzem noch erfolgreiche 

vielfältige, digitale und breit aufgestellte Wirtschaft für 

die Zeit nach der Krise retten. Um die Hilfspakete mög-

lichst genau aufzusetzen, habe ich mich in den letzten 

Wochen, genauso wie die Wirtschaftssenatorin und der 

Finanzsenator, mit den wichtigen Verbänden und mit den 

Gewerkschaften getroffen. Lassen Sie mich diesen klei-

nen Einschub machen: Lassen Sie uns auch in der Krise 

daran denken, dass eine funktionierende Sozialpartner-

schaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern unser 

Land wohlhabend und sozial sicher gemacht hat. Auf 

diese Sozialpartnerschaft sollten wir auch weiter bauen. 

Gerade jetzt! 

[Allgemeiner Beifall] 

Wir haben neben den Hilfsmaßnahmen des Bundes mit 

einem Berliner Schutzschirm ein eigenes Programm mit 

bis zu 600 Millionen Euro für in Not geratene Unterneh-

men aufgesetzt. Klar ist, wenn sich zeigt, dass mehr ge-

braucht wird, werden wir nachsteuern. Wir bieten neben 

dem KfW-Programm des Bundes über die IBB Berliner 

Bürgschaften zur Überbrückung an. Die Wirtschaftssena-

torin hat mir schon gesagt, wie groß die Nachfrage ist und 

wie die Liquiditätshilfen abgefragt werden. Kulanz bei 

unseren Finanzämtern zu ausbleibenden Steuerzahlungen 

gehört ebenfalls zu unseren Unterstützungsmaßnahmen.  

 

Ich bin dem Bund dankbar, dass er gestern im Bundestag 

einen Nachtragshaushalt zur Bewältigung der Pandemie 

in Höhe von 156 Milliarden Euro beschlossen hat. Allein 

50 Milliarden Euro stehen bereit für Einmalzahlungen an 

Selbstständige und KMU, in Höhe von 9 000 Euro bis 

15 000 Euro, je nach Größe der Unternehmen. Wir bieten 

ein ähnliches eigenes Programm für Soloselbständige und 

Kleinstunternehmen mit Zuschüssen in Höhe von 

5 000 Euro, die auch mehrfach beantragt werden können. 

Wir haben all das in Berlin letzte Woche beschlossen. 

Die Anträge können ab morgen gestellt werden, und 

nächste Woche sollen die ersten Auszahlungen beginnen. 

Sie sehen daran, wie wichtig es uns ist, unseren Selbst-

ständigen, unseren Unternehmen in Berlin konkret, direkt 

und schnell zu helfen.  

 

Es ist auch gut, dass wir gerade für die kleinen und 

Kleinstselbstständigen, die Soloselbstständigen, die 

Grundsicherung öffnen, wenn ihnen gerade jetzt die Ein-

nahmen wegbrechen. Wichtig sind für viele Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer jetzt auch die vereinfachten 

Regeln des Bundes für das Kurzarbeitergeld. Ich begrüße 

es ausdrücklich, dass die Bundesagentur für Arbeit 

schnell und unbürokratisch Leistungen für die Menschen 

erbringen will, die darauf angewiesen sind. Notfalls müs-

sen auch Vorschüsse gewährt werden, wenn die Ansprü-

che nicht schnell genug geprüft werden können. Bund 

und Länder müssen hier vielleicht sogar noch flexibler 

und schneller handeln. Die Menschen erwarten, dass 

ihnen während und auch nach der Coronakrise mindes-

tens so umfangreich geworden geholfen wird wie den 

Banken nach der Bankenkrise 2007, 2008. 

[Beifall bei der SPD,  

der LINKEN und den GRÜNEN –  

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Sie erwarten es zu Recht. – Einkommen und Arbeitsplät-

ze müssen während und nach Corona neben den Fragen 

der Gesundheit für uns hohe Priorität haben. Besonders in 

den unteren Lohngruppen müssen wir stärker helfen. Ich 

kann es verstehen, wenn die Gewerkschaften sagen, dass 

in vielen Bereichen 60 Prozent des ausfallenden Lohns 

nicht zum Leben reichen. Wenn man Kinder hat, sind 67 

Prozent zu wenig. Ich bin der Meinung, dass der Bund 

hier dringend aufstocken muss. Ich werde mich an der 

Seite der Gewerkschaften auch als Vorsitzender der 

MPK-Ost dafür einsetzen, denn gerade in den ostdeut-

schen Bundesländern, auch in Berlin, sind die Löhne oft 

niedriger und prekärer als im Westen unseres Landes. Da 

sind 60 Prozent einfach nicht ausreichend. 

 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich unserem Flugha-

fenchef Lütke Daldrup danken, der ein klares Zeichen 

setzt. Wegen des Einbruchs des Flugverkehrs musste er 

jetzt ebenfalls Kurzarbeit ausrufen. Freiwillig erhöht er 

das Kurzarbeitergeld auf 80 Prozent, bei Alleinerziehen-

den sogar auf 90 Prozent. Das ist ein wichtiges Beispiel 

für den Bund, aber auch für andere Unternehmen, sofern 

sie sich das aus den guten Gewinnen der letzten Jahre 

leisten können. 

[Beifall bei der SPD,  

der LINKEN und den GRÜNEN – 

Marcel Luthe (FDP): Unglaublich!] 

Generell appelliere ich an die Wirtschaft: Sprechen Sie 

keine Entlassungen aus! Nutzen Sie die Hilfen, um die 

Menschen weiterhin an Ihre Unternehmen zu binden, 

denn Sie werden sie alle wieder brauchen, wenn wir das 

normale Leben wieder hochfahren. Das betrifft auch und 

vor allem die Auszubildenden, die wir in Zukunft drin-

gend brauchen.  

 

Natürlich sind jetzt auch weitere begleitende Maßnahmen 

wichtig, wenn Menschen durch die Coronakrise finanziell 

überfordert sind. Auch hier ist breite Solidarität gefragt, 

deswegen appelliere ich an die Vermieterinnen und Ver-

mieter unserer Stadt: Überlegen Sie, ob Sie Gewerbetrei-

benden, die jetzt ihre Läden schließen mussten, über 

einen längeren Zeitraum mit der Miete entgegenkommen 

können – ob durch Stundung oder Reduzierung. Eine 

geringere Gewerbemieteinnahme ist auf jeden Fall besser 

als langandauernder Leerstand. Im Gewerbe- und 
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Mietwohnungsmarkt bitte ich die Vermieter, generell bei 

Rückständen für beide Seiten vertretbare Lösungen zu 

finden. Unsere landeseigenen Wohnungsbaugesellschaf-

ten gehen mit gutem Beispiel voran: Niemand wird seine 

Wohnung wegen Zahlungsrückständen verlieren. 

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN, den  

GRÜNEN und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD] 

Ich will auch an das vom Präsidenten Gesagte anknüpfen. 

Es gibt in diesen Tagen viele Menschen, die für unser 

Leben in der Krise von großer Bedeutung sind. Diesen 

Menschen möchte ich meinen großen Dank und meinen 

Respekt ausdrücken. Man kann es nicht oft genug sagen: 

Die Heldinnen und Helden dieser Tage sind die Berline-

rinnen und Berliner, die auch jetzt unermüdlich den 

Dienst an ihren Mitmenschen leisten. Sie halten für uns 

die dringend notwendige Infrastruktur der Stadt aufrecht, 

in den Krankenhäusern, Arztpraxen, Laboren, bei der 

Polizei und Feuerwehr. Sie versorgen uns mit Strom und 

Wasser, entsorgen weiter unseren Müll, halten den öffent-

lichen Nahverkehr und die wichtigsten Aufgaben unserer 

Verwaltung aufrecht, und sie garantieren unsere Nahver-

sorgung mit den wichtigsten Gütern des Alltags, sitzen an 

den Kassen der Supermärkte, füllen die Regale auf und 

versorgen uns mit Medikamenten. Sie arbeiten in Sozial-

einrichtungen, kümmern sich um die Kinder derjenigen, 

die an ihrem Arbeitsplatz unentbehrlich sind. All diesen 

Menschen sage ich im Namen des Senats und aller Berli-

nerinnen und Berliner von ganzem Herzen Danke!  

[Allgemeiner Beifall] 

Ich will aber nicht nur Dank sagen, sondern unsere Wert-

schätzung auch finanziell ausdrücken. Deswegen habe ich 

den Finanzsenator gebeten, zu prüfen, wie wir unsere für 

Ende des Jahres geplante Berlinzulage jetzt nutzen kön-

nen, um Krankenschwestern, Polizisten, der Kassiererin, 

dem Erzieher und den vielen anderen Alltagshelden kon-

kret und gezielt zu helfen. Ich bin sicher, andere Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter, die davon profitieren sollten 

und nun nicht in der ersten Linie gefordert sind, werden 

das nicht nur verstehen, sondern sich auch hier solida-

risch zeigen. Alle Berlinerinnen und Berliner beweisen 

jetzt auch ihre Unterstützung, indem sie akzeptieren, dass 

wir zuerst wichtige Unterstützung wie Kinderbetreuung 

genau für diejenigen aufrechterhalten müssen, die sich 

um die Kranken und Gefährdeten kümmern und die Stadt 

am Laufen halten. 

 

Auch im alltäglichen Leben kann jeder seine Solidarität 

beweisen und den Zusammenhalt stärken. Einige wenige 

haben das leider noch nicht begriffen. Ich möchte darauf 

nur kurz, aber in gebotener Deutlichkeit eingehen. Wer in 

Krankenhäusern und öffentlichen Einrichtungen Desin-

fektionsmittel oder Schutzmasken entwendet oder wer 

trotz der verschärften Maßnahmen immer noch zu Partys 

einlädt, riskiert Menschenleben. Dafür kann es keine 

Rechtfertigung und kein Pardon geben. 

[Allgemeiner Beifall] 

Es ist schlicht und ergreifend – ich bleibe bei der Formu-

lierung – asozial, wenn Hamsterkäufe zu vorübergehend 

leeren Regalen führen. Deshalb sage ich in aller Deut-

lichkeit: Kaufen Sie nur das ein, was Sie wirklich brau-

chen! Die Versorgung ist gewährleistet. Ermöglichen Sie 

allen, insbesondere zum Beispiel Pflegekräften, nach 

ihrem harten Job für uns alle auch jederzeit einkaufen 

gehen zu können und ihre Familien gut zu versorgen. 

[Allgemeiner Beifall] 

Für mich bleibt wichtig, dass wir uns alle bewusst sind: 

Die Stadt verändert sich gerade, und manches wird Zeit 

brauchen. Nicht jede Maßnahme wirkt sofort, nicht jede 

Entscheidung wird sofort gut umgesetzt. Wir sind in einer 

absoluten Ausnahmesituation, auf die sich niemand ein-

stellen konnte, die niemand üben konnte. In diesen Zeiten 

sind Vertrauen und Zusammenhalt die wichtigste Wäh-

rung. Das gilt für uns als Politik genauso wie für jeden 

Einzelnen in unserer Gesellschaft. Jeder muss an seiner 

Stelle das tun, was nötig ist. Alle müssen helfen, und alle 

können helfen. Ich vertraue meinen Berlinerinnen und 

Berlinern, dass sie das Richtige tun. Dazu gehört auch, 

auf unsere Nachbarn zu achten. Wir alle müssen es jetzt 

älteren Menschen oder an Atemwegserkrankungen Lei-

denden ermöglichen, gänzlich zu Hause zu bleiben, um 

ihr Infektionsrisiko zu senken. Schon jetzt organisieren 

sich Nachbarschaften, die ihnen zum Beispiel mit Ein-

käufen helfen. Wer jetzt nur an sich denkt, der wird spä-

ter selbst allein dastehen, wenn er Hilfe braucht. 

 

Wir Berlinerinnen und Berliner haben schon viele schwe-

re Zeiten überstanden und miteinander schon mancher 

Krise die Stirn geboten. Das gehört zur DNA Berlins. 

Deswegen bin ich zuversichtlich, dass wir die drastischen 

Maßnahmen zur Eindämmung des Virus gemeinsam 

tragen und ertragen werden. Ich will nichts beschönigen. 

Es kann auch noch weitere Maßnahmen geben, die uns 

weiter einschränken, aber ich bin sicher, wir werden 

gestärkt aus der Krise hervorgehen. Wir werden die Din-

ge mehr zu schätzen wissen, die wir stets für normal und 

unangreifbar gehalten haben. Wir werden uns aber auch 

vieles wieder zurückerobern und Liegengebliebenes ab-

arbeiten müssen.  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 

Liebe Berlinerinnen und Berliner! Wir wissen, niemand 

von uns ist sicher vor Ansteckung und den Folgen. Jeden 

und jede von uns kann es treffen. Die letzten Tage haben 

gezeigt, dass die überwältigende Mehrheit der Berlinerin-

nen und Berliner bereit ist, große Opfer zu bringen und 

Einschränkungen des persönlichen Lebens hinzunehmen. 

Mich macht das zuversichtlich. Wir tun das für unsere 

Liebsten, für unsere Kolleginnen und Kollegen, die 

Nachbarn, Freunde und diejenigen, die jetzt für uns da 

sind, und wir wissen, dass sich das lohnt. Denn wir wol-

len in unserem Berlin wieder an jeder Ecke das Leben 

spüren, das diese Metropole so einzigartig und lebenswert 
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macht. Dann werden Großeltern wieder mit ihren Enkeln 

auf dem Arm über das Tempelhofer Feld spazieren. Men-

schen aus aller Welt werden wie früher am Brandenbur-

ger Tor ihre Selfies machen und ausgelassen in unseren 

Clubs feiern. Liebende werden Hand in Hand an der 

Spree entlangflanieren. Wir werden wieder auf Konzerten 

mitsingen und nach Zugaben rufen. Tausende feuern 

wieder in unseren Stadien ihre Mannschaften an. Wir 

werden ausgelassen mit unseren Freunden feiern, in Gär-

ten grillen, staunend durch die Gärten der Welt spazieren 

und im Tiergarten Volleyball spielen. Wir werden wieder 

unser Berlin leben. Dafür lohnt es sich, jetzt gemeinsam 

zu kämpfen und der Krise zu trotzen. – Vielen Dank, und 

bleiben Sie gesund!  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN,  

den GRÜNEN und der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD und der FDP – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) und 

Andreas Wild (fraktionslos)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

In der Aussprache beginnen wir jetzt mit dem Kollegen 

Dregger von der CDU. Für ihn und die nachfolgenden 

Redner nur ein Hinweis: Wir hier oben wären dankbar, 

wenn Sie uns einen Hinweis geben, ob Sie Zwischenfra-

gen zulassen würden. Ich gehe davon aus, dass die meis-

ten heute nicht das Bedürfnis haben, aber ich kann es 

leider nicht ausschließen. – Herr Dregger! Sie haben das 

Wort. 

 

Burkard Dregger (CDU): 

Herzlichen Dank! Vielen Dank auch für die Hygiene-

maßnahmen! – Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Wir alle haben Grund, heute 

als Erstes denen zu danken, die in der aktuellen Krise 

tagtäglich über sich hinauswachsen, die unser Land am 

Laufen halten. Sie brauchen jetzt unseren Rückhalt und 

unsere Unterstützung. 

[Allgemeiner Beifall] 

Das sind insbesondere unsere Ärzte und unser medizini-

sches Fachpersonal in den Krankenhäusern, in den Arzt-

praxen, in den Laboren, all diejenigen, die dafür sorgen, 

dass die Infizierten und Kranken optimal versorgt wer-

den, unsere Pflegekräfte, die sich um die Pflegebedürfti-

gen kümmern, unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

bei der BSR, der BVG, der S-Bahn, den Wasserbetrieben 

und den Energieversorgern, die für die Funktionsfähigkeit 

unserer Stadt unersetzlich sind, unsere Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in den Verwaltungen, bei der Polizei, der 

Feuerwehr, den Hilfsorganisationen, dem Technischen 

Hilfswerk, unsere Soldaten der Bundeswehr und genauso 

unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Lebens-

mittelmärkten und in den Apotheken, die für die Versor-

gung unersetzlich sind. Sie sind unsere Helden, und sie 

müssen von uns bekommen, was sie für ihre Arbeit benö-

tigen. 

[Beifall bei der CDU, der AfD und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD,  

der LINKEN und den GRÜNEN] 

Es besorgt uns, dass die Schutzausstattungen für unsere 

Helfer knapp zu werden drohen. Das darf auf keinen Fall 

passieren, und deswegen müssen Lösungen her. Da darf 

man die Verantwortung nicht auf andere schieben, son-

dern die Lösungen müssen hier in Berlin gefunden wer-

den, und zwar unverzüglich. 

[Beifall bei der CDU – 

Beifall von Marcel Luthe (FDP),  

Dr. Hans-Joachim Berg (AfD)  

und Hanno Bachmann (AfD)] 

So wie unsere Stadt und unser Land heute zusammenste-

hen müssen, so wie heute Nachbarn, Freunde, Bekannte 

und Ehrenamtliche einander helfen, um Einkäufe zu erle-

digen, um zum Arzt zu kommen, so müssen auch wir, 

wie wir hier sitzen, zusammenstehen. Daher sage ich 

Ihnen, sehr geehrter Herr Regierender Bürgermeister, 

hiermit die Unterstützung der CDU-Fraktion zu. Die 

Menschen erwarten von uns, dass wir zusammenstehen. 

Wir werden alles tun, um Schaden von unserem Land und 

seinen Menschen abzuwenden. Wir wollen, dass von 

dieser Plenarsitzung heute ein klares Signal in die Stadt 

ausgeht: Berlin steht zusammen, und wir lassen nieman-

den zurück.  

[Allgemeiner Beifall] 

Diese notwendige Unterstützung des Senates durch die 

Opposition ist aber keine einseitige Angelegenheit, sehr 

geehrter Herr Regierender Bürgermeister! So, wie wir 

unseren Beitrag leisten, so erwarten wir Gleiches von 

Ihnen. Politische Projekte, die unsere Stadt spalten, dür-

fen jetzt nicht fortgeführt werden. Ich fordere Sie auf, die 

Finanzmittel des Landes bis auf Weiteres nicht mehr für 

völlig überteuerte Immobilienankäufe auszugeben, die 

niemandem etwas bringen und allein den Landeshaushalt 

belasten. Ich fordere Sie auf, die unverantwortliche Aus-

übung von Vorkaufsrechten mancher Ihnen nahestehen-

der Stadträte zugunsten der „DIESE eG“ nicht mehr zu 

decken  

[Beifall bei der CDU, der AfD und der FDP] 

und mit Steuermitteln finanziell abzusichern. Das muss 

jetzt aufhören, denn es muss jetzt darum gehen, dass die 

Infektionsgefahren bekämpft werden und dass Leben und 

wirtschaftliche Existenzen gerettet werden. Jetzt müssen 

unsere finanziellen Ressourcen gezielt dafür eingesetzt 

werden, dass unsere Wirtschaft zum rechten Zeitpunkt 

die richtigen Impulse bekommt, um aus der Krise wieder 

herauszukommen, um Arbeitsplätze zu retten, um wirt-

schaftliche Existenzen zu sichern, und da darf für Klien-

telpolitik jetzt kein Geld mehr vernichtet werden. 

[Beifall bei der CDU, der AfD und der FDP] 

(Regierender Bürgermeister Michael Müller) 
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Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir noch eine 

andere Anmerkung zum Zusammenhalt in unserer Stadt! 

Diesen versuchen Antisemiten, Neonazis, Reichsbürger, 

Linksextremisten und Salafisten durch Verbreitung kru-

der Verschwörungstheorien zu untergraben. Auf der 

unsäglichen linksradikalen Internetplattform „Indymedia“ 

gab es vor wenigen Tagen gar einen Aufruf zu Plünde-

rungen und Angriffen auf unser Stromnetz – jetzt, mitten 

in der Pandemie. Was geht eigentlich in den Köpfen 

dieser Leute vor? Wer Derartiges androht, der bedroht 

vor allen Dingen Alte, Kranke und Hilfsbedürftige. Er 

bedroht unsere Hilfsorganisationen und ehrenamtlichen 

Helfer, er bedroht unsere Krankenhäuser, unsere Ärzte 

und unsere Pflegekräfte. Diese Leute verdienen nur eines, 

unser aller geschlossene Verachtung und die konsequente 

Strafverfolgung. 

[Beifall bei der CDU, der AfD und der FDP – 

Beifall von Joschka Langenbrinck (SPD)  

und Andreas Wild (fraktionslos) – 

Frank-Christian Hansel (AfD): Das gibt es ja nicht,  

kein Beifall von euch! Unglaublich! – 

Hanno Bachmann (AfD): Symptomatisch! – 

Weitere Zurufe von der AfD] 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfraktionen! 

Ich hätte mir eigentlich auch Ihren Applaus jetzt ge-

wünscht. Vielleicht denken Sie mal darüber nach.  

[Frank-Christian Hansel (AfD): Unglaublich! – 

Weitere Zurufe von der AfD] 

Die Entscheidungen des Senates zur Abwehr der Pande-

mie sind zögerlich gekommen, aber wir unterstützen sie. 

Verantwortungsvolle Unterstützung des Senates, wie wir 

sie verstehen, beinhaltet aber auch konstruktive Kritik 

und Lösungen. Die Experten der CDU-Fraktion haben in 

unserem heutigen Dringlichkeitsantrag 22 Vorschläge 

unterbreitet, weil wir 22 Bereiche identifiziert haben, in 

denen es noch nicht gut läuft.  

 

Wir wollen eine beschleunigte Beschaffung von Schutz-

ausrüstungen. Wir wollen die Kapazitäten für die Durch-

führung der Coronatests ausbauen. Wir wollen, dass 

Einreisende an unseren Flughäfen endlich untersucht und 

gegebenenfalls in Quarantäne geschickt werden. Wir 

wollen, dass endlich die Verträge mit den Hilfsorganisa-

tionen abgeschlossen werden, die die Coronaverdachts-

fälle sicher zur Untersuchung bringen sollen, und es ist 

uns unerklärlich, warum es seit Wochen hiermit nicht 

weitergeht. Wir wollen, dass freigesetzte Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der Senatsverwaltung im Homeoffice 

jetzt dort eingesetzt werden, wo wir sie dringend brau-

chen, in den unterbesetzten Gesundheitsämtern der Be-

zirke, bei den unzureichenden Informationshotlines des 

Senates und bei der zusammengebrochenen Erstinforma-

tion der IBB. In Bayern und in Nordrhein-Westfalen 

werden bereits seit einer Woche Hilfen ausgezahlt. Das 

muss jetzt endlich auch in Berlin funktionieren. 

[Beifall bei der CDU, der AfD und der FDP] 

Wir wollen, dass das geplante Reservekrankenhaus nicht 

das Fachpersonal aus den bestehenden Krankenhäusern 

abzieht. 2 500 hier in Berlin bereits ansässige Ärzte und 

Pfleger warten auf die Anerkennung ihrer ausländischen 

Berufsabschlüsse. Wir brauchen diese Kräfte, wir haben 

diese Kräfte, und es ist nicht zu verstehen, dass sie in der 

Krise nicht zum Einsatz kommen können dürfen. 

[Sibylle Meister (FDP): Schön, dass die CDU  

das jetzt auch so sieht! – 

Weitere Zurufe von der LINKEN und den GRÜNEN] 

Wir wollen die Katastrophenvorsorge stärken und eine 

bessere Koordinierung durch einen 24/7-Krisenstab in der 

Senatskanzlei. Sehr geehrter Herr Regierender Bürger-

meister, das gäbe Ihnen die Möglichkeit, in der Krise 

entschlossen zu führen. Ergreifen Sie diese Chance, es 

kommt jetzt auf zügiges und entschlossenes Handeln an! 

[Beifall bei der CDU – 

Lachen bei der LINKEN und den GRÜNEN – 

Regina Kittler (LINKE): Echt solidarisch gerade!] 

Eines ist mir noch wichtig: Unser Land und unsere Stadt 

haben in den letzten Jahren schwere Spaltungen erlebt. 

Vertrauen ist verloren gegangen. Ängste, nicht nur vor 

der Pandemie, beherrschen das Denken und Fühlen vie-

ler, und manchem mögen diese Ängste politisch opportun 

sein. Das ist nicht gut für unser Land. Wie immer ist die 

Krise aber auch eine Chance. Geben wir den Berlinern 

ein Beispiel für Zusammenhalt in der Krise! Zeigen wir, 

dass wir die Krise jetzt gemeinsam meistern und unser 

Land zu alter Stärke zurückführen! Wenn wir das schaf-

fen, und daran habe ich keinen Zweifel, denn Berlin hat 

schon einiges andere überstanden, dann besiegen wir 

diese verbreiteten Ängste, und dann gewinnen wir neuen 

Zusammenhalt und neues Vertrauen für unser Land. – 

Vielen Dank und bleiben Sie gesund! 

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der FDP – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos)  

und Andreas Wild (fraktionslos)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die SPD-Fraktion hat nunmehr Herr Saleh das Wort. 

– Bitte schön, Herr Kollege! 

 

Raed Saleh (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lieber Herr Dregger! Vielleicht nur ein Satz zu Ihnen: 

Das Thema, über das wir heute reden, ist zu groß, um 

Ihre Rede jetzt zu bewerten. Sie haben sich mit dieser 

Rede selbst disqualifiziert. 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

Vielen Dank, Herr Regierender Bürgermeister, für diese 

Regierungserklärung und auch stellvertretend ein großes 

(Burkard Dregger) 

 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

18. Wahlperiode 

 

Seite 6766 Plenarprotokoll 18/56 

26. März 2020 

 

 

Dankeschön an den gesamten Senat, der auch in den 

letzten Wochen einen enorm wichtigen Job macht in 

dieser Stadt! Vielen Dank an alle Mitglieder des Senats!  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

Wir, Parlament und Senat, haben gemeinsam die Aufga-

be, in diesen schweren Tagen die Gesundheit der Berline-

rinnen und Berliner zu schützen und Schaden von der 

Stadt abzuwenden. Unser Land, die Menschen in unserem 

Land durchleben eine Krise, wie wir sie in diesem Aus-

maß alle zusammen vorher noch nicht erlebt haben. Wir 

stehen vor enormen Herausforderungen. Die Coronapan-

demie macht auch vor unserer Stadt nicht halt. Weite 

Teile des öffentlichen Lebens stehen still, Menschenleben 

müssen geschützt werden, Existenzen sind bedroht. Die 

Stadt lebt im Krisenmodus. Die Kitas und Schulen sind 

geschlossen, eine Betreuung findet nur im Notbetrieb 

statt – Notbetrieb für die Kinder nicht weniger Berline-

rinnen und Berliner, die in diesen harten Stunden hart 

arbeiten müssen, damit unsere Stadt auch weiterhin funk-

tioniert, von Berlinerinnen und Berlinern, die durch ihren 

unermüdlichen Einsatz dazu beitragen, dass wir diese 

Krise zusammen durchstehen. Ich denke an die Feuer-

wehrleute, an die Ärztinnen und Ärzte, die Pflegerinnen 

und Pfleger. Ich denke an die Busfahrerinnen und Bus-

fahrer, die S- und U-Bahn-Fahrerinnen und -Fahrer, ich 

denke an die vielen Tausend Angestellten in den Le-

bensmittelläden, in den Apotheken, in den Arztpraxen, an 

die Kolleginnen und Kollegen bei der BSR. Ich denke an 

die Polizei, die Justizvollzugsangestellten, das Personal in 

allen Betrieben, die das öffentliche Leben und die Grund-

versorgung sicherstellen. Ich denke an die Kolleginnen 

und Kollegen heute hier im Haus, und damit meine ich 

ausdrücklich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 

dafür sorgen, dass heute auch hier alles reibungslos ver-

läuft. 

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Beifall von Marcel Luthe (FDP)] 

Und nicht zuletzt denke ich an die vielen Erzieherinnen 

und Erzieher, die Lehrerinnen und Lehrer in den Notbe-

trieben selbst. Ich glaube, im Namen des gesamten Hau-

ses sagen zu können: Wir danken Ihnen aus tiefstem 

Herzen für Ihren Einsatz in dieser Krise für die Stadt 

Berlin. Vielen Dank dafür!  

[Beifall bei der SPD, der CDU, der LINKEN,  

den GRÜNEN und der FDP] 

Die Aufgaben für die kommenden Wochen und Monate 

sind klar: Der Schutz von Menschenleben hat die oberste 

Priorität. Einige Menschen sind besonders gefährdet, 

nämlich ältere Menschen, chronisch kranke Menschen 

oder Menschen mit einer Vorerkrankung. Die Vorausset-

zung für den Schutz von Menschenleben ist, dass die 

medizinische Versorgung gewährleistet ist, und das ist 

sie, Gott sei Dank, bislang. Von der italienischen Kran-

kenschwester bis zum italienischen Ministerpräsidenten 

hören wir: Bitte, wiederholt nicht unsere Fehler! – Fast 

alle Experten raten uns, so entschlossen wie nötig zu 

reagieren. 

 

Deshalb mussten harte Entscheidungen getroffen werden, 

bis hin zu Kontaktsperren für die Bevölkerung. Uns allen 

ist völlig klar, dass solch einschneidende Maßnahmen 

eine sehr große Belastung für alle Menschen darstellen – 

für die Eltern, die ihre Kinder jetzt 24 Stunden am Tag 

betreuen und gleichzeitig noch arbeiten müssen, für die 

Abiturientinnen und Abiturienten, denen wir noch nicht 

wirklich sagen können, wie und wann die Prüfungen 

stattfinden, für die Kioskbetreiber auf den Bahnsteigen, 

bei denen niemand mehr stehenbleibt und etwas kauft, für 

die Fleischproduzenten, die keine Abnehmer finden, weil 

die Restaurants, die sie beliefern, gerade geschlossen 

sind, für die Kinobetreiber, deren Leinwände schwarz 

bleiben, und viele mehr. Alle in unserer Stadt sind betrof-

fen, die einen etwas weniger, die anderen etwas mehr. 

 

Wir haben in Berlin ein hervorragendes Gesundheitssys-

tem. Wir haben hochprofessionelle Kliniken und Kran-

kenhäuser, vor allem haben wir auch Personal, auf das 

wir uns verlassen können, und auch sie dürfen sich auf 

uns verlassen. Die Entscheidungen der vergangenen Tage 

waren notwendig, um die Pandemiekurve abzuschwächen 

und um so Menschenleben zu retten. Wir müssen unsere 

Krankenhäuser vor Überlastung schützen. 

 

Gleichzeitig brauchen wir neue Kapazitäten. Der Bau des 

Coronakrankenhauses auf dem Messegelände ist notwen-

dig und absolut richtig. Wir brauchen zusätzliche Kapazi-

täten, und zwar zügig. Mein Dank gilt an der Stelle der 

Senatorin Dilek Kalayci, die nicht nur hier, sondern ins-

gesamt bewiesen hat, wie notwendig entschlossenes Han-

deln ist. – Vielen Dank an der Stelle! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

Wir müssen den Kampf gegen die Zeit gewinnen. Ich 

bekomme, ähnlich wie Sie alle hier, ständig Anrufe von 

Unternehmern, von einzelnen Selbstständigen, von Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die um ihren Job 

bangen. Sie sagen mir: Wir können nicht mehr, wir brau-

chen eure Hilfe. – Diese Krise trifft sehr viele Menschen 

sehr hart. Sehr viele Menschen fürchten um ihre Existenz. 

Wer etwa ein Gasthaus von heute auf morgen schließen 

muss, der braucht sofort Hilfe, schnell und unbürokra-

tisch. 

 

Ich bin froh, dass genau das jetzt sehr schnell passiert; 

dass die Parlamente auf Bundes- und Landesebene sehr 

schnell reagieren und die notwendige Hilfe bereitstellen, 

ob auf der Bundesebene durch Wirtschaftsminister Alt-

maier, Finanzminister Scholz und Arbeitsminister Heil, 

die gerade enorme Summen bereitgestellt haben, oder in 

Berlin, wo es uns gelungen ist, innerhalb von wenigen 

Tagen 600 Millionen Euro bereitzustellen – 600 Millio-

nen Euro, die notwendig sind, um Unternehmen das 

(Raed Saleh) 
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Signal zu geben: Wir denken an euch, wir stehen an eurer 

Seite, und wir wollen, dass die Krise so glimpflich wie 

möglich verläuft. Wir helfen euch. – Deshalb auch an der 

Stelle ein großes Dankeschön an das gesamte Haus, auch 

an die Opposition, die das gestern mitgetragen hat. – 

Vielen Dank dafür! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU und der FDP] 

Ich sage an der Stelle auch ganz deutlich: Am Geld wird 

die Hilfe nicht scheitern. Wenn noch mehr Geld benötigt 

wird, so wird auch mehr Geld fließen, die Schuldenbrem-

se ist längst passé. Am Geld wird es nicht scheitern. 

 

Meine Erwartung an den Senat ist – der Regierende Bür-

germeister hat das, wie ich finde, gerade sehr gut formu-

liert –, dass das Land Berlin in allen Bereichen als Ar-

beitgeber mit gutem Beispiel vorangeht, um Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter auch in dieser schweren Phase zu 

unterstützen. Das gilt ausdrücklich auch für die landesei-

genen Beteiligungen. Gerade überall dort, wo wir als 

Land Berlin Verantwortung tragen, müssen wir mit aller-

bestem Beispiel vorangehen – etwa beim Friseur, dem 

kleinen Café, das bei einer der landeseigenen Wohnungs-

baugesellschaften Mieter ist und dessen Existenz bedroht 

ist. Hier müssen wir unbürokratisch und schnell handeln, 

indem wir Mieten nicht abverlangen und den Leuten in 

einer schweren Phase helfen. 

 

Das Wort der Stunde heißt Solidarität. Es beginnt mit der 

Disziplin jedes einzelnen. Regelmäßiges Händewaschen, 

immer Abstand halten – das ist gelebte Solidarität. Für 

Risikogruppen wie Ältere oder Kranke ist es besonders 

gefährlich, ja teils lebensbedrohlich, wenn sie sich mit 

dem Coronavirus anstecken. Daher ist es so wichtig, dass 

Nachbarn, Familienangehörige oder Freunde einspringen 

und die Einkäufe für diejenigen erledigen, die auf Hilfe 

angewiesen sind. Auch an der Stelle – weil wir alle wis-

sen, dass das in Berlin schon überall passiert – ein großes 

Dankeschön an alle, die jetzt bereits helfen und den Älte-

ren das Leben leichter machen. – Vielen Dank dafür! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der FDP – 

Beifall von Stefan Evers (CDU)] 

Was wir im Moment in der Welt, in Deutschland, in Ber-

lin erleben, gleicht einem einzigen Albtraum; einem Alb-

traum, der alle Sprachen, Kulturen und Religionen der 

Welt gleichermaßen trifft und keine Grenzen kennt; ei-

nem Albtraum, der weh tut, der auch mir sehr weh tut. 

Alles, was uns wichtig ist, was unser Leben in dieser 

wunderbaren Stadt ausmacht, ist gerade nicht möglich: 

die Leichtigkeit, die Herzlichkeit, die Weltoffenheit, die 

Geselligkeit, die Fröhlichkeit, das unbeschwerte Mitei-

nander. All das, was typisch Berlin ist und unsere Stadt 

so liebenswert macht, ist gerade nicht möglich. 

 

Doch das, was Berlin auch immer ausgemacht hat, ist – 

der Regierende Bürgermeister hat es gesagt –, in schwe-

ren Zeiten die Ärmel hochzukrempeln, nicht zu lamentie-

ren, sondern die Gegenwart zu nehmen, wie sie ist, und 

mit unerschütterlichem Optimismus in die Zukunft zu 

gehen. Wenn Berlinerinnen und Berliner eines ausmacht, 

dann ist es, in der Krise zusammenzustehen, sich unter-

zuhaken, sich gegenseitig Mut zu machen. Das hat unsere 

Heimatstadt in ihrer Geschichte viele Male bewiesen. 

Auch in den letzten Tagen hat sich immer wieder gezeigt: 

In schweren Stunden hält Berlin zusammen. 

 

In den Tagen nach dem Zweiten Weltkrieg, vor fast ge-

nau 75 Jahren, als unsere Stadt am Boden lag, als die 

Bevölkerung verzweifelt war, zeigte sich die freie Welt 

solidarisch mit Berlin. Heute, in dieser weltweiten Krise, 

in einer Zeit der Angst, der Unsicherheit und der Traurig-

keit können und müssen wir Berlinerinnen und Berliner 

entschlossen voranschreiten, und das tun wir. Wer, wenn 

nicht wir, weiß, dass selbst auf die schwärzesten Stunden 

immer wieder fröhliche Tage folgen? 

 

Ich bin mir sicher: So schwer die Krise gerade ist, sie 

wird uns stärker machen, solidarischer, bewusster und 

optimistischer. Wir werden diesen schweren Weg zu-

sammen durchstehen, und wir werden am Ende des Weg-

es stärker ankommen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Zwischenzeitlich darf ich noch mal darauf hinweisen, 

dass wir eine eindeutige Verabredung haben, dass wir uns 

hier im Plenarsaal nicht gegenseitig fotografieren, um die 

sozialen Medien damit zu bestücken. Ich bitte herzlich 

darum, diese Verabredung auch an einem solchen Tag 

einzuhalten! – Herr Pazderski, bitte schön, Sie haben das 

Wort! 

 

Georg Pazderski (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Für unsere Demokratie ist diese Krise ein Stresstest. Wir 

alle müssen besonnen und verantwortlich handeln; das 

gehört für uns zur bürgerlich-konservativen Politik der 

AfD. Sinnvolle Entscheidungen tragen wir mit, aber 

entschlossenes Handeln darf nicht in blinden Aktionis-

mus ausarten. 

 

Viele der derzeitigen Maßnahmen mögen die Ausbrei-

tung der Pandemie verlangsamen, sie dürfen aber unsere 

freiheitliche Demokratie und unsere Wirtschaft nicht 

dauerhaft beschädigen. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) und 

Andreas Wild (fraktionslos)] 

(Raed Saleh) 
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Wir begrüßen es ausdrücklich, die Funktionsfähigkeit 

dieses Hauses aufrechtzuerhalten, aber wir sind in Sorge, 

wenn ohne jede gesellschaftliche Debatte die Landesver-

fassung im Hauruckverfahren geändert werden soll. – 

Das werden wir nicht mitmachen.  

[Beifall bei der AfD – 

Zuruf von der AfD: Bravo!] 

Wir danken dem Senat und dem Präsidenten dafür, uns in 

den Informationsfluss und in Entscheidungen mit einzu-

beziehen. Das war nicht immer so, sollte aber in Zukunft 

so bleiben. Wir unterstellen dem Senat, in der gegenwär-

tigen Krise nach bestem Wissen und Gewissen zu han-

deln. Es ist nicht leicht, zwischen dem Schutz der Berli-

ner, den Einschränkungen der Freiheit und der Verhinde-

rung wirtschaftlicher Schäden den richtigen Kurs zu 

halten. Es ist aber immer auch eine Abwägung vorzu-

nehmen, was tatsächlich notwendig ist und was nicht. 

 

In dieser kritischen Situation sind unsere Sicherheitskräf-

te besonders gefordert. Ich begrüße das Durchgreifen der 

Polizei zur Einhaltung der beschlossenen Maßnahmen. 

Null Toleranz gegenüber Regelbrechern – das würden wir 

uns immer wünschen. 

[Beifall bei der AfD] 

Immerhin wissen wir jetzt: Wenn wir es wirklich wollen, 

können wir es auch. Eine wichtige Erkenntnis im Kampf 

gegen kriminelle Clans, Drogen oder auch bei Abschie-

bungen! 

[Beifall bei der AfD] 

Die Berliner reagieren in der Krise in der Masse verant-

wortungsbewusst, doch einige wollen die Coronakrise 

missbrauchen. Sie fordern, Tegel sofort zu schließen, die 

Abi-Prüfungen abzuschaffen oder flächendeckend Tem-

po 30 einzuführen. Linke Lobbyisten wollen die Krise 

schamlos ausnutzen, um ihre ideologischen Pläne durch-

zupeitschen. Davon lassen wir uns nicht beeindrucken. 

[Beifall bei der AfD] 

Wenn die Krise ihren Höhepunkt überschritten hat, müs-

sen wir kritisch zurückblicken, denn leider lief vieles 

nicht rund. Schon heute wissen wir: Wenn es denn wirk-

lich unumgänglich war, hätte vieles früher, mutiger und 

entschlossener umgesetzt werden müssen. Wir haben 

unnötig Zeit verloren. Darum brauchen wir nach der 

Krise eine schonungslose und umfassende Fehleranalyse, 

auch auf der Basis internationaler Erfahrung, zum Bei-

spiel aus Österreich, Südkorea oder Taiwan. Ich rege 

dazu eine fraktionsübergreifende Arbeitsgruppe an. 

[Torsten Schneider (SPD): Unbedingt! 

Unter Ihrer Leitung!] 

Ich frage mich: Warum sind wir auf eine Pandemie so 

wenig vorbereitet, obwohl doch seit SARS 2002/03 be-

kannt ist, dass sich in einer globalisierten Welt Krankhei-

ten sehr schnell verbreiten. Das ist für mich vor allem 

auch deshalb unverständlich, weil allen Ministerien seit 

Anfang 2013 mit der Drucksache 17/12051 des Bundes-

tages ein vom Robert-Koch-Institut detailliert ausgearbei-

tetes Drehbuch für die Coronakrise vorlag. Hat man sich 

zu lange in der Hoffnung ausgeruht, dass so etwas nicht 

noch einmal passieren kann? Ich weiß es nicht. Eines ist 

schon jetzt klar: Nach Corona müssen wir uns deutlich 

besser auf künftige Krisenszenarien vorbereiten. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Andreas Wild (fraktionslos)] 

Wenn es hart auf hart kommt, dann handeln alle Regie-

rungen nur noch im nationalen Interesse ohne EU und 

ohne Brüssel. Grenzen werden wieder kontrolliert, sogar 

unsere. National unterschiedliche Entwicklungen können 

nur von Nationen gelöst werden. Die EU ist dazu nicht 

fähig genauso wenig wie der übertriebene deutsche Föde-

ralismus, der ebenfalls auf den Prüfstand gehört. 

[Zuruf von Torsten Schneider (SPD)] 

Die aktuelle Krise offenbart aber noch andere Schatten-

seiten. Es fehlt das richtige Maß zwischen Weltoffenheit 

und der Sicherung wirtschaftlicher und politisch stabiler 

Verhältnisse. Das gilt es insbesondere mit Blick auf die 

fortschreitende Globalisierung zu finden, damit die Bür-

ger das Vertrauen in die Politik zurückgewinnen. Letzt-

lich wiegen die Sicherheitsinteressen unserer Gesellschaft 

schwerer als ausschließlich deren wirtschaftlicher Erfolg. 

Wenn es nämlich darauf ankommt, entscheidet sich unser 

Schicksal in der Nation, in Deutschland und nicht in 

Brüssel, New York oder Genf. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) 

und Andreas Wild (fraktionslos)] 

Wir haben Vernunft und Realpolitik noch nicht verlernt. 

Dabei wird auch deutlich, was wirklich systemrelevant 

ist. 

[Zuruf von Torsten Schneider (SPD)] 

Genderprofessuren, Queerbeauftragte oder Radwegepla-

ner, alles Topthemen des Senats, sind es nicht. 

 

Die Menschen reagieren mit großer Umsicht. Wenn es 

darauf ankommt, verstehen fast alle, worauf es ankommt. 

Wir können uns auf unsere Bürger verlassen. Unser Dank 

gilt all denen, die in Krankenhäusern, Praxen und Labo-

ren schier Übermenschliches leisten, denen, die sich um 

Alte, Kranke und Schwache kümmern, beruflich oder 

freiwillig. Er gilt denen, die Sicherheit und Ordnung 

aufrechterhalten, und denen, die in Supermärkten arbei-

ten, damit wir alle versorgt sind. Eltern übernehmen die 

Betreuung ihrer Kinder, weil Schulen und Kitas geschlos-

sen sind. Jetzt zeigt sich, wie wichtig die Familie ist. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) 

und Andreas Wild (fraktionslos)] 

Wo die Familie intakt ist, bricht das soziale Netz nicht 

zusammen. Da findet Solidarität ganz selbstverständlich 

(Georg Pazderski) 
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und konkret statt. Leider haben wir die Familie viel zu 

sehr ins Abseits geschoben. Das muss sich in der Zukunft 

spürbar ändern. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos)] 

Wir brauchen wieder mehr Bürgersinn und Gemeinsinn. 

Eine Gesellschaft aus Egoisten, Hedonisten und Lobbyis-

ten wird an Krisen wie Corona scheitern. Darum müssen 

wir handeln und Bürger mit Sinn für die Gemeinschaft in 

der Krise besonders auszeichnen. 

 

Die Auswirkungen der Krise für Unternehmen und Be-

schäftigte sind noch nicht abzusehen. Wir stehen vermut-

lich vor großen strukturellen Veränderungen. Natürlich 

muss der Staat hier helfen. Allerdings dürfen wir nicht 

überall pauschal Geld hineinpumpen, denn letztlich müs-

sen die 18 Millionen deutschen Steuerzahler die gesamte 

Last tragen. Das sind dieselben, die schon jetzt schwer 

belastet sind durch die Euro-Rettung, die Energiewende, 

Kosten der Migration und extrem hohe Steuern und Ab-

gaben. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) 

und Andreas Wild (fraktionslos)] 

Wo Soforthilfe notwendig ist, muss sie zielgenau und 

dosiert kommen, vor allem für Mittelständler und kleine 

Firmen, die trotz der Krise ihre Mitarbeiter halten, Büro-

kratie muss abgebaut werden. Die USA zeigen uns gera-

de, wie es geht. 

[Lachen bei der SPD, der LINKEN und 

den GRÜNEN] 

Es sind Schuldenabbau und Schuldenbremse, beide von 

der linksgrünen Koalition bekämpft, die uns jetzt den 

Spielraum geben, zu helfen und in der Krise zu agieren. 

[Daniel Buchholz (SPD): Ist das Kabarett?] 

Eine Konzentration auf staatliche Programme zur ökolo-

gischen Transformation darf es nicht geben. Die echten 

Leistungsträger würden dann leer ausgehen. Wir müssen 

endlich wieder auf die bewährte soziale Marktwirtschaft 

vertrauen. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Andreas Wild (fraktionslos)] 

Wir haben keine Zeit für sozialistische Experimente, 

Klimawahn und breitere Radwege – braucht niemand! 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) 

und Andreas Wild (fraktionslos)] 

Das ist ideologischer Ballast. Uns geht es um den Schutz 

der Berliner und um die Verhinderung einer Wirtschafts-

krise. Alles andere ist irrelevant. 

[Beifall bei der AfD – 

Katrin Seidel (LINKE): Was?] 

Wir werden die Krise bewältigen, wenn wir Gemeinsinn 

und Verantwortung zeigen, da bin ich mir ganz sicher, 

über Parteigrenzen hinweg, gemeinsam. Der Staat hat 

selbstverständlich die Pflicht, in der Krise aktiv zu wer-

den, aber er ist auch in der Pflicht, sich nach der Krise 

wieder zurückzunehmen. Das gilt für die Beschränkungen 

der Grundrechte, aber auch für unsinnige Subventionen 

und sozialistische Experimente. 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Andreas Wild (fraktionslos)] 

Bereits jetzt sollte das schon geplant, formuliert und nach 

Möglichkeit zeitnah beschlossen werden. Lassen Sie uns 

in Berlin mit gutem Beispiel vorangehen! – Ich danke für 

Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (fraktionslos) 

und Andreas Wild (fraktionslos) – 

Torsten Schneider (SPD): Das hat gezeigt, 

warum Sie Ballast sind! – 

Georg Pazderski (AfD): Ein Schwätzer 

sind Sie! – 

Zuruf: Heulsuse! 

Zurufe von Marcel Luthe (FDP) 

und Torsten Schneider (SPD)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Kollegin Bluhm 

von der Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort. 

 

Carola Bluhm (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Berline-

rinnen und Berliner! Dass die Krise auch eine Chance für 

mehr Gemeinsamkeiten sein kann, das hat die Opposition 

bisher noch nicht unter Beweis stellen können. 

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN – 

Zurufe von der CDU und der AfD] 

Ich danke den Menschen, die mit ihrem täglichen Tun 

unser Gemeinwesen in diesen schwierigen Zeiten am 

Laufen halten, in der Pflege, im Krankenhaus, in Apothe-

ken, in der Feuerwehr und Polizei, in der Notbetreuung 

von Schulen und Kitas, im Supermarkt, in den Verkehrs- 

und Entsorgungsbetrieben und anderen wichtigen Berei-

chen.  Wäre es möglich, das jedem und jeder einzeln zu 

sagen, ich täte es gerne. Diese Menschen sind das Rück-

grat unserer Gesellschaft. Worauf es aber ankommt, ist, 

diese Menschen jetzt in ihrer Arbeit zu unterstützen, 

indem wir uns an die Regeln halten, aber auch, indem wir 

ihnen schnellstmöglich all die Mittel zur Verfügung stel-

len, die sie brauchen, um Leben zu retten und sich dabei 

selbst zu schützen.  

 

Wenn wir in Zukunft über die Arbeitsbedingungen und 

Bezahlung in Fürsorgeberufen und im Gesundheitssystem 

(Georg Pazderski) 
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debattieren, über die Ausstattung dieser Systeme und die 

Unterstützung, die sie brauchen, dann müssen und wer-

den wir uns dieser Krisenzeiten zu erinnern haben und die 

richtigen Entscheidungen treffen und Schlussfolgerungen 

ziehen. Die Welt wird eine andere sein, und deshalb wer-

den wir uns ändern müssen. Ja, unser Gesundheitssystem 

ist vor allem aufgrund des starken öffentlichen Sektors 

besser aufgestellt als in vielen anderen Ländern. Trotz-

dem hat es auch hier unter dem jahrelangen Druck be-

triebswirtschaftlicher Optimierung gelitten. Wir merken 

jetzt, dass ein ausschließlich ökonomisch optimiertes 

System zwar in guten Zeiten funktionieren kann, in 

schweren aber nicht ausreicht.  

[Georg Pazderski (AfD): Das hat die DDR gezeigt!] 

Auch wir in Berlin bilden da keine Ausnahme und tragen 

Mitverantwortung für prekäre Arbeitsbedingungen und 

Personalmangel. Die Prozesse der Effizienzsteigerung im 

Gesundheitswesen hatten zur Folge, dass wichtige Reser-

ven abgebaut worden sind und Kapazitäten, die wir jetzt 

dringend brauchen könnten, nun neu und teuer geschaffen 

werden müssen. Wir wissen schon jetzt, dass uns das 

nicht noch einmal passieren darf, und wir werden das 

nicht vergessen.  

[Beifall bei der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD und den GRÜNEN] 

Ich möchte mich bei all denen bedanken, die mit viel 

Einsicht und eigenverantwortlichem Handeln dazu beige-

tragen haben, die Ausbreitung des Coronavirus einzu-

dämmen. Bei den Clubs, die freiwillig geschlossen haben, 

obwohl die Rechtsverordnung des Senates noch gar nicht 

in Kraft war. Bei den Geschäften, Kneipen, Restaurants, 

Kinos, Theatern, die verständnisvoll eine Schließung 

akzeptieren, obwohl diese ihre wirtschaftliche Existenz 

bedroht. Unser Dank wird sich in schneller und unbüro-

kratischer Unterstützung ausdrücken, und ich bin froh, 

dass diese jetzt anläuft.  

[Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Es ist richtig, die Schuldenbremse in dieser Situation 

auszusetzen, um möglichst viele Schäden abzufedern. 

Dazu gehört auch, jetzt keine Gewerbemietverträge zu 

kündigen. Vielmehr appelliere ich an die Solidarität der 

Vermieter, den Betreiberinnen und Betreibern der Ge-

schäfte und Restaurants entgegenzukommen. Sie werden 

nach der Pandemie nicht einfach die jetzt nicht servierten 

Essen verkaufen, um gestundete Mieten nachzahlen zu 

können.  

 

Vor allem aber möchte ich mich bei den vielen Berline-

rinnen und Berlinern bedanken, die durch ihr Verhalten 

zeigen, dass sie den Ernst der Lage verstanden haben und 

dass sie bereit sind, sich und ihre Mitmenschen zu schüt-

zen. Wer sich dieser Tage durch die Stadt bewegt und 

bewegen muss, kann es sehen und spüren. Der Umgang 

miteinander hat sich verändert. Abends sind die Straßen 

menschenleer, und tagsüber achten viele Menschen auf 

Abstand. Wir dürfen dabei aber nicht übersehen, die 

Ruhe auf den Plätzen hat eine Kehrseite. Alle müssen 

gerade ihr Leben neu organisieren und sind gezwungen, 

in ihren vier Wänden zu bleiben, aber nicht für alle sind 

diese vier Wände ein schöner Ort, der Rückzugsmöglich-

keiten und Stressfreiheit ermöglicht. Viele haben zu Hau-

se keinen Menschen, mit dem sie ihre Sorgen und Ängste 

teilen und von dem sie sich auffangen lassen können. 

Nicht nur Homeoffice mit Kindern bedeutet viel Stress, 

viele haben gerade ihren Job verloren und fürchten um 

ihre berufliche Existenz. Deshalb ist es so wichtig, jetzt 

erst einmal dafür gesorgt zu haben, dass zumindest vo-

rübergehend niemand aus seiner Wohnung gekündigt und 

niemand zwangsgeräumt wird. Ebenso ein gutes Signal 

ist, dass die Energieversorger jetzt auf Strom- und Gas-

sperren verzichten.  

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

Doch es sind nicht nur die Existenzsorgen, die jetzt viele 

Menschen beschäftigen. Auch die Sorgen um Angehöri-

ge, die zu Risikogruppen gehören und die man jetzt nicht 

besuchen soll, treibt sie um, was sehr großen Druck für 

demenzkranke Menschen und ihre Angehörigen bedeutet. 

Für viele jüngere und ältere Menschen ist diese Zeit der 

erzwungenen Untätigkeit ein enormer Stress, verbunden 

mit der Angst vor der Zukunft. Deshalb ist es wichtig, 

dass wir alle Maßnahmen, die wir jetzt ergriffen haben, 

mit Augenmaß und Balance abwägen. So notwendig das 

in diesen Tagen ist, so wenig darf ihr Geltungsbereich 

über die Zeit der Krise hinaus gedacht werden. Die Ein-

schränkung persönlicher Freiheitsrechte in diesen Zeiten 

der Not muss einhergehen mit dem unbedingten Willen, 

alle Freiheitsrechte wieder in Kraft zu setzen, sobald und 

so schnell das möglich ist. 

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

Und so richtig es ist, jetzt die sozialen Kontakte zu redu-

zieren und zu minimieren, so notwendig ist es für unser 

Leben, dass uns ein Mindestmaß davon erhalten bleibt, 

zumal, wenn wir davon ausgehen müssen, dass diese 

Situation nicht in ein paar Tagen vorüber ist. Nur so lässt 

es sich überhaupt durchhalten. In der Singlehauptstadt 

Berlin kann man sich nicht einfach auf die Kernfamilie 

fokussieren. Wir müssen dabei auch die unterschiedlichen 

sozialen Geflechte beachten, in denen die Menschen 

leben und füreinander da sind. Es macht einen großen 

Unterschied, ob ich mich in einem großen Haus mit Gar-

ten in Selbstisolation begebe oder in einer zu kleinen 

Wohnung im Hochhaus ohne Balkon lebe, ob ich mich 

entweder mit dem SUV zum Einkaufen begebe oder auf 

Abstand mit anderen auf einen leeren Bus warten muss. 

Die Krise verwischt die sozialen Unterschiede nicht, im 

Gegenteil, sie lässt sie für viele noch stärker zutage tre-

ten. Auch das dürfen und werden wir nicht vergessen.  

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

(Carola Bluhm) 
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Deshalb bin ich dem Senat sehr dankbar, dass er diese 

Perspektive auch in einer Reihe von angemessenen Aus-

nahmeregelungen berücksichtigt hat. Strenge Ausgangs-

sperren und immer mehr Einschränkungen sind kein 

Allheilmittel. Was nutzt die schärfste Regelung, wenn die 

Menschen sie gar nicht einhalten können, weil sie sie 

nicht aushalten oder gar nicht die Bedingungen vorfin-

den, sich daran zu halten, oder wenn ihnen sich nicht der 

Sinn erschließt. Wir müssen auch noch konsistenter wer-

den. Ich darf alleine im Park joggen, allein auf einer 

Parkbank sitzen muss auch möglich sein, und Sonne und 

Sauerstoff für die Menschen sind genauso wichtig in 

dieser Zeit, selbstverständlich die Abstandsregeln einhal-

tend.  

[Beifall bei der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD und den GRÜNEN] 

Dann werden die Menschen auch die Einschränkungen, 

die wir uns jetzt alle auferlegen, besser verstehen, besser 

umsetzen und auch weitergeben. Das ist, glaube ich, ganz 

wichtig, denn die Bundeswehr wird dabei wohl nicht 

helfen. Das Ganze muss eine Angelegenheit der Zivilge-

sellschaft sein. Wir müssen aufeinander achten, und die 

Menschen tun es auch.  

[Beifall bei der LINKEN – 

Beifall von Silke Gebel (GRÜNE)] 

Wir sollten sehr genau auch auf unsere öffentlichen Äu-

ßerungen achten. Bedenken wir, nicht nur die Bilder von 

sterbenden Menschen in überfüllten Krankenhäusern 

erzeugen Angst, sondern auch die kaskadenhaften Forde-

rungen nach immer drastischeren Einschränkungen des 

sozialen Lebens und bürgerlicher Freiheiten! Angst ist in 

jeder Krise der schlechteste Ratgeber. Stattdessen brau-

chen wir einen ernsthaften und sachlichen Dialog. Wir 

müssen uns auch wirklich die Zeit dafür nehmen, in die-

ser Zeit diesen Dialog zu führen. Wir brauchen die Ex-

pertinnen und Experten aus Medizin, Psychologie, Sozio-

logie, Ökonomie, um die Folgen der in dieser Situation 

im Raum stehenden Maßnahmen verantwortungsvoll 

abwägen zu können. Zu dieser Diskussion gehört auch, 

dass man die Notwendigkeit bestimmter Einschränkun-

gen infrage stellen können muss, gerade wenn es um 

Grundrechte geht.  

[Vereinzelter Beifall bei der LINKEN – 

Beifall von Marcel Luthe (FDP)] 

Auch das ist essenziell in unserer Gesellschaft und für 

unsere Gesellschaft. Wir haben in sehr kurzer Zeit sehr 

tief greifende Einschnitte in das Leben aller Menschen in 

unserer Stadt vorgenommen. Wir alle sind in einer Situa-

tion, die wir vielleicht aus den Geschichtsbüchern ken-

nen, aber selbst noch nie erlebt haben. Wir alle, insbe-

sondere die Vertreterinnen und Vertreter des Senats, sind 

nicht vor Überlastung gefeit. Umso wichtiger ist es, dass 

wir alle unsere Entscheidungen immer wieder auf den 

Prüfstand stellen, sie hinterfragen, an neuen Erkenntnis-

sen orientieren und an neue Entwicklungen anpassen, und 

das geht nur, indem wir fair und offen miteinander umge-

hen.  

 

Im Umgang mit dem Virus wird sich zeigen, wie wir als 

Gesellschaft zusammenleben. Panik und Misstrauen, die 

sich vor allen Dingen momentan bei Hamsterkäufen in 

den Supermärkten zeigen, sind dabei schlechte Berater. 

Was wir brauchen, sind Solidarität, Besonnenheit und 

Verantwortungsbewusstsein jedes Einzelnen und im 

Umgang miteinander. Mir macht diese Stadt Mut. Mir 

machen die Menschen, die hier leben, Mut. Jeder Aus-

hang in einem Hauseingang, auf dem steht: Wer braucht 

Hilfe? Ich kann helfen –, macht mir Mut. Jeder Mensch, 

der morgens zur Arbeit geht, um andere Menschen zu 

pflegen, zu heilen, zu beschützen, zu beraten, macht mir 

Mut. Die Frau, die an der Kasse sitzt, und jeder Mann, 

der mit dem Fahrrad durch die Stadt fährt, um seine Ar-

beit als ambulanter Pfleger zu tun, macht mir Mut. Jede 

Chat-Gruppe, in der weitere Hilfe organisiert wird, macht 

mir Mut. Alba Berlin hat mit seiner Idee, jeden Tag eine 

Sportstunde für Kita- und Schulkinder anzubieten, schon 

mehr als eine Million Klicks. Das ist eine gute Idee. Was 

die Schaubühne macht, was die Deutsche Oper macht, 

wie sich gerade die Freiwilligenarbeit neu organisiert, 

dass Menschen Musik von ihrem Balkon aus anbieten, 

das alles macht mir Mut. Das ist gelebte Solidarität,  

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

die Plattform für Kunst, die gerade entsteht, weil die 

Menschen, ganz unabhängig davon, ob es gerade finan-

ziert wird, diese Solidarität ausdrücken wollen und weil 

sie einen Weg finden, der auch in der Krise zu gehen ist.  

Das ist gelebte Solidarität in unserer Stadt. Und diese 

gelebte Solidarität trägt uns in der Krise. – Vielen Dank!  

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Herr Czaja von der FDP-Fraktion – bitte 

schön, Sie haben das Wort!  

 

Sebastian Czaja (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Unsere Freiheit ist unser höchstes Gut.  

[Beifall bei der FDP und der AfD –  

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Ohne sie funktioniert diese Demokratie nicht, auf die wir 

jeden Tag so stolz sein dürfen. Ein unsichtbares Virus 

bedroht in diesen Tagen unsere Freiheit, und deshalb ist 

es auch gerade jetzt unsere Aufgabe, diese unsere Freiheit 

zu beschützen.  

[Beifall bei der FDP] 

(Carola Bluhm) 
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Deutschland hat sich, gezwungen durch das Coronavirus, 

in wenigen Wochen in ein Land zu verwandeln, das still-

steht. Die Geschäfte sind zu, die Plätze menschenleer, 

und auf den Bahnhöfen herrscht gespenstische Einsam-

keit. Kontaktverbote, polizeiliche Kontrollen, kein Be-

such bei den Angehörigen im Pflegeheim, innerdeutsche 

Grenzkontrollen – das sind Maßnahmen, die hätte sich in 

unserer Gesellschaft so niemand in dem Umfang vorstel-

len können. Und es war auch niemand darauf vorbereitet. 

Sie sind verletzend, und sie werden für Berlin nicht ohne 

Folgen bleiben. Aber wir sind ihnen nicht schutzlos aus-

geliefert. Wir als politische Entscheidungsträger müssen 

jetzt konsequent Verantwortung übernehmen, um genau 

diesen Herausforderungen mutig zu begegnen und ihnen 

etwas entgegenzusetzen.  

[Beifall bei der FDP] 

Dazu gehört auch, alle Entscheidungen auf der Basis 

wissenschaftlicher Empfehlungen zu treffen. Denn die 

Gefahr, die aktuell von der Pandemie ausgeht, ist eine 

Gefahr für uns alle. Es ist leider nicht absehbar, dass 

diese Krise in den nächsten Tagen und Wochen vorüber 

ist. Und das wird ein Stresstest für unsere Gesellschaft. 

Um diesen Test zu bestehen, müssen wir heute schon 

ganz deutlich sagen: Die Freiheitseinschränkungen dürfen 

nicht länger als unbedingt nötig Bestand haben. Zum 

jetzigen Zeitpunkt sind sie richtig, auf die Dauer jedoch 

unerträglich – politisch, gesellschaftlich und ökonomisch.  

[Beifall bei der FDP –  

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Es geht um das Wohl unserer Stadt, es geht um das Wohl 

unseres Landes, es geht um das Wohl von uns allen. Ich 

möchte die Debatte deshalb zuallererst heute nutzen, um 

denen Danke zu sagen, die in diesen Tagen einen ganz 

besonderen Beitrag leisten. Danke an die vielen Ärzte, 

Krankenpfleger, Mitarbeiter in den Krankenhäusern und 

Arztpraxen, die unser Gesundheitssystem am Laufen 

halten und mit all ihrer Hingabe und Kraft darum kämp-

fen, unser Leben zu retten! Danke an die unermüdlichen 

Supermarktmitarbeiterinnen und -mitarbeiter, an die Pa-

ketboten, die Logistiker, den Liefer- und Bestelldiensten, 

die trotz direkten täglichen Kontakts mit vielen Hunder-

ten Menschen ihr Mögliches tun, um unsere Versorgung 

aufrechtzuerhalten! Danke an unsere Polizisten, an die 

Mitarbeiter in den Gesundheitsämtern und die vielen 

anderen in den systemrelevanten Berufen, die derzeit 

Dienst in unserer Stadt und für unsere Gesellschaft leis-

ten!  

[Allgemeiner Beifall] 

Die nächsten Wochen werden hart, und sie werden voller 

Entbehrungen. Deshalb kann man von einer Landesregie-

rung auch erwarten, dass sie sich bei den zahlreichen 

Herausforderungen dann bitte nicht in Zuständigkeits-

Pingpong verliert. Genau dieses bekannte und zumeist 

ineffektive Vorgehen führte auch dazu, dass manche 

Reaktionen leider in den letzten Tagen viel zu spät einge-

treten sind. Die Schließung von Clubs und Bars, Disko-

theken ist nur ein erschreckendes Beispiel, wie man wert-

volle Zeit vergeudet hat.  

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Zu handeln ist für uns alle das Gebot der Stunde. An 

Tagen, wo jede Stunde zählt im Kampf gegen das Virus, 

müssen wir auch bereit sein, die notwendigen Maßnah-

men zu ergreifen; im Übrigen, andere Bundesländer ha-

ben das auch geschafft. Daher bleibt es mir nach wie vor 

ein Rätsel – ich muss es an dieser Stelle ansprechen –, 

was Sie bewegt hat, Spielplätze in dieser Stadt so lange 

offenzuhalten. Ich als Vater einer dreijährigen Tochter 

kann meiner Tochter nur schwer bis gar nicht erklären, 

dass eine Abstandsregel von anderthalb bis zwei Metern 

einzuhalten ist. Das war leider zu zögerlich.  

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Hier müssen wir zukünftig konsequenter und schneller 

werden.  

 

Und das zeigt: Ganz allgemein ist diese Krise daher leider 

auch ein Brennglas auf die Defizite, die wir in unserer 

Stadt haben. Wir müssen also dringend die Vielstimmig-

keit zwischen Senat und Bezirken auflösen und das All-

gemeine Zuständigkeitsgesetz nach der Krise neu justie-

ren. Wir müssen schnellstmöglich daran arbeiten, dass 

onlinebasierte Lerninhalte für alle Jahrgangsstufen zur 

Verfügung stehen. Digitales Lernen darf nicht ein Mo-

dellversuch bleiben.  

[Beifall bei der FDP] 

Und was für den Klassenraum gilt, muss auch für das 

Parlament gelten. Wir brauchen Technik und Infrastruk-

tur, um im Zweifel Ausschusssitzungen auch von ge-

trennten Orten durchführen zu können. Sichere Verfahren 

für mehr papierlose digitale Arbeitsstruktur können diese 

Debatten, die wir derzeit führen, in der Zukunft verhin-

dern.  

[Beifall bei der FDP] 

In diesen Zeiten ist es nicht richtig, Gesetzesvorhaben, 

nur weil sie vor der Krise auf der Agenda standen, jetzt 

auch weiterhin durchzusetzen. So appelliere ich daran, 

die Vergaberichtlinien dieser Stadt zu vereinfachen und 

nicht zu erschweren.  

[Beifall bei der FDP –  

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Dazu zählt im Übrigen auch, den Vergabemindestlohn 

von 12,50 Euro kurzfristig auszusetzen, weil das nicht 

förderlich wäre.  

[Beifall bei der FDP –  

Zuruf von den GRÜNEN] 

Wir müssen heute als Volksvertreter die Vorkehrungen 

für die Probleme und die Herausforderungen treffen, die 

uns nach der Pandemie erwarten werden. Das ist auch 

unsere Aufgabe, so wie wir hier heute in diesem Plenar-

saal sitzen. Wenn der Coronavirus gebremst, ja hof-

(Sebastian Czaja) 
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fentlich gar besiegt ist, liegen Teile des Einzelhandels 

brach. Einige Restaurants und Cafés sind zugesperrt, und 

die gesamte Wirtschaft wird hart ums Überleben kämp-

fen. Die Unsicherheit wird bleiben, die Arbeitslosigkeit 

wird nach oben schießen, viel Kapital wird vernichtet 

sein. Bereits jetzt liegen weit über 1 000 Anträge auf 

Kurzarbeit in dieser Stadt vor. Das alles soll um Gottes 

willen kein Schwarzmalen sein, aber wir müssen diese 

Folgen bereits heute mitdenken – in aller Klarheit, in aller 

Offenheit und in aller Ehrlichkeit, denn nur dann können 

wir die Auswirkungen zum Teil wenigstens abfedern, 

auch das ist unsere Aufgabe.  

[Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Unsere Wirtschaft wird Monate, wenn nicht sogar Jahre 

brauchen, um sich von diesen Folgen zu erholen – vom 

großen und mächtigen Autobauer bis zum Klein- und 

Kleinstunternehmer.  

 

Erlauben Sie mir daher leider nach diesen wenigen Tagen 

schon einen harten Vergleich: Die Wirtschaft steht bereits 

jetzt nach wenigen Wochen davor, der nächste Beat-

mungspatient in unserem Land zu werden. Es wird uns 

große Kraft und viel Geld kosten, die wirtschaftlichen 

Schäden für die Berlinerinnen und Berliner so gering wie 

möglich zu halten. Ich nehme genauso wie Sie die Sorgen 

ernst, denn es steht viel auf dem Spiel. Unternehmen 

benötigen gerade angesichts einbrechender Einnahmen 

bei gleichzeitigen Fixkosten vor allem eins: Liquidität. 

Denn die Insolvenz steht bereits bei vielen Unternehmen 

heute schon im Türrahmen, und die geschnürten Ret-

tungspakete und aufgespannten Rettungsschirme sind 

zwar gigantisch, suchen Ihresgleichen und haben unsere 

volle Unterstützung. Nur, das Tempo, mit dem sie bei den 

Unternehmen in dieser Stadt ankommen, das muss zu-

nehmen.  

[Beifall bei der FDP –  

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Wir brauchen noch eine viel offensivere geregelte Steuer-

stundung, um die Unternehmen und Selbstständigen in 

dieser Stadt mit Liquidität auszustatten. Wir brauchen 

Planung für ein umfangreiches und umfassendes Kon-

junkturpaket, dass wir nach der Coronakrise schnell unse-

re Wirtschaft wieder ankurbeln. Denn das Vertrauen der  

Konsumentinnen und Konsumenten wird erst nach und 

nach wieder zurückkommen. Und wir brauchen endlich 

wichtige und mutige Schritte für eine bessere digitale 

Aufstellung der Verwaltung. Wir brauchen eine Halbie-

rung der Gewerbesteuer, das hilft zumindest den großen 

Unternehmen spürbar und ermöglicht auch diesen wieder, 

Investitionen zu tätigen.  

 

Dabei geht es nicht ausschließlich um die Hilfe für Kon-

zerne und mittelständische Unternehmen, denn die Krise 

trifft insbesondere Freiberufler, Künstler, Soloselbständi-

ge extrem hart. Für sie geht es um Soforthilfen, und ich 

kann es gar nicht oft genug unterstreichen, da vielen von 

ihnen buchstäblich der Boden unter den Füßen weggezo-

gen wurde.  

[Beifall bei der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Wir müssen deshalb dafür sorgen, dass das, was wir mit 

parlamentarischem und exekutivem Tempo an Soforthil-

fen, an Rettungspaketen aufgebracht haben, tatsächlich 

schnell ankommt. Antragsformulare mit sechs Seiten 

können in unserem Land wesentlich schlanker sein. Zwei 

Seiten oder eine Seite würden schlichtweg ausreichen.  

[Beifall bei der FDP] 

Wenn das exekutive und parlamentarische Tempo, das 

wir hier an den Tag legen, dann auch bitte dazu führt, 

dass die Netze in unserer Stadt sicher sind und die Unter-

nehmen nicht stundenlang darauf warten, bei der IBB 

endlich online die Formulare abzurufen und Informatio-

nen zu erhalten, dann ist das politische Handeln konse-

quent. Frau Senatorin Pop! Sie haben unsere volle Unter-

stützung, wenn es genau darum geht, diese noch vorhan-

denen Defizite auszugleichen, hier schneller zu werden, 

denn die Berliner Unternehmen brauchen schnelle unbü-

rokratische Hilfen.  

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Neben dem Virus 

ist der nächstgrößte Feind die Ungewissheit, wie es wei-

tergeht, wann die Geschäfte wieder öffnen, wann das 

Leben wieder auf den Straßen stattfindet, wann ich wie-

der in meinen Job zurückkehren kann, wann ich wieder 

reisen kann. Diese Ungewissheit ist das heimliche Gift 

neben der Gefahr durch Corona in unserer Gesellschaft, 

das Menschen krank werden lassen kann. Wir müssen 

daher Antworten liefern, Vertrauen schenken und größt-

mögliche Transparenz an den Tag legen, die Schritte und 

Maßnahmen zu erklären. In diesem Sinne: Bleiben Sie 

gesund, und passen Sie aufeinander auf. – Herzlichen 

Dank!  

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kommt gleich 

Frau Gebel dran, aber erst mal wird geputzt. Vielen 

Dank! – Frau Gebel! Sie haben das Wort. 

 

Silke Gebel (GRÜNE): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 

Präsident! Es stimmt: Die Berlinerinnen und Berliner 

haben schon viel erlebt, gemeinsam durchlitten, immer 

überwunden, und auch jetzt macht mir die Welle der 

Solidarität, die ich in unserer Stadt erlebe, Hoffnung; und 

das ist gut, denn davon werden wir in den nächsten Wo-

chen und Monaten noch richtig viel brauchen, denn Ber-

lin steht gerade wieder einmal vor einer Bewährungspro-

be. Das erste Mal in unserer Geschichte haben wir es mit 

(Sebastian Czaja) 
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einem unsichtbaren, tödlichen Feind zu tun. Er macht 

weder vor Alt, vor Jung, vor Zugezogen, vor Alteingeses-

senen, vor Arm oder Reich halt, aber das Erschreckende 

am Coronavirus ist seine Unsichtbarkeit.  

 

Die meisten Menschen können sich wahrscheinlich gar 

nicht vorstellen, was gerade auf uns zurollt. Auch für 

mich trifft es vielleicht das Bild am besten: Es ist, als 

würde man in der Sahara stehen und ganz laut rufen: 

Leute, die Flut kommt –, denn es ist so wichtig, dass alle 

das Unsichtbare sehen, das auf uns losrollt. Eine Pande-

mie wie Corona bekämpft nicht jeder für sich. Das Virus 

können wir nur gemeinsam als Gesellschaft und mit größ-

ter Entschlossenheit eindämmen. Es ist ein riesiger Akt 

der Solidarität, den wir uns abverlangen, aber es ist unse-

re einzige Chance.  

 

Die Brutalität, mit der das Virus in Italien und Spanien 

gerade Menschenleben fordert, muss uns eine Warnung 

sein. Wir haben ein paar Wochen Zeitvorsprung, und 

diese müssen wir nutzen. Wir müssen diese Krise ent-

schieden anpacken, wenn auch heute manche immer noch 

ihr altes Lied singen: Genau das tut der Senat, allen voran 

der Regierende Bürgermeister Michael Müller. Men-

schenmöglich und verantwortungsvoll ergreift diese Re-

gierung nötige Maßnahmen, und dafür möchte ich an 

dieser Stelle Danke sagen.  

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Es ist eine historische Zäsur. Ich glaube, niemand von uns 

weiß, wie dieses Kapitel endet. Wir Politikerinnen und 

Politiker haben eine Verantwortung wie selten zuvor, und 

diese Verantwortung, das möchte ich an dieser Stelle 

auch mal sagen, beginnt damit, dass es in dieser Krise 

keine Zeit für politische Spielchen gibt.  

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN – 

Beifall von Sebastian Czaja (FDP)] 

Deshalb müssen wir jetzt alle, und zwar Koalition und 

Opposition, für die besten Lösungen streiten. Das Ziel 

haben wir klar im Blick: so viele Menschenleben retten, 

wie wir können. Das geht nur, wenn wir durch Eindäm-

mung die Zahl der Neuinfektionen drastisch verlangsa-

men. Diese Verantwortung haben wir alle gemeinsam 

gegenüber den Menschen in dieser Stadt. Corona ist grö-

ßer als Parteiengezänk und Ränkespielchen. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU und der FDP] 

Ja, in der Krise muss die Exekutive schnell handeln, aber 

wer glaubt, in der Krise braucht es keinen Parlamentaris-

mus, der irrt. Ich würde sogar sagen, gerade in der Krise 

braucht es starke Parlamente,  

[Allgemeiner Beifall] 

und das sage ich nicht nur, weil wir gestern im Hauptaus-

schuss bis zu 600 Millionen Euro an Coronasoforthilfen 

und 53 Millionen Euro für medizinische Notbeschaffung 

freigemacht haben. Nein, es ist und es wird unsere Auf-

gabe sein, die Debatten, die es in dieser Stadt gibt, aufzu-

greifen und in diesem Hohen Haus vorzuführen, gerade 

dann, wenn es in dieser Stadt keine Versammlungen gibt. 

Wir dürfen als Parlament der Exekutive nicht allein die 

Arbeit überlassen. Wir müssen sie mitgestalten, und des-

halb ist es unsere Pflicht, dass wir tagen. 

[Allgemeiner Beifall] 

Dass wir heute tagen, hat nicht nur mit der Coronakrise 

zu tun. Wir haben heute auch ganz normale Gesetze auf 

der Tagesordnung, das Vergabegesetz mit 12,50 Euro 

Mindestlohn. Ich würde sagen, das ist in dieser Krise 

dringender denn je, weil wir schon große Sorgen haben, 

was auf die Menschen in dieser Stadt zukommt.  

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN] 

Wir haben eine Entschließung zum 18. März, dem Tag 

der ersten freien Wahlen in der DDR im Jahr 1990. An 

diesem Tag wurde der Grundstein gelegt für ein wieder-

vereinigtes Deutschland und für ein Berlin. Bei allen 

Sorgen, die wir jetzt haben, sollten wir auch an dieses 

wichtige Ereignis denken. Es war der Beginn einer De-

mokratie, es war die Basis dafür, dass dieses Parlament 

überhaupt existiert. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN] 

Als Parlament ist es unsere Aufgabe, die Exekutive zu 

kontrollieren. Maßnahmen müssen auch in der Krise 

verhältnismäßig sein. Lassen Sie mich deshalb hier ein-

mal ganz deutlich sagen: Grundrechte sind systemrele-

vant.  

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD,  

der LINKEN und der FDP] 

Aber die letzten 14 Tage waren auch von einem Wettbe-

werb unter den Bundesländern getrieben, wer die schärfs-

ten Maßnahmen beschließt und der stärkste Mann der 

Stunde ist, aber so will ich nicht Politik machen. Deswe-

gen bin ich froh, dass wir im Senat entschieden haben, 

dass Berlin nicht aktionistisch, sondern vernunftgeleitet 

regiert wird. Wir leben in einem demokratischen Rechts-

staat. Totalüberwachung wie in China ist bei uns aus 

gutem Grund nicht möglich. Wir müssen deshalb ganz 

genau hinschauen und aufpassen, dass die Maßnahmen 

nicht, ob aus Schnelligkeit oder Kalkül, über das Ziel 

hinausschießen. Genau das betonen übrigens auch die 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Sie sagen 

selbst, sie können nur Empfehlungen abgeben, aber ab-

wägen und Entscheidungen treffen, das muss die Politik, 

das müssen wir als Politik. Es ist unsere Pflicht, auf Ver-

hältnismäßigkeit zu pochen und, wo es nötig ist, auch 

Widerspruch einzulegen. Wir müssen unsere demokra-

(Silke Gebel) 
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tischen, freiheitlichen Errungenschaften auch in dieser 

Krise verteidigen. 

[Allgemeiner Beifall] 

Die harte Eindämmungsstrategie ist sinnvoll und richtig. 

Das sage ich auch an dieser Stelle noch mal, aber wir 

müssen auch als Parlament im Blick haben, dass die 

schwerwiegenden Folgen der Maßnahmen aufgefangen 

werden. Da gibt es einiges, was mir große Sorgen berei-

tet. Die Krise ist für viele Unternehmer in Berlin exis-

tenzbedrohend. Berlin wird nach Corona anders ausse-

hen. Deswegen danke ich dem Senat, dass er gemeinsam 

mit uns ein gutes, schnelles Maßnahmenpaket auf den 

Weg gebracht hat. Im schlimmsten Fall verursacht die 

Coronakrise unzählige Insolvenzen, Mietschulden und 

weitere Verluste, die kein Liquiditätsfonds und kein Kre-

dit der Welt je wieder auffangen wird. Hier muss unsere 

Solidarität greifen. Für diese Menschen braucht es einen 

Rettungsschirm.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Was mich stark umtreibt, sind die Schwächsten in unserer 

Stadt, die unter den Ausgangssperren am meisten leiden 

und leiden werden. In China und Italien haben die Sper-

ren zur Verdreifachung der häuslichen Gewalt geführt. 

Damit das hier nicht passiert, müssen wir den Krisen-

dienst ausbauen und betroffenen Frauen und Kindern  

schnelle Hilfen und eine sichere Zuflucht bieten.  

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

In der Isolation vereinsamen Menschen. Deshalb ist es 

wichtig, dass auch über 70-Jährige wissen, dass sie mal 

rausgehen dürfen.  Es gibt keine pauschale Zwangsquar-

antäne, es gibt die Bitte, Abstand zu halten, und das ist 

gut so. 

[Beifall bei den GRÜNEN] 

Nicht alle Eltern sind der neuen Aufgabe des Home-

schoolings gewachsen. Wir brauchen eine Lösung für 

diese Kinder, damit niemand in die Bildungsarmut 

rutscht, sonst geht die soziale Schere noch weiter auf, und 

das dürfen wir nicht zulassen. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN] 

Die Coronamaßnahmen verlangen uns viel ab. Genau 

deshalb beschäftigt uns alle, glaube ich, die Frage: Wie 

geht es eigentlich weiter? Wann ist ein Ende der harten 

Einschränkungen und des Verzichts in Sicht? – Ich war 

gerade selber zehn Tage in Quarantäne, und ich weiß, wie 

hart es ist, nicht raus zu dürfen. Ich weiß aber auch, wie 

doppelt hart es ist, Kindern das Toben im Park zu unter-

sagen. 

 

Wir sollten uns vergegenwärtigen, dass wir erst am An-

fang der Pandemie stehen. Wir haben zwar Hoffnung, 

dass die Maßnahmen ein leichtes Abflachen der Kurve 

bewirken, aber trotzdem steigen die Infektionszahlen 

weiter, nur nicht mehr ganz so stark. Der Höhepunkt steht 

uns noch bevor. Deshalb müssen wir daran arbeiten, die 

Kapazitäten des Gesundheitssystems mit Betten, mit 

Personal und mit Schutzkleidung entsprechend hochzu-

fahren und daran, dass es mit Hilfe der Forschung endlich 

einen Impfstoff oder wenigstens zuverlässige Immunitäts-

tests gibt. 

 

Und ja, wir wissen nicht, wie lange es dauern wird. Aber 

wir wissen, dass Leben leben heißt. Deshalb ist es unsere 

Verantwortung, jetzt die Zeit zu nutzen und bald einen 

Plan zum behutsamen Hochfahren unserer Stadt in Zeiten 

von Corona zu haben. 

 

Dafür müssen wir auch das Land Berlin digitaler aufstel-

len, denn ein handlungsfähiger Staat braucht eine starke 

Verwaltung – und die leistet gerade Enormes. Gerade der 

öffentliche Gesundheitsdienst der Bezirke, der viele Tests 

bis in die Nachtstunden macht, verdient unseren Dank. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD, der CDU,  

der LINKEN und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD] 

Aber auch hier zeigt sich, wie wichtig digitale Lösungen 

sind. Mit einer Software, die Verdachtsfälle schnell ab-

gleicht, könnte einiges an Zeit gewonnen werden. Ange-

sichts des bei der Berliner Verwaltung notwendigen 

Homeoffice wird deutlich: Berlin muss da eine Schippe 

drauflegen. Dass nur 15 Prozent der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter Laptops besitzen und es kaum sichere Leitun-

gen gibt, lähmt uns als Staat. Das ITDZ arbeitet daran 

gerade mit Hochdruck – das finde ich richtig gut, denn 

wir können nicht lange warten. 

 

Trotz der Krise gibt es gerade ein neues Gefühl der ge-

meinsamen Verantwortung in Berlin. Nachbarn helfen 

sich gegenseitig, Menschen hängen Spenden für Obdach-

lose an Gabenzäune – und das sind nur zwei Beispiele für 

eine ganze Welle der Solidarität. Hilfsbereitschaft, diese 

gegenseitige Unterstützung ist der Kitt, der Berlin zu-

sammenhält. 

 

In diesen schweren Stunden sehen wir, wer die wahren 

Helden Berlins sind – es sind die Menschen im Gesund-

heitssystem, die Rettungsdienste und die Polizei, die 

Lehrerinnen und Lehrer und Erzieherinnen und Erzieher, 

die Verkäuferinnen und Verkäufer an der Supermarktkas-

se und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von BVG, 

BSR, Wasserbetrieben, den Energieversorgern und vielen 

mehr. Sie sind es, die seit vielen Wochen alles für uns 

geben. Sie halten unsere Stadt am Laufen, und sie halten 

damit Berlin zusammen. Auf sie baut unsere Gesellschaft 

auch in Ausnahmesituationen, aber das darf sich nicht nur 

in abendlichen Gesängen vom Balkon widerspiegeln, 

sondern das gehört auch auf den Gehaltszettel. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD, der CDU  

und der LINKEN] 

(Silke Gebel) 
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Unsere Solidarität darf aber nicht an der Berliner Stadt-

grenze enden. Denn während wir uns zurückziehen kön-

nen, uns mit Desinfektionsmittel eindecken und regelmä-

ßig unsere Hände waschen, können viele das nicht. Auf 

den griechischen Inseln spielt sich gerade Fürchterliches 

ab. Zu viele Menschen, die schon seit vielen Monaten 

unter katastrophalen Bedingungen versuchen zu leben, 

sehen sich jetzt noch einer weiteren Gefahr ausgesetzt. Es 

ist nur eine Frage der Zeit, bis wir dort einen Coronaaus-

bruch erleben. Deswegen müssen wir die Menschen jetzt 

da rausholen, müssen wir sie jetzt evakuieren, bevor es zu 

spät ist. 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN – 

Zurufe von Franz Kerker (AfD) 

und Karsten Woldeit (AfD)] 

Ich komme zum Schluss: In der Krise zeigt sich der Cha-

rakter, und am Umgang mit Krisen zeigt sich der We-

senskern einer ganzen Gesellschaft. Unsere Stadt hat 

immer dann Stärke und Größe bewiesen, wenn es hart auf 

hart kam, wenn Zusammenhalt und Selbstlosigkeit ge-

fragt waren. Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, 

dass Berlin weiterhin gesund und solidarisch bleibt. – 

Vielen Dank! 

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU und der FDP] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Der fraktionslose Abgeordnete Wild hat gemäß § 64 

Abs. 2 der Geschäftsordnung einen Redebeitrag ange-

meldet. Die Redezeit beträgt bis zu drei Minuten. – Herr 

Abgeordneter, Sie haben das Wort! 

[Unruhe – 

Hakan Taş (LINKE): Zwei Minuten 

sind genug!] 

 

Andreas Wild (fraktionslos): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich befinde mich im Zwiespalt. Einerseits muss 

die Wirtschaft weiter laufen, andererseits muss Corona 

kontrollierbar bleiben. Es kann sein, dass wir erst am 

Anfang einer rasanten Ausbreitung des Virus stehen und 

die Zahl der Schwererkrankten in Berlin in den nächsten 

Tagen und Wochen dramatisch zunehmen und die Inten-

sivmedizin an ihre Grenzen geraten wird. 

 

Insofern ist die Eindämmungsstrategie im derzeitigen 

Stadium vernünftig. Kurzarbeitergeld ist gut, wir dürfen 

die vielen Kleinunternehmer, Selbstständigen und Künst-

ler nicht vergessen. Um unsere Alten zu schützen, müs-

sen wir diese zu Hause versorgen. Schutz im Altersheim 

kann nur Abschottung bedeuten. Besucherstopp und 

innewohnende Pflegekräfte sind anzuordnen. 

[Torsten Schneider (SPD): Innewohnend!] 

Wir müssen uns im Klaren sein, dass aller Aufschub 

keine Lösung ist. Nur die Zunahme der Immunität ist eine 

Lösung. 

[Torsten Schneider (SPD): Ah!] 

Wenn die Bundesregierung die in der Bundestagsdruck-

sache 12051 aus der 17. Wahlperiode gespenstisch vor-

gezeichnete Krise nicht ernst genommen hat und es ver-

absäumte, für 1 Milliarde Euro ausreichend Beatmungs-

geräte anzuschaffen und primitivste Atemschutzmasken 

einzulagern, ist das sehr bedauerlich, im Moment aber 

nicht zu ändern. 

[Zuruf von Hakan Taş (LINKE)] 

Warum haben wir auch einen Bankkaufmann als Ge-

sundheitsminister, eine Politikwissenschaftlerin als Ver-

teidigungsminister und eine FDJ-Mitläuferin als Kanzler? 

[Regina Kittler (LINKE): Ah! Mann! – 

Zuruf von Antje Kapek (GRÜNE)] 

Die Lebensmittelversorgung, hört man landauf, landab, 

sei sichergestellt. Wie lange? – Über erste Ausfälle in der 

Lieferkette wird bereits berichtet. In unserer komplexen 

Welt erscheint beim Ausfall wesentlicher Wirtschaftsbe-

reiche eine Störung der Versorgungsstruktur wahrschein-

lich, wenn der Gabelstapler nicht repariert werden kann, 

Ersatzteile für Erntemaschinen fehlen oder Verpa-

ckungsmaterialien ausgehen. Ein mehrwöchiger Shut-

down der Wirtschaft ist unverantwortlich; insofern darf es 

die gegenwärtigen Freiheitseinschränkungen nur so lange 

geben, bis die schlimmsten Versäumnisse der Bundesre-

gierung aufgearbeitet sind, bis die Produktion von Beat-

mungsgeräten sichergestellt ist, Schutzanzüge und 

Schutzmasken in ausreichender Zahl vorhanden sind. 

 

Dann muss die Wirtschaft wieder anrollen. Die Läden 

und Lokale sind dann, möglicherweise mit Einschrän-

kungen, wieder zu öffnen. Wir dürfen nicht riskieren, 

durch Konkurse von Unternehmen der Versorgung, der 

Zulieferindustrie und des Bauwesens unersetzliches 

Know-how zu verlieren. Nach dieser Krise wird vieles 

nicht mehr so sein, wie es war. 

[Regina Kittler (LINKE): Oh, nee!] 

Die gigantische Verschuldungsblase wird geplatzt sein, 

der Euro Geschichte und die Bundesgrenze wieder ein 

Schutz der Staatsbürger. Wir werden auf den von den 

Kartellparteien verursachten Ruinen die Festung der 

freiheitlich demokratischen Grundordnung wieder auf-

bauen. In den Bereichen Bildung, Energie, Demografie, 

Verteidigung werden wir Deutschland wieder vom Kopf 

auf die Füße stellen. Die verantwortungslosen Politiker-

kasten werden dann nicht mehr auf dem Kutschbock 

sitzen. – Bleiben Sie gesund, wir schaffen das! 

[Lachen bei der LINKEN – 

Pfui! von der CDU – 

Zuruf von Hakan Taş (LINKE)] 

(Silke Gebel) 
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Präsident Ralf Wieland: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 

liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

 

Der Tagesordnungspunkt eins, die Aktuelle Stunde, ent-

fällt wie eingangs mitgeteilt. 

 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 2 

Fragestunde 

gemäß § 51 der Geschäftsordnung 

des Abgeordnetenhauses von Berlin 

Nun können mündliche Anfragen an den Senat gerichtet 

werden. Aufgrund der besonderen Situation und der ab-

weichenden Platzierung der Abgeordneten ist eine Runde 

in freiem Zugriff heute nicht möglich. Die Fraktionen 

haben sich darauf verständigt, möglichst zwei Runden 

nach der Stärke der Fraktionen mit je einer Fragestellung 

durchzuführen. Darüber hinausgehende Fragen wurden 

uns nicht gemeldet. 

 

Damit in der Stunde zwei Fraktionsrunden möglich sind, 

bitte ich um kurze Fragen und kurze Antworten. Nach der 

Beantwortung steht mindestens eine Zusatzfrage dem 

anfragenden Mitglied zu, eine weitere Zusatzfrage kann 

auch von einem anderen Mitglied des Hauses gestellt 

werden. Frage und Zusatzfragen werden heute vom Platz 

aus gestellt. Wir beginnen in der ersten Runde mit der 

SPD. – Frau Becker, Sie haben das Wort! 

 

Franziska Becker (SPD): 

Vielen Dank! – Ich frage den Senat: Sind die Hilfen des 

Landes Berlin und des Bundes zur Abfederung der wirt-

schaftlichen Folgen der Coronakrise miteinander kombi-

nierbar? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für den Senat antwortet Frau Pop. – Bitte schön, Frau 

Senatorin! 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Vielen Dank! – Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abge-

ordnete! Bund und Länder arbeiten gemeinsam daran, in 

dieser Krise mit einer gemeinsamen Kraftanstrengung der 

Wirtschaft über diese Krise zu helfen. In diesem ersten 

Schritt arbeiten wir alle mit Soforthilfen, um vor allem 

die Liquidität der Unternehmen zu sichern, Insolvenzen 

zu vermeiden und darauf folgend natürlich auch einen 

Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verhindern. Die Instru-

mente sind im Wesentlichen sehr ähnlich, ich habe es ge-

rade schon beschrieben: Liquiditätshilfen, Über-

brückungskredite und eben auch sonstige Zuschüsse 

insbesondere für kleine Unternehmen, Selbstständige und 

Freiberufler. Das ist auch das Programm, das kombinier-

bar ist und das wir auch miteinander kombinieren wollen 

in Berlin. Wir wissen, dass wir in Berlin einen sehr hohen 

Anteil an Selbstständigen, Freiberuflern, Soloselbststän-

digen, Klein- und Kleinstunternehmern mit einer Mitar-

beiterzahl von fünf bis zehn Mitarbeitern haben. Das sind 

rund 80 Prozent der gesamten Unternehmerschaft hier in 

Berlin. Das ist anders als in anderen Bundesländern. Dort 

sind die Unternehmensgrößen etwas anders als in Berlin, 

aber in Berlin ist es nun mal so, dass 80 Prozent unseres 

gesamten Unternehmertums hier in der Stadt Klein- und 

Kleinstunternehmen sind. Insofern: Wenn wir Program-

me für diese auflegen, treffen wir damit auch wirklich die 

Zielgruppe, die wir treffen wollen. 

 

Das Land Berlin hatte ja bereits selber ein Sofortpro-

gramm, ein Zuschussprogramm für Selbstständige, Frei-

berufler und Kleinunternehmen mit bis zu fünf Mitarbei-

tern und Mitarbeiterinnen von bis zu 300 Millionen Euro 

beschlossen, aus dem einmal ein Sofortzuschuss von 

5 000 Euro gezahlt werden kann, der dann aber in Mo-

natsraten beantragt werden kann, sodass man zum 

Schluss auf eine Gesamtsumme von 15 000 Euro kom-

men kann. Unbürokratisch heißt, sehr verschlankte Ver-

fahren hier durchzuführen, um diesen Zuschuss ausrei-

chen zu können, der vor allem vermeiden soll, dass diese 

Klein- und Kleinstunternehmen, Freiberufler und Selb-

ständige, denen die Aufträge wegbrechen, in die Insol-

venz gehen müssen. 

 

Der Bund hat entschieden, ein ähnliches Zuschusspro-

gramm aufzulegen. Es freut mich sehr, dass der Bund 

auch auf die Klein- und Kleinstunternehmen, auf die 

Selbstständigen guckt. Das Bundesprogramm unterschei-

det zwischen Unternehmen mit bis zu fünf Mitarbeitern 

und Mitarbeiterinnen und Unternehmen mit fünf und 

zehn Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Der Bund ge-

währt Zuschüsse von einmalig 9 000 Euro für die Unter-

nehmen mit bis zu fünf Mitarbeitern und Mitarbeiterin-

nen, also an alle Freiberufler, Selbstständigen etc., und 

14 000 Euro für die Unternehmen mit bis zu zehn Mitar-

beitern und Mitarbeiterinnen, ebenfalls einmalig.  

 

Wir haben uns entschieden, diese Programme zusammen-

zuführen und zusammenzulegen, sodass wir sie unbüro-

kratisch und schnell aus einer Hand ausreichen können. 

Geplant ist, bereits morgen bei der IBB damit zu starten. 

High Noon, um 12 Uhr mittags sollen die Anträge gestellt 

werden können, und auch dort erwarten wir einen großen 

Ansturm. Sie können sich vorstellen, dass wir unter 

Hochdruck daran arbeiten, die Kriterien so aufzustellen, 

dass möglichst viele von diesen Bundes- und Landesmit-

teln profitieren können, und wir sind guter Hoffnung, 

dass der Bund die Zuteilung der Mittel, vor allem für 

dieses Zuschussprogramms für kleine Unternehmen, 

Selbstständige und Freiberufler auch nach dem Anteil 

dieser Unternehmen und Freiberufler in den jeweiligen 

Bundesländern vornimmt, sodass wir etwas mehr Geld 

davon bekommen könnten. Das sind alles Dinge, die man 
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noch mit dem Bund abstimmen muss, aber die Kombi-

nierbarkeit dieser Programme machen wir hier in Berlin 

möglich, damit diese Hilfe aus einer Hand gewährt wer-

den kann und die Menschen nicht von A nach B laufen 

müssen, sondern sehr zügig und unbürokratisch diese 

Hilfen abrufen können. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Frau Kollegin! Möchten Sie eine Nach-

frage stellen? – Nein. Dann kommt jetzt Herr Gräff von 

der CDU-Fraktion. – Bitte schön! 

 

Christian Gräff (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Vielen Dank, Frau Sena-

torin! Meine Frage wäre, warum Berlin das einzige Bun-

desland ist, das nicht für mittlere Unternehmen, also die 

über fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben, solche 

finanziellen Unterstützungsmaßnahmen zur Verfügung 

stellt und was für neue Programme Sie dort möglicher-

weise aufzulegen gedenken. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter Gräff! Ich glaube, da 

sind Sie nicht gänzlich informiert, was das Land Berlin 

alles tut. Danach ist ja nicht gefragt worden, sondern es 

ist gefragt worden, welche Programme wir aus Land und 

Bund kombinieren können, und das ist vor allem dieses 

Zuschussprogramm für Selbstständige und Freiberufler. 

Ich bin sehr froh, dass der Bund diese Zielgruppe hier 

sehr deutlich unterstützt, und wir begrüßen das sehr. Für 

die anderen Unternehmen hat das Land Berlin natürlich 

mit den Liquiditätshilfen, die wir über die IBB bereitstel-

len, die bereits sehr gut angenommen werden mit über 

2 000 Anträgen, die dort eingereicht worden sind, die 

bearbeitet und auch schon ausgezahlt werden, mit dem 

Liquiditätsprogramm, mit dem Bürgschaftsrahmen, der 

auf 100 Millionen Euro erhöht worden ist, der, glaube 

ich, auch schon ziemlich gut ausgelastet ist, bereits ande-

re Programme für größere Unternehmen bereitgestellt.  

 

Wir wissen aber, dass gerade für die Freiberufler, die 

Selbstständigen und die Kleinstunternehmen ganz exis-

tenzielle Themen auf dem Tisch liegen, und diesen wol-

len wir mit einem unbürokratischen Zuschussprogramm 

helfen. Für alle anderen stehen die anderen Soforthil-

femaßnahmen hier im Land Berlin bereit, die wir auf den 

Weg gebracht haben. Der Bund wird jetzt, Gott sei Dank, 

auch mit der KfW in die Liquiditätsprogramme einstei-

gen. Wir brauchen da auch die Unterstützung des Bundes, 

denn das Land Berlin – das haben wir immer und von 

Anfang an gesagt – kann nur eine Not- und Soforthilfe 

für die erste Zeit ausreichen. Der Bund muss mit seinen 

Programmen einspringen. Das tut er jetzt auch mit der 

KfW mit den Beschlüssen von gestern, und darüber sind 

wir sehr froh. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für eine zweite Nachfrage hat noch mal Herr Gräff das 

Wort. – Bitte schön! 

 

Christian Gräff (CDU): 

Vielen Dank! – Dann wiederhole ich meine Frage, Frau 

Senatorin: Andere Bundesländer wie beispielsweise Bay-

ern haben auch Zuschüsse, nicht rückzahlbare Zuschüsse 

für Unternehmen mit über fünf Beschäftigten aufgelegt. 

Dann frage ich noch mal, ob der Senat gedenkt, auch für 

Unternehmen mit über fünf Beschäftigten solche nicht 

rückzahlbaren Zuschüsse, solche Programme aufzustel-

len. – Danke schön! 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin! 

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Ich kann es noch mal 

wiederholen: Dadurch, dass wir beim Zuschussprogramm 

Bund- und Landesprogramm kombinieren, können wir 

für Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbeitern und Mitar-

beiterinnen Zuschüsse ausreichen. Das sind 80 Prozent 

der Berliner Unternehmen. Ich finde, es ist eine sehr 

große Anzahl, denen wir hier mit dem Zuschusspro-

gramm helfen können. Wir haben für alle weiteren Un-

ternehmen ab zehn Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 

andere Soforthilfeprogramme, die ich gerade hier be-

schrieben habe. Die Dinge sind aber im Fluss, und nie-

mand kann heute ausschließen, dass in ein paar Tagen, 

nächste Woche, wie auch immer, sowohl Bund wie auch 

Länder noch mal an anderen Stellen nachjustieren. Wir 

arbeiten jetzt mit Hochdruck an diesen Nothilfeprogram-

men, die wir aufgestellt haben, werden die Bundespro-

gramme hier in Berlin nutzen, die ja gut miteinander 

kombinierbar sind, und werden natürlich auch in den 

nächsten Tagen und Wochen daran arbeiten, im Zweifel 

auch für neue Zielgruppen neue Produkte zu entwickeln, 

wenn wir sehen, dass wir dort Engpässe haben. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! 

 

Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr Zeelen das Wort. 

 

(Bürgermeisterin Ramona Pop) 
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Tim-Christopher Zeelen (CDU): 

Vielen Dank! – Der Präsident der Berliner Ärztekammer 

forderte gestern öffentlich eine bessere Koordination der 

Maßnahmen gegen die Coronakrise auf politischer Ebene, 

und auch die Kassenärztliche Vereinigung veröffentlichte 

gestern einen offenen Brief an den Regierenden Bürger-

meister, um Gehör zu finden. Auch die Krankenhausge-

sellschaft klagt, dass die Einbindung in den Krisenstab 

mit einem Treffen pro Woche unzureichend ist, um wich-

tige Fragen umgehend klären und lösen zu können. Ich 

frage: Was entgegnen Sie der Ärztekammer, der Kassen-

ärztlichen Vereinigung und der Krankenhausgesellschaft 

auf diese dringenden Hilferufe und die Kritik an der Kri-

senkoordination? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Kalayci, bitte schön! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Zeelen! Ich kann Ihnen 

nur berichten, dass wir gerade im Krisenmanagement 

immer den kurzen Weg pflegen. Wenn Sie mich jetzt 

ganz persönlich fragen, in welcher Form: Das heißt direk-

te Kommunikation über WhatsApp mit dem Ärztekam-

merpräsidenten, mit dem ich sehr früh schon in Kommu-

nikation war. Ich habe ihn ausdrücklich um den Rückruf 

von Ärztinnen und Ärzten gebeten, die in Pension sind. 

Er hat mir persönlich zurückgemeldet, dass sich 35 ge-

meldet haben. Die Ärztekammer und Herr Jonitz werden 

direkt beim Bau des Coronabehandlungszentrums mithel-

fen, auch mithelfen, was das Personal angeht. Hier ist die 

Zusammenarbeit sehr eng und auch verabredet. 

 

Was die KV angeht, ist die Verabredung mit Herrn Bun-

desgesundheitsminister Spahn, dass die Versorgung mit 

den Masken über die KBV läuft. Es ist verabredet, dass 

der Bund die zentrale Beschaffung übernimmt, die KBV 

beliefert und diese dann die Landes-KVen. Dass diese 

Lieferungen jetzt in kleinen Portionen langsam kommen, 

ist uns allen bekannt. Sie haben sicher auch gestern der 

Presse entnommen, dass 6 Millionen Masken, die Herr 

Spahn den Ländern zugesagt hatte, weg sind und deswe-

gen diese Lieferkette, die verabredet ist, leider nicht be-

dient werden kann. Mit Herrn Spahn ist auch verabredet, 

dass die Lieferungen, die an die Länder gehen, für die 

Krankenhäuser und für die Pflege sind. Da gibt es eine 

ganz klare Aufteilung, und ich glaube, dass das Thema 

Mangelware Schutzkleidung ein internationales Thema 

ist, kein berlinspezifisches. Wir erleben gerade internati-

onal, dass Bestände, die bestellt sind, die auch das Land 

Berlin bestellt hat, wegen Beschlagnahmung, Diebstählen 

nicht ankommen. Es gibt einen Schwarzmarkt. Der Markt 

insgesamt ist sehr eng und sehr intransparent. Nichtsdes-

totrotz gibt es diese Beschaffung sowohl auf Bundesebe-

ne als auch auf Landesebene. Ich kann Ihnen auch unsere 

Bestände sagen. Wir haben auch kleinere Lieferungen. 

Nichtsdestotrotz haben wir jetzt mit der Bundesregierung 

abgemacht, dass wir nicht auf große Lieferungen warten, 

sondern dass vom Bund in kleinen Portionen geliefert 

wird. Die erste Lieferung ist auch gekommen. Wir haben 

95 000 Einmalhandschuhe bekommen. 

[Lachen von Herbert Mohr (AfD)] 

Wir haben insgesamt auch Masken, so ungefähr 100 000. 

Natürlich gehen wir nach Dringlichkeit.  

 

Aber noch einmal: Die Belieferung der Krankenhäuser 

und der Pflege erfolgt über die Länder und die Beliefe-

rung der Kassenärztlichen Vereinigung und den niederge-

lassenen Bereich direkt über den Bund und über die 

KBV; das ist die Verabredung. Falls die KV das nicht 

weiß, schreibe ich ihr gerne einen Brief dazu. Mit der 

Berliner Krankenhausgesellschaft sind wir sehr gut dabei, 

insgesamt Intensivbetten aufzubauen. Ich habe gestern 

wieder mit Frau Ismer telefoniert. Wir sind sehr gut da-

bei, die Krankenhauslandschaft für mehr Coronapatienten 

aufzustellen, das heißt, Verdoppelung der Intensivbettka-

pazitäten. Das läuft in enger Zusammenarbeit mit der 

Berliner Krankenhausgesellschaft. Ich frage da gerne 

noch einmal nach, was ihnen fehlt.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die erste Nachfrage hat noch einmal Herr Kollege 

Zeelen das Wort. – Bitte schön! 

 

Tim-Christopher Zeelen (CDU): 

Man fragt sich insgeheim, wie groß eine Krise in Berlin 

sein muss, bis der Krisenstab eigentlich beim Regieren-

den Bürgermeister 24/7 ansässig ist. Aber diese Frage 

stelle ich mir nur insgeheim. – Sie haben vor einigen 

Wochen bereits angekündigt, Frau Senatorin, dass die 

Hilfsorganisationen den dringend notwendigen Fahr-

dienst von Coronapatienten, die positiv getestet sind,  

nach Hause übernehmen, damit sie eben nicht mit dem 

ÖPNV fahren müssen. Das Deutsche Rote Kreuz hat 

Ihnen schon vor Wochen auch für die anderen Hilfsorga-

nisationen –  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Ich darf Sie bitten, eine Frage zu stellen. 

 

Tim-Christopher Zeelen (CDU): 

– einen Vertrag vorgelegt. Ich möchte gerne wissen, 

warum dieser von Ihnen nicht unterschrieben wird, damit 

dieser dringende Fahrdienst eingerichtet werden kann. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin!  
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Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Ich habe aktiv die Hilfsorganisationen angesprochen und 

sie um Mithilfe gebeten. Wir haben gemeinsam – nach 

Einladung von mir – identifiziert, wo die Hilfsorganisati-

onen helfen können. Wir haben zwei Bereiche identifi-

ziert: einmal dass sie bei unseren Untersuchungsstellen 

als Fahrdienst bereitstehen. Ich habe die Arbeitsgruppe 

der Hilfsorganisationen gebeten, eine Aufteilung zu ma-

chen zwischen den Hilfsorganisationen und den acht 

Untersuchungsstellen, die wir inzwischen haben. Das ist 

erfolgt. Diese Liste ist auch an die Träger der Untersu-

chungsstellen weitergeleitet, dass sie vertraglich diese 

Zusammenarbeit entsprechend sichern. Wenn das nicht 

geschieht, helfe ich sehr gerne nach. Aber das, was Sie 

hier sagen, ist von mir eingeleitet und von mir initiiert 

worden. 

[Sebastian Czaja (FDP): Haben Sie unterschrieben  

oder nicht? – 

Zuruf von Torsten Schneider (SPD)] 

Die zweite Sache ist tatsächlich die Hilfe von Menschen, 

die häuslich isoliert sind und Unterstützung bei der Ver-

sorgung brauchen. Das ist das zweite Thema, das ich mit 

den Hilfsorganisationen identifiziert habe. Auch hier hat 

das Deutsche Rote Kreuz Hilfestellung avisiert. Wir ha-

ben da auch vermittelt, gerade was den Bezirk Mitte 

angeht. Dort haben wir nämlich Quarantänemöglichkei-

ten. Ich rufe gerne Herrn Czaja an, falls da vertraglich 

noch etwas nachgearbeitet werden muss. Aber wir stehen 

da bereit, diese Hilfestellung zu machen. Ich glaube nicht, 

dass es jetzt an irgendwelchen Verträgen scheitert, son-

dern meine Zusammenarbeit mit den Hilfsorganisationen 

ist sehr gut. Wir haben da sehr gute gemeinsame Ansätze 

entwickelt. Wenn da irgendwo ein Vertrag ist, rufe ich 

Herrn Czaja an und wir klären das auf dem kurzen Weg.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die zweite Zwischenfrage hat Frau Pieroth jetzt das 

Wort.  

 

Catherina Pieroth-Manelli (GRÜNE): 

Ja, Frau Senatorin, ich wurde gestern noch einmal von 

dem Koordinator Intensivmedizin darauf hingewiesen, 

dass wir doch große Engpässe bei der Beschaffung der 

Schutzmasken und Desinfektionsmittel haben. Was hal-

ten Sie von verstärkten Spendenaufrufen – und im Zwei-

fel, das schlug der Professor vor, auch von Beschlagnah-

mungen dieser Artikel? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin, bitte schön! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Dass international gerade bei Schutzmasken und Schutz-

kleidung eine Mangelsituation da ist und die Lieferketten 

nicht funktionieren, ist tatsächlich ein Umstand, der jetzt 

auch in Berlin spürbar wird. Wir haben ganz am Anfang 

der Krise die Situation gehabt, dass die Krankenhäuser 

noch Bestände hatten, einige für ein paar Wochen, einige 

für ein paar Monate. Die hatten etwas Bevorratung. Die 

niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte – ich sage es mal 

so – sind kalt erwischt worden. Da gab es keine Bevorra-

tung. Deswegen ist die Not dort tatsächlich am größten. 

Aber dort gibt es die Liefervereinbarung über KBV und 

KV. Ganz, ganz wenig ist auch die Pflege ausgestattet, 

insbesondere die stationäre und die ambulante Pflege. 

Dort gibt es gar keine Bevorratung. Deswegen haben wir 

jetzt gesagt: Die kleinen Bestände, die wir jetzt peu à peu 

bekommen – wir rechnen in den nächsten Tagen tatsäch-

lich auch mit Lieferungen –, werden wir nicht ideal-

typisch nach Bedarfsmeldungen, sondern tatsächlich, 

dorthin liefern, wo die Not groß ist.  

 

Spendenaufruf – sehr gerne, das können wir gerne noch 

einmal auf den Weg bringen, aber das, was wir wissen, 

ist, dass es überall gerade eng ist. Wir kennen keine Be-

stände, die gespendet werden können. Aber wenn da 

Bestände sind – Spende, kaufen, alles!  

 

Was Beschlagnahmung angeht, ist das tatsächlich eine 

rechtliche Frage. Zurzeit gibt es die rechtliche Grundlage 

dafür nicht. Aber da müsste man tatsächlich schauen, 

nach welchen Stadium Beschlagnahmungen rechtlich 

möglich sind. Aber ganz ehrlich, ich kenne keine Bestän-

de. Die würden wir ja kaufen. Wir haben das Geld dafür. 

Insofern sind Spenden und Beschlagnahmung nicht das 

Problem, sondern die Bestände sind einfach nicht da. 

Aber wir haben eine Beschaffungsabteilung, die jetzt, 

während wir hier tagen, dabei ist, auch international 

Schutzkleidung zu beschaffen. Ich bin, seitdem Herr 

Spahn die Million Masken angekündigt hat und die dann 

weg waren,  

[Zuruf von Maik Penn (CDU)] 

etwas vorsichtig mit optimistischen Prognosen. Aber ich 

kann Ihnen sagen, wir sind mit Hochdruck dabei. Es kann 

tatsächlich passieren, dass wir vielleicht in den nächsten 

Tage und Wochen Lieferungen bekommen. Wir sind in 

enger Abstimmung mit der Bundesebene. Da arbeiten wir 

wirklich Hand in Hand. Wir stimmen und wirklich täg-

lich ab. Sobald die Lieferungen da sind, werden wir die 

Öffentlichkeit entsprechend informieren.  

[Zuruf von Christian Goiny (CDU)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Dann kommen wir jetzt zur Fraktion Die Linke. – Frau 

Kittler, bitte schön, Sie haben das Wort.  
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Regina Kittler (LINKE): 

Vielen Dank! – Ich frage, welche Auswirkungen die 

Coronakrise nach Ansicht des Senats auf die Berliner 

Kulturlandschaft hat und inwieweit die Bundesprogram-

me geeignet sind, diese Auswirkungen zu mildern.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Herr Senator Dr. Lederer, bitte schön! 

 

Bürgermeister Dr. Klaus Lederer (Senatsverwaltung 

für Kultur und Europa): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Sehr geehrte Frau Kittler! Berlin ist die Stadt mit den 

meisten Kulturschaffenden deutschlandweit. Das kann 

man, glaube ich, so sagen. Und ein nicht geringer Charme 

unserer Stadt rührt daher, dass in dieser Stadt Kunst und 

Kreativität in dieser Art und Weise verbreitet sind. Da-

rauf hat der Regierende Bürgermeister vorhin in seiner 

Rede auch hingewiesen.  

 

Die Schließung, und zwar zunächst auch die Schließung 

in den öffentlichen Kultureinrichtungen, der aber viele 

private gefolgt sind, hat natürlich von dem heutigen auf 

den nächsten Tag mit einem Wegbruch der Gagen, der 

Einnahmen, der Auftrittsmöglichkeiten massive Konse-

quenzen. Diese Konsequenzen lassen sich derzeit durch 

alternatives Tätigwerden am Markt für viele Künstlerin-

nen und Künstler nicht lösen, sondern sind manifest. Sie 

führen auch zu entsprechenden Sorgen und existenziellen 

Ängsten.  

 

Nichtsdestotrotz sind auch die Künstlerinnen und Künst-

ler der Stadt bereit, ihren Anteil zu leisten. Bezugneh-

mend auf die Frage eben: Wir haben unsere Theaterwerk-

stätten jetzt auch gefragt, ob sie helfen können, bestimm-

te Schutzvorrichtungen zu nähen. Wir gucken auch an der 

Stelle, wie wir Solidarität organisieren.  

 

Nicht zuletzt versuchen viele Künstlerinnen und Künstler 

auch in Partnerschaft mit anderen Akteurinnen und Ak-

teuren derzeit, digitale Kulturangebote an die Leute zu 

bringen.  

 

Was die entsprechenden Unterstützungsmaßnahmen 

angeht, hat Ramona Pop vorhin ausführlich die Berliner 

Programme – Soforthilfe I und II – hier erklärt. Wir sind 

derzeit sozusagen in den letzten Zügen, aber das wird 

hoffentlich heute auch abgeschlossen werden, um die 

Antragsunterlagen entsprechend schnell hochfahren zu 

können, damit dort die Möglichkeit besteht, Anträge zu 

stellen. Das wird sicherlich den kleineren Einrichtungen, 

den Soloselbstständigen helfen, die eine geringe Anzahl 

an Beschäftigten haben. Größere Institutionen haben es 

da ein bisschen schwerer. Wir versuchen derzeit, auf 

allen Schienen zusammenzusammeln und Hilfeangebote 

im Internet bereitzustellen, sowohl die Finanzämter sind 

derzeit unbürokratisch dabei, zu helfen, auch die Künst-

lersozialkasse, die Verwertungsgesellschaften. Es gibt 

auch entsprechende Solidaritätsaktionen.  

 

Die Zusammenarbeit mit dem Finanzsenator und der 

Wirtschaftssenatorin war an dieser Stelle sehr eng, und 

wir schauen permanent: Was macht der Bund, was macht 

das Land? Wie verhalten sich die Programme zueinan-

der? Was machen möglicherweise auch andere Bundes-

länder, und was kann man sich davon abschauen? – Die 

Programme sind derzeit für die Klein- und Kleinstunter-

nehmen, für die Soloselbstständigen und Freiberufler 

kumuliert abzurufen. Dies erreicht eine Zielgruppe von 

Unternehmen mit bis zu zehn Personen, ansonsten gibt es 

Kredithilfen.  

 

Im Kultursektor besteht das spezielle Problem, dass ein 

großer Anteil der Einnahmen durch Eintritte erzielt wird 

und auch nicht anderweitig kompensierbar ist. Wenn 

keine Eintritte genommen werden können, weil die Leute 

nicht kommen, bleiben die Einnahmen weg. Das wird nur 

bei wenigen großen Kulturbetrieben mit Liquiditätshilfen 

abzufangen sein, also durch Kredite, die sie danach mög-

licherweise wieder abstottern können. Insofern gibt es 

durchaus noch eine Förder- oder Hilfelücke, nicht nur bei 

unseren eigenen Einrichtungen – diese können jetzt auch 

erst einmal warten. Eine Einrichtung wie beispielsweise 

der Friedrichstadtpalast aber, wo 20 Prozent Förderung 

vom Land kommen und 80 Prozent der Einnahmen über 

Eintrittskarten hereingeholt werden, wird sich aber, selbst 

wenn wir jetzt alle Fördermittel für dieses Jahr schon 

bereitgestellt haben, in ein paar Wochen fragen: Wie 

kommen wir weiter? Wie können wir eine Insolvenzver-

fahren meiden? – Wir werden dann gemeinsam überlegen 

müssen, was wir machen können. 

 

Die größte Sorge machen mir derzeit die Einrichtungen 

und Institutionen, die nicht oder nur mit wenig Geld vom 

Land gefördert werden und schnell vor der Insolvenz 

stehen, wenn wir jetzt nicht helfen. In diesen Fällen sind 

Kredite aus den genannten Gründen vermutlich nicht die 

erste Hilfe; sie werden dort ins Leere gehen. Erst einmal 

sind die Einrichtung gehalten, die Möglichkeiten Kurzar-

beitergeld und dergleichen in Anspruch zu nehmen, aber 

dann bleibt trotzdem noch eine Lücke. Jetzt ist der Bund 

mit seinen Programmen raus, nun bringen wir unsere 

Programme an den Start. Wir haben im Senat verabredet, 

jetzt erst einmal zu schauen, wo möglicherweise Förder-, 

Unterstützungs- oder Nothilfelücken sind und wo wir 

nachjustieren müssen. An der Stelle bin ich einmal ganz 

bei Herrn Czaja, der vorhin in seiner Rede deutlich betont 

hat, dass wir diese Einrichtungen nicht alleinlassen kön-

nen. Es kann nicht die Konsequenz sein, dass wir das 

Coronavirus besiegt haben, aber das Coronavirus unsere 

Kulturlandschaft besiegt hat. 
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Präsident Ralf Wieland: 

Frau Kittler! Wünschen Sie, eine Nachfrage zu stellen? – 

Dann können Sie das jetzt tun. Bitte schön! 

 

Regina Kittler (LINKE): 

Am 20. März haben sich alle zwölf Bezirksämter an den 

Finanzsenator Kollatz und an vier Senatsverwaltungen 

gewandt bezüglich der wirtschaftlich stark betroffenen 

Gruppe der Honorarkräfte auf kommunaler Ebene. Wel-

che Antwort hat der Senat auf dieses Schreiben und die 

darin enthaltenen Vorschläge? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Herr Senator Dr. Lederer! 

 

Bürgermeister Dr. Klaus Lederer (Senatsverwaltung 

für Kultur und Europa): 

Der Brief ist natürlich bei uns eingegangen, und wir ha-

ben ihn sehr genau gelesen. Die Bezirksämter schlagen 

im Grunde vor, dass wir bis in den April hinein unbüro-

kratisch eine Art Kurzarbeitergeld oder eine ähnliche 

Fortzahlung der Bezüge leisten, die vertraglich vereinbart 

gewesen waren, jetzt aber nicht gezahlt werden konnten. 

– Ich sagte gerade schon, wir haben noch ein paar Nothil-

felücken, und wir schauen derzeit, welche Lockerungen 

im Zuwendungsrecht möglich sind.  

 

Bei manchen Dingen werden wir natürlich das Parlament 

brauchen. Es ist heute oft betont worden, dass das Parla-

ment in einer solchen Situation seiner Kontrollfunktion 

gerecht werden muss. Bei ein paar Fragen wird auch ein 

Nachtragshaushalt erforderlich sein. Der Finanzsenator 

hat schon angekündigt, dass dieser Nachtragshaushalt 

derzeit vorbereitet wird. Bei ein paar Fragen sind wir 

derzeit noch im Austausch zwischen den Verwaltungen 

darüber, was wir tun können. Da muss ich jetzt einfach 

um Verständnis bitten. Alle Verwaltungen sind in dersel-

ben Situation wie alle anderen gesellschaftlichen Berei-

che derzeit auch. Das heißt, wir versuchen mit sehr weni-

gen Leuten, sehr viele Probleme gleichzeitig zu klären.  

 

Ramona Pop hat eigentlich schon deutlich gemacht, wa-

rum wir uns erst einmal auf das Förderprogramm für die 

Soloselbstständigen und Sonstige kapriziert haben: weil 

diese aus unserer Perspektive in der ersten Phase die 

Gefährdetsten sind. Natürlich müssen wir auch Lösungen 

finden, die es uns ermöglichen, mit den schon ausgereich-

ten Geldern, oder zumindest mit Teilen der schon ausge-

reichten Gelder, kurzfristig eine Überbrückung zu schaf-

fen. Trotzdem fürchte ich, es wird nicht ausbleiben, dass 

wir zumindest nach Ablauf einer bestimmten Zeit manche 

Leute auf die vom Bund geöffnete Grundsicherung ver-

weisen müssen, weil wir selbst bei massiven Anstrengun-

gen schlicht nicht in der Lage sein werden, mit den Haus-

haltsmitteln, die das Land Berlin zur Verfügung hat, jetzt 

sozusagen ein bedingungsloses Grundeinkommen für alle 

Berlinerinnen und Berliner in bestimmten prekären Be-

reichen bereitzustellen – diese Debatten gibt es ja auch. 

Das können wir hier im Land alleine nicht stemmen, aber 

natürlich versuchen wir – sonst wären wir nicht Rot-Rot-

Grün –, in Berlin die Programme in einer Art und Weise 

aufzusetzen, dass wir den Leuten möglichst unbürokra-

tisch, konsequent und solidarisch – wie es vorhin in der 

Aktuellen Stunde hieß – unter die Arme greifen können; 

trotzdem step by step, anders werden wir es nicht schaf-

fen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Danke schön! – Die zweite Nachfrage geht an Herrn 

Kollegen Juhnke. – Bitte schön! 

 

Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Sie haben Antworten 

gegeben, die für die Institutionen gelten können. Was 

aber passiert mit denjenigen, die kurzfristig beschäftigt 

sind, zum Beispiel als Schauspieler, oder mit bildenden 

Künstlern, die nicht unbedingt unter das Rubrum des 

Soloselbstständigen fallen würden und denen jetzt teil-

weise auch ihr ziviler Beruf wegbricht, den sie haben, um 

ihre Kunst zu ermöglichen, sei es in einer Kunstschule, in 

der Gastronomie oder Ähnlichem? Wie kann man diesen 

Menschen helfen? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Herr Senator! 

 

Bürgermeister Dr. Klaus Lederer (Senatsverwaltung 

für Kultur und Europa): 

Zum Teil geht es erst einmal darum, dass die Leute ihre 

Existenz abgesichert bekommen. Dazu hat der Bund jetzt 

mit der Grundsicherung eine Öffnung geschaffen. Ich 

wünschte mir das auch weitergehend und anders, aber das 

ist erst einmal der Stand der Dinge, das hat der Bund jetzt 

erst einmal gemacht. Wir werden dort, wo Betriebsver-

mögen existiert, wo ein Unternehmen existiert, und auch 

bei einzelnen Akteuren, mit den Soforthilfen eine Mög-

lichkeit schaffen, dass die Grundsicherung nicht etwa 

zulasten bestimmter betrieblicher Notwendigkeiten geht. 

Wir erwarten also nicht, dass jemand beispielsweise erst 

einmal seinen Flügel verkaufen muss, bevor er irgend-

welche öffentlichen Ressourcen in Anspruch nehmen 

kann. Das wäre widersinnig. Wir würden ja dann die 

Existenz zerstören, aber irgendwie das Leben sichern. 

Das kann nicht der Sinn der Übung sein. Insofern haben 

wir diese Soforthilfen auch für solche Menschen geöff-

net. Wir versuchen, die Soforthilfen unbürokratisch allen 

bereitzustellen, die jetzt in einer solchen Situation sind.  

 

Schwieriger wird es bei privaten Einrichtungen wie bei-

spielsweise den Besucherorganisationen oder bei Clubs 
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oder privaten Bühnen. Mir hat beispielsweise auch Alice 

Ströver einen Brief geschrieben und gesagt: Wir haben 

das Problem jetzt auch gerade. – Da müssen wir noch 

nach einem Instrumentarium suchen. Uns dazu Gedanken 

zu machen, das wird uns sicherlich in den nächsten Wo-

chen beschäftigen, denn dort greifen vermutlich die Hil-

fen nicht. Diese Einrichtungen fallen durch eine Lücke: 

Ihnen ist mit den Krediten für die Privatwirtschaft nicht 

wirklich geholfen, aber natürlich auch nicht mit dem 

Soforthilfeprogramm für Klein- und Kleinstunternehmer. 

Dazwischen scheint mir derzeit ein Problem zu existie-

ren. Für dieses Problem werden wir versuchen müssen, 

eine Lösung zu finden. 

[Beifall von Christian Goiny (CDU)  

und Roman Simon (CDU)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Bevor es weitergeht, nach meiner persön-

lichen Hochrechnung die Bitte an den Senat – oder Auf-

forderung: Das muss kompakter werden, sonst klappt das 

hier nicht. 

[Beifall bei der AfD –  

Beifall von Paul Fresdorf (FDP) und  

Franziska Becker (SPD)] 

Vielleicht einfach nur das antworten, wonach gefragt 

wird. Das hilft auch schon. 

 

Frau Ludwig von den Grünen! Bitte schön!  

 

Nicole Ludwig (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Es wurde ja schon einiges 

zu den Wirtschaftshilfen gesagt, daher frage ich den Se-

nat: Wie hat sich die Coronakrise denn bisher auf die 

Berliner Wirtschaft ausgewirkt, und welche Auswirkun-

gen erwarten Sie noch? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Pop! Kurz und knapp, das ist jetzt eine Aufgabe. Sie 

bekommen das aber hin. 

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Herr Präsident! Ich spreche einfach schneller, Sie kennen 

mich ja. – Frau Abgeordnete! Ich versuche, kurz darzu-

stellen, wonach Sie gefragt haben, denn die Zahlen haben 

sich in den letzten Tagen mehr oder minder überschlagen. 

Wer noch vor zwei Wochen gedacht hat, dass es eine 

kleine Delle sein würde, die dann wieder in zwei, drei 

Wochen vorbei ist, hat sich gewaltig geirrt. Die Wirt-

schaftsinstitute sind in den letzten Tagen in den Progno-

sen immer deutlicher geworden. Ich glaube, das DIW hat 

vor zehn Tagen noch von zwei bis drei Prozent Einbußen 

gesprochen, und das ifo hat in den letzten Tagen von rund 

20 Prozent gesprochen. Das war die letzte, sehr negative 

Prognose. Die Wahrheit wird sich vermutlich erst im 

Nachhinein herausstellen und irgendwo in der Mitte lie-

gen.  

 

Klar ist aber, dass wir mit einer wirtschaftlichen Entwick-

lung zu rechnen haben, die deutlich länger anhalten wird, 

als man es am Anfang erhofft hat. Manche sprechen da-

von, dass es eine Rezession geben könnte – das ist nicht 

ganz unwahrscheinlich –, das heißt, dass zwei Quartale 

Nullwachstum in Folge stattfinden. Die Wahrscheinlich-

keit ist hoch, dass das auch eintrifft. Deswegen haben wir 

in Berlin bereits sehr schnell darauf reagiert. Die Berliner 

Wirtschaft ist durch ihre Dienstleistungsorientierung sehr 

schnell und sehr hart getroffen worden, in den Bereichen 

Veranstaltungen, Tourismus etc., und wir sehen die nega-

tiven Folgen. 

 

Ich will nur einen Satz sagen, weil viele sagen: Es wird 

der Wirtschaft geholfen, aber nicht den Menschen. – Das 

kann man aus meiner Sicht nicht auseinanderhalten,  

[Vereinzelter Beifall bei der CDU und der FDP – 

Beifall von Lars Düsterhöft (SPD) und  

Nicole Ludwig (GRÜNE)] 

gerade in Berlin mit seiner Wirtschaftsstruktur – ich habe 

es gerade beschrieben: Bei 80 Prozent der Unternehmen 

handelt es sich um Klein- und Kleinstunternehmerinnen 

und -unternehmer. Das sind sozusagen die Logopädin, 

der Schumacher, der normale Handwerker – die ganze 

Bandbreite von Sozial- bis Kreativwirtschaft, die in der 

Stadt ansässig sind. Deswegen sind das auch wir selbst 

und unsere Bekannten, diejenigen, die die Stadt am Lau-

fen halten. Man sieht im Stadtbild inzwischen schon sehr 

deutlich, welche Veränderungen eingetreten sind, weil 

nahezu alles geschlossen hat. Man kann nur ahnen, was 

sich hinter den geschlossenen Café- und Ladentüren an 

existenziellen Sorgen und Nöten abspielt. Wir sehen das 

in Berlin sehr deutlich und mit unmittelbarer Betroffen-

heit. Handwerk und Produktion kommen langsam in 

Engpässe, auch in Berlin, sei es, weil durch die unterbro-

chenen Lieferketten zunehmend Ersatzteile fehlen, sei es, 

weil die Belegschaft zunehmend krank wird. 

 

Ich will nur kurz skizzieren, dass in dieser ersten Phase, 

in der es mit voller Wucht nahezu alle Branchen getroffen 

hat, Bund und Länder vor allem mit den Soforthilfemaß-

nahmen, die hier beschrieben worden sind, mit Liquidi-

tätsunterstützungen darauf reagieren. Wir werden aber 

auch in einer zweiten Phase darüber sprechen müssen, 

wie wir mit Konjunkturprogrammen agieren. Dafür ist es 

noch zu früh, denn jetzt schlicht und einfach die Nachfra-

ge anzukurbeln, funktioniert nicht, weil die Leute zu 

Hause sitzen und weder etwas buchen noch etwas kaufen 

können. Wir werden aber in einem zweiten Schritt über 

Konjunkturprogramme nachdenken müssen, sicherlich 

auch in größeren Dimensionen, um die Wirtschaft wieder 

anzukurbeln.  

 

(Bürgermeister Dr. Klaus Lederer) 

 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

18. Wahlperiode 

 

Seite 6784 Plenarprotokoll 18/56 

26. März 2020 

 

 

Man muss das Augenmerk auch auf die digitale Infra-

struktur legen. Wir sehen jetzt alle, dass die Krisenresili-

enz von Verwaltungen und Unternehmen nicht hundert-

prozentig gegeben ist. Wenn alle ins Homeoffice gehen 

und Telefonkonferenzen machen, bricht das Netz zu-

sammen. Das merken wir jetzt alle alltäglich in unserer 

Arbeit. Darauf ist ein Augenmerk zu richten, um die 

Krisenresilienz und dafür vor allem die digitale Infra-

struktur für die Zukunft zu stärken. Mit einem solchen 

Konjunkturprogramm ist ein wichtiger Schwerpunkt 

gesetzt. Man muss jetzt anfangen, über Perspektiven 

nachzudenken, weil wir alle hoffen, dass die Sofortmaß-

nahmen greifen, dass die Stabilisierung kommt, aber dann 

muss mit Konjunkturprogrammen weitergearbeitet wer-

den. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Ludwig! Sie wollen eine Nachfrage stellen? – Bitte 

schön! 

 

Nicole Ludwig (GRÜNE): 

Sie haben gerade skizziert, dass Sie hier im Land sehr 

schnell auf die Krise reagiert haben. Die IBB hat auch 

sehr frühzeitig auf der Internetseite Informationen veröf-

fentlicht, wie man an die Hilfen kommt. Deswegen würde 

mich interessieren: Welche Erfahrungen haben Sie denn 

bisher mit der Umsetzung der Hilfen und Hilfsangebote 

gesammelt? – Dabei interessiert uns insbesondere der 

Blick auf die kleinen Unternehmen, auf die Start-ups und 

Existenzgründer. Wie können auch diese von den Hilfen 

profitieren? – Danke! 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Ich sage auch einmal in Richtung Abgeordnete: Das war 

fast nicht nur eine Nachfrage stellen, sondern schon ein 

bisschen kommentierend. Wenn also alle an die Reihe 

kommen wollen, die sich gemeldet haben, muss es kom-

pakter werden. – Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete! Ich habe gerade skiz-

ziert, dass wir im ersten Schritt Sofortmaßnahmen ergrif-

fen haben, um die Unternehmen zu stabilisieren und vor 

allem die Liquidität der Unternehmen zu sichern – das 

heißt als Allererstes, die Kosten zu senken. Das ist durch 

steuerliche Liquiditätsmaßnahmen wie dem Einstellen 

von Vorauszahlungen und der zinsfreien Stundung von 

Steuern passiert. Das ist auf Bundesebene durch Sozial-

versicherungsabgaben, die jetzt gestundet werden kön-

nen, Kurzarbeitsmaßnahmen etc. passiert.  

 

Wir haben dann aber sehr zügig begonnen, an eigenen 

Programmen zu arbeiten. Wir waren durch die Absage 

der ITB als Bundesland quasi die ersten, die eine Veran-

staltung dieser Größenordnung abgesagt haben, und uns 

war klar, dass das Folgen zeitigen würde. Deswegen sind 

wir bereits seit Anfang März dabei, und die IBB kann seit 

letzter Woche schon Anträge entgegennehmen und So-

forthilfen auszahlen. Mir ist es wichtig, hier noch einmal 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der IBB und auch 

von Berlin Partner zu danken, die dieses Vorhaben tat-

kräftig unterstützen. Herzlichen Dank! Dies ist einfach 

eine Krise, in der alle zusammenrücken und zusammen-

arbeiten. Vielen herzlichen Dank an die Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen! 

[Beifall bei den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der SPD und der LINKEN – 

Beifall von Jürn Jakob Schultze-Berndt (CDU)] 

Ich will noch auf einen Punkt eingehen, der mehrmals 

angesprochen worden ist: Das dauert alles zu lange. Die 

Server brechen zusammen. – Man darf nicht vergessen, 

die IBB ist eine Geschäftsbank und keine Berliner Spar-

kasse, wo wir alle als Privatkunden Zugriff haben. Die 

Server waren schlicht nicht darauf vorbereitet, dass ge-

fühlt stündlich Tausende Anträge stellen. Die Anträge 

kann man online stellen, also rund um die Uhr. Jetzt sind 

bereits 2 000 Anträge so weit eingegangen, dass wir sa-

gen können, dass das Geld ausgezahlt werden kann. So 

schlecht scheint es also nicht zu laufen, wenn in dieser 

Krise – Stand heute – bereits 2 000 Unternehmern gehol-

fen werden konnte. 

[Maik Penn (CDU): Wie viele Soforthilfen sind denn 

schon ausgezahlt worden?] 

Die KfW kommt jetzt erst mit ihren Programmen und 

wird hoffentlich Unterstützung leisten. Wir konnten aber 

bereits 2 000 Unternehmen helfen, und das sollte man 

auch goutieren – bei allen, die noch nicht an die Reihe 

gekommen sind und auch einen Bedarf haben. Ich glaube 

aber, mit der Möglichkeit, direkt Onlineanträge zu stel-

len, statt Dokumente abzuschicken, die händisch bearbei-

tet werden müssen, gelingt uns diese Schnelligkeit. Der 

Bund und die Hausbanken, die jetzt über die KfW-

Kredite die Möglichkeit haben, mit 90 Prozent Haftungs-

freistellung Kredite zu vergeben – ein Zehn-Prozent-

Restrisiko, das dann in den Büchern bleibt, finde ich 

völlig vertretbar –, müssen aber in die Unterstützung mit 

einsteigen. Das muss eine gemeinsame Anstrengung von 

Bund, Ländern und Bankinstituten sein. In der Finanzkri-

se ist es eine gesamtgesellschaftliche Anstrengung gewe-

sen, den Finanzsektor zu stabilisieren, und das müssen 

wir an dieser Stelle mit allen Beteiligten wiederholen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die zweite Nachfrage hat Herr Kollege Juhnke das 

Wort. 

 

Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Die Coronaeindäm-

mungsmaßnahmen laufen erst einmal bis zum 19. April. 

(Bürgermeisterin Ramona Pop) 
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Das ist aus meiner Sicht ein gegriffenes Datum. Nun hat 

niemand eine Glaskugel, und ich erwarte von Ihnen keine 

Antwort auf die Frage, ob und wie lange es danach noch 

weitergeht. Ich frage aber, ob Sie wenigstens eine Idee 

für einen Prozess haben, den man aufsetzt, um gegebe-

nenfalls irgendwann einmal zu der Erkenntnis zu kom-

men: Es geht weiter, wir können langsam wieder starten. 

– Denn alle, von Kultur bis Wirtschaft, brauchen eine 

gewisse Anlaufphase, und dieses Datum ist bisher sehr 

restriktiv. Dazu würde ich gern Näheres wissen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Das ist eine weitergefasste, allgemeinere Frage, wie wir 

in dieser Eindämmungssituation eine Perspektive gewin-

nen, in manchen Sektoren vielleicht wieder sukzessive in 

ein gewisses normales Leben zurückzukehren. Wir haben 

am letzten Dienstag im Senat mit Herrn Wieler, dem 

Präsidenten des RKI, mit Frau Grebe, der Chefin von 

Vivantes, und der Soziologin Frau Allmendinger darüber 

beraten, wie man diese Perspektive gewinnen könnte. 

Noch schauen wir auf die Zahlen und müssen – das ist 

eher das Thema der Gesundheitssenatorin – die Szenarien 

aufstellen, wie und wann die Wellen in den Krankenhäu-

sern kommen und wie wir das möglichst eindämmen. 

 

Ja, wir haben gesagt, bis Ostern machen wir diese Maß-

nahmen und werden dann bewerten, wie sie gegriffen 

haben, sodass wir dann vielleicht doch sektorenweise 

Dinge wieder öffnen oder erleichtern können. Diese Per-

spektive, auf die wir alle so dringend warten, ist aber 

noch in Arbeit. Wir sehen uns tagtäglich die Zahlen an – 

das machen wir nicht anders als Sie –, um zu beurteilen, 

wann wir wieder darüber sprechen können, wie Locke-

rungen aussehen könnten. Zurzeit stehen wir aber noch 

vor der Welle, die ungefähr Mitte April in den Kranken-

häusern erwartet wird. Insofern besteht heute nur die 

Hoffnung darauf, dass es nach Ostern eine Perspektive 

geben kann. Wir sind aber auf Grundlage der Zahlen 

noch nicht so weit, dass wir dazu tatsächlich etwas sagen 

könnten. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank!  

 

Für die AfD hat jetzt Herr Mohr das Wort. – Bitte schön! 

 

Herbert Mohr (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Der Presseberichterstat-

tung ist zu entnehmen gewesen, dass es Spanien gestern 

gelungen ist, für über 400 Millionen Euro medizinische 

Schutzausrüstung in China zu bestellen, darunter unter 

anderem 550 Millionen Atemschutzmasken, währenddes-

sen – es wurde schon erwähnt – 6 Millionen für Deutsch-

land bestimmte Masken kurz vor der Auslieferung noch 

verlorengehen konnten. Wie bewertet der Senat die of-

fensichtlich ineffektive und unzureichende zentrale Be-

schaffungspolitik der Bundesregierung? 

[Zuruf von Maik Penn (CDU)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Kalayci, bitte schön! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Auf diese Lieferung haben wir tatsächlich händeringend 

gewartet, sie wurde auch avisiert. Aus bekannten Grün-

den ist diese Lieferung nicht erfolgt. Wir haben aber eine 

gute Verabredung mit Herrn Spahn, dass kleinere Portio-

nen geliefert werden, damit wir sozusagen überhaupt 

versorgt sind. Wir warten jetzt nicht auf große Lieferun-

gen, sondern in kleineren Mengen wird jetzt Lieferung 

stattfinden, wahrscheinlich auch in den nächsten Tagen, 

damit wir diese dann auch schnellstmöglich weitergeben 

können. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Herr Mohr! Für eine Nachfrage haben Sie 

das Wort. 

 

Herbert Mohr (AfD): 

Vielen Dank! – Was für eigene Aktivitäten entfaltet denn 

der Senat, um zeitnah hinreichend medizinische Schutz-

ausrüstung für Berlins ambulante und stationäre Versor-

gung, auch in der Pflege, zu gewährleisten? – Wie gesagt, 

Zeit ist das Stichwort. Das hätte ich gern doch ein biss-

chen konkreter. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr gern! – Ich wiederhole mich: Wir haben ein Be-

schaffungsteam, das seit mehreren Wochen aktiv ist. 

Auch wir haben Bestellungen aufgegeben, aber Bestel-

lungen heißt nicht gleich Lieferung – aufgrund der be-

kannten Probleme der Lieferketten. Ich bin verhalten 

optimistisch. Ich will jetzt nicht sagen: „Da kommt mor-

gen was“ –, und dann kommt es nicht. Dann werden Sie 

mich fragen, warum es nicht gekommen ist. – Wir sind 

aber wirklich ständig dabei, Beschaffungen zu machen, 

das findet also wirklich statt. Bei der Lieferung gibt es 

(Dr. Robbin Juhnke) 
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aber aufgrund der allgemein bekannten Situation auch bei 

uns Probleme. Ich hoffe, dass ich Ihnen wirklich in den 

nächsten Tagen und Wochen auch aufgrund unserer Be-

schaffung gute Nachrichten überliefern kann. – Das ist 

die Situation. Wir sind sehr aktiv, aber, wie gesagt, die 

Lieferungen sind leider zurzeit etwas bescheiden. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die zweite Nachfrage hat Frau Kollegin Gennburg 

das Wort. 

 

Katalin Gennburg (LINKE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich möchte eine Nachfra-

ge zum Thema Beschaffung von Schutzbekleidung stel-

len. Wir hören von H&M, der Modemarke aus Schweden, 

dass sie einen Produktionszweig umstellt, um Schutzbe-

kleidung herzustellen, und dass „Beck’s“ und „Jägermeis-

ter“ Alkohol für Desinfektionsmittel herstellen. Inwiefern 

können auch in Berlin große und kleine Produktionskapa-

zitäten zur Herstellung von medizinischem Equipment 

mobilisiert und zeitnah entsprechende Aktivitäten in 

Gang gebracht werden? – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 

Vereinzelter Beifall bei der AfD und der FDP] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Darauf antwortet jetzt die Wirtschaftssenatorin. – Frau 

Pop, bitte schön!  

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Wie Sie sehen, wird im Senat hierzu eng zusammengear-

beitet – an allen Themen gemeinsam. Wir sind gerade 

dabei, vor allem mit der Handwerkskammer und gemein-

sam mit der Berliner Krankenhausgesellschaft zu über-

prüfen, wie in Berlin die Produktion von Schutzbeklei-

dung erfolgen kann. Es geht nicht nur um Theatermasken, 

die demnächst, glaube ich, auch in den Behindertenwerk-

stätten hergestellt werden – mit Unterstützung von Frau 

Breitenbach –, sondern auch darum, wie Schutzbeklei-

dung hier in Berlin hergestellt werden kann. Wir schauen 

dabei auf die Berufsschulen, die vor allem auch die grö-

ßeren Kapazitäten haben, um nähen zu können. Mir ist 

auch zugetragen worden, dass wir in den Geflüchteten-

einrichtungen viele Frauen haben, die bereit wären, eine 

solche Arbeit mit zu unterstützen und zu tätigen.  

 

Wir versuchen gerade, das mit Handwerkskammer und 

Krankenhausgesellschaft zusammenzufassen. Wichtig ist 

dabei, die Spezifikationen zu bekommen, was man für 

diese Kleidung braucht, weil sie nicht nur als Schutzklei-

dung für Krankenhäuser, sondern auch für andere Ein-

richtungen, für soziale Träger beispielsweise dienen soll, 

die auch Kontakt mit Infizierten haben könnten. Also wir 

machen uns da auf den Weg, aber Berlin ist – das muss 

man leider sagen – nicht das Zentrum der Textilindustrie. 

Man sollte also nicht erwarten, dass wir große Textilun-

ternehmen in Berlin haben; die wären ja nicht verborgen 

geblieben. Aber hinsichtlich der Kapazitäten, die da sind, 

werden wir mithilfe der Handwerkskammer sicherlich 

das ein oder andere unterstützend leisten können. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Für die FDP-Fraktion hat jetzt Herr Fresdorf das Wort zu 

einer Frage. – Bitte schön, Herr Kollege! 

 

Paul Fresdorf (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat: Ist 

die Finanzierung aller Kindertagesstätten in Berlin für das 

laufende Kitajahr und das kommende Kitajahr zu 100 

Prozent sichergestellt? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Der Finanzsenator, Herr Kollatz! – Bitte von dem Sei-

tenmikrofon! Wenn möglich, bitte nicht daran festhalten! 

[Heiterkeit] 

 

Senator Dr. Matthias Kollatz (Senatsverwaltung für 

Finanzen): 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die 

Bildungsverwaltung und mein Haus handeln entspre-

chend der Grundlinie, die auch schon mehrfach erläutert 

worden ist – von Herrn Lederer und von anderen. Wir 

müssen natürlich versuchen, auch andere Finanzierungs-

quellen zu nutzen, haben aber gleichwohl so etwas wie 

einen Schutzschirmerklärung abgegeben. Das heißt, die 

Idee ist, dass die Zahlungen, die zum Beispiel die Be-

schäftigten in den Kitas bekommen, erhalten bleiben, 

dass wir aber, wenn in den Kitas weniger gearbeitet wird, 

was ja nun offenkundig der Fall ist, die Möglichkeiten 

ausloten, Kurzarbeitergeld oder andere Maßnahmen, die 

es aus anderen Programmen gibt, zu nutzen. Sie konnten 

auch der Rede des Regierenden Bürgermeisters entneh-

men, dass gerade das Thema Kurzarbeitergeld ein ent-

scheidender Schlüssel dabei ist.  

 

Insofern ist es so: Wir wollen zusätzliche Finanzierungs-

quellen nutzen und müssen das auch. Das Beispiel des 

Flughafens zeigt das. Das gilt für alles, mit dem wir als 

Land etwas zu tun haben. Wir wollen aber, dass die Be-

schäftigten in ihrer Situation eine Stabilität bekommen. – 

Danke! 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Herr Fresdorf, möchten Sie eine Nachfrage stellen? – 

Dann bekommen Sie das Wort. – Bitte! 

 

(Senatorin Dilek Kalayci) 
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Paul Fresdorf (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Vielen Dank, Herr Sena-

tor, für die Antwort! Ich hätte mich jetzt über ein Jahr 

gefreut, und die Träger sicherlich auch. Wir werden da-

mit rechnen müssen, dass wir am Tag X nach Corona die 

Kitas sofort wieder scharf schalten müssen und da Pla-

nungsunsicherheiten brauchen.  

[Daniel Buchholz (SPD): Scharf? – 

Regina Kittler (LINKE): Was soll das Wort? – 

Weitere Zurufe von der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

– Na, ja, sofort wieder auf Vollbetrieb umstellen müssen! 

–  Daher werden wir auch eine volle Finanzierung vom 

Tag 1 nach Corona an brauchen. Wann gehen denn die 

Bescheide entsprechend raus, wie viel Geld die Kitas jetzt 

zur Verfügung haben, und wann gibt es Planungssicher-

heit für alle Kitaträger im Land Berlin, mit welchen Mit-

teln zu rechnen ist? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Dazu Frau Senatorin Scheeres – bitte!  

 

Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 

Bildung, Jugend und Familie): 

Sehr geehrter Herr Fresdorf! Wir haben die Vereinbarung 

mit den Trägern getroffen, dass sie ihre Gelder erhalten, 

und sie bekommen ihre Gelder auch schon. Also die 

Gelder fließen, und uns ist dieses sehr wichtig. Denn – 

Sie sprachen es auch an – die Träger sichern ja auch ein 

Notsystem ab, und ich möchte mich an der Stelle auch 

noch mal recht herzlich bei allen Trägern bedanken, die 

da auch sehr eng und flexibel mit mir in den letzten Wo-

chen zusammengearbeitet haben. Ich möchte mich auch 

bei allen Erzieherinnen und Erziehern, Pädagogen und 

Pädagoginnen und dem nichtpädagogischem Personal 

bedanken, die wirklich flexibel das Notprogramm absi-

chern, damit in den relevanten Berufen die Eltern ihrer 

Arbeit nachkommen können. Herzlichen Dank noch mal 

an alle! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Beifall von Roman Simon (CDU)  

und Stephan Standfuß (CDU)] 

Das Geld für die Träger ist gesichert, aber so, wie der 

Finanzsenator es ansprach, geht es natürlich schon da-

rum: Wenn es andere Möglichkeiten gibt, über die Bun-

desebene Geld zu erhalten, soll dieses auch ermöglicht 

werden, und die Vereinbarung ist die, dass dann die Trä-

ger diese Gelder an die Finanzverwaltung weiterleiten. 

Aber die hundertprozentige Finanzierung der Träger – der 

Finanzsenator hat es als Schutzschirm beschrieben – ist 

so besprochen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Die zweite Nachfrage geht an Frau Kol-

legin Kühnemann-Grunow. – Bitte schön! 

 

Melanie Kühnemann-Grunow (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Frau Scheeres! Sie haben eben 

das Thema Kita-Notbetreuung angesprochen. In dem 

Zusammenhang möchte ich gerne wissen, wie hoch denn 

die Auslastung der Kita-Notbetreuung zurzeit ist und 

unter welchen Umständen dieses Angebot noch erhöht 

werden kann – beispielsweise auch für Kinder in schwie-

rigen Situationen? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 

Bildung, Jugend und Familie): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Wir hatten ja gemeinsam mit den Trägern vereinbart, dass 

wir eine Notbetreuung im Umfang von 15 Prozent absi-

chern, und zwar mit der Option, das auch nach oben aus-

zubauen, wenn wir diesen Bedarf haben. Wir haben ja für 

einzelne Berufsfelder eine Öffnung vorgenommen, weil 

u. a. auch von den Krankenhäusern, mit denen ich regel-

mäßig Kontakt habe, dieses Signal kam, dass da wirklich 

ein Personalbedarf besteht und dass man von der Zwei-

Eltern-Regelung diesbezüglich abweicht. Auch aus dem 

Bereich der Feuerwehr und der Polizei kamen diese Sig-

nale.  

 

Jetzt sind aktuell ca. 5 Prozent der Kinder in den Kinder-

tageseinrichtungen, im Umfang von 8 Prozent haben jetzt 

Eltern ihre Erklärung abgegeben, dass sie einen Bedarf 

haben, und wenn wir es jetzt noch hochrechnen würden – 

wir gehen davon aus, dass wir zum Ende der Woche auf 

10 Prozent kommen –, so sind wir noch weit unter dem, 

was wir mit den Trägern vereinbart haben. Wie gesagt, 

wir sind uns, glaube ich, alle einig, dass wir dieses Not-

system benötigen, damit alle Kräfte in den unterschiedli-

chen Bereichen beruflich tätig sein können, sodass die 

Sicherheit, die Versorgung und die gesundheitliche Ver-

sorgung gewährleistet sind. Also es war auch keine einfa-

che Entscheidung des Senats, hier so eine Öffnung vor-

zunehmen, aber es war einfach notwendig. Und wenn 

man sich die Zahlen anschaut – wir sind jetzt bei 8 Pro-

zent –, so ist das vertretbar. Wir hatten 15 Prozent kalku-

liert.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Nun kommen wir wieder zur SPD-Fraktion. Herr Düster-

höft hat das Wort für eine Frage. – Bitte! 
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Lars Düsterhöft (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage: Welche Leis-

tungen der Bundeswehr sind zur Errichtung des neuen 

Coronabehandlungszentrums Jafféstraße geplant? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Ebenfalls die Gesundheitssenatorin – Frau Kalayci, bitte 

schön! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Die Berliner Krankenhauslandschaft bereitet sich seit 

mehreren Monaten auf Coronapatienten und -patientin-

nen vor. Wir haben ein sehr ausgefeiltes qualitatives 

Versorgungssystem für Intensivmedizin entwickelt. Das 

hatte ich auch schon mehrmals vorgestellt – Safe Berlin 

Covid-19. Es ist bei der Charité ein Zentrum errichtet 

worden, wo die ganz schweren Fälle behandelt werden, 

und dann gibt es noch zwei weitere Stufen, sodass es je 

nach Schweregrad der Patienten eine Arbeitsteilung zwi-

schen den Berliner Notfallkliniken gibt. Das ist qualitativ 

vorbereitet, und von diesem Zentrum heraus kann die 

Charité mit Telemedizin auch andere Krankenhäuser 

versorgen.  

 

Wir wissen aber, dass es neben dieser dreistufigen Ver-

sorgungssteuerung, so sage ich mal, auch zu einer Situa-

tion kommen kann, dass die Krankenhausbetten nicht 

ausreichen. Deshalb haben wir im Senat beschlossen, den 

Neubau eines Coronabehandlungszentrums Jafféstraße – 

so nennen wir es jetzt – auf den Weg zu bringen. Das ist 

eine Halle der Messe Berlin. Deswegen auch die Be-

zeichnung Jafféstraße. Sie haben mitbekommen, dass wir 

einen sehr guten Koordinator gefunden haben, den Pro-

jektleiter Herrn Broemme, der seit gut einer Woche erst – 

das muss man auch sagen – in kürzester Zeit dieses Pro-

jekt voranbringt. Wir arbeiten auf verschiedenen Ebenen, 

einmal der Bau und dann die Rekrutierung von Personal. 

Hier hat die Bundeswehr von vornherein Offenheit ge-

zeigt. Je nachdem, wie die Situation ist, wie der Bedarf 

ist, können wir einen Amtshilfeantrag stellen. Da läuft 

eine sehr gute Kommunikation, und ich denke, dass wir 

dann, wenn es richtig losgeht mit dem Bau, auch Unter-

stützung bekommen.  

 

Über diese neuen Betten hinaus haben wir mit der gesam-

ten Krankenhauslandschaft vor Wochen und Monaten 

schon auf den Weg gebracht, dass wir die Intensivbettka-

pazitäten in den vorhandenen Kliniken verdoppeln. Das 

sieht sehr gut aus, dass die Krankenhäuser ihre Intensiv-

kapazitäten verdoppelt haben. Aber auch jedes sehr gut 

aufgestellte Krankenhaussystem kann in einer Epidemie 

überfordert werden, und deswegen haben wir diesen 

Neubau, diesen zusätzlichen Bau mit einer Kapazität von 

bis an die 1 000 Betten auf den Weg gebracht. Es soll 

wirklich nur dafür da sein, falls unsere ganzen Kranken-

hausbetten voll sind und wir noch zusätzliche Kapazitäten 

für Coronapatienten brauchen.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Wollen Sie eine Nachfrage stellen? – 

Keine Nachfrage. Dann Frau Kollegin Topaç! Sie gehen 

bitte an das Mikro Nummer 4, an das Standmikro dort.  

[Paul Fresdorf (FDP): Und nicht anfassen! – 

Heiterkeit] 

– Genau! – Nein! – Versuchen Sie es mal!  

 

Fadime Topaç (GRÜNE): 

Ich wollte mich ja nur ein bisschen länger machen.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Ja! 

 

Fadime Topaç (GRÜNE): 

Ah! Jetzt wird es doch angefasst.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Es wird gleich gereinigt. – Bitte schön, Frau Kollegin!  

 

Fadime Topaç (GRÜNE): 

Das war nicht der Plan. – Nein, ich fasse es nicht an. Ich 

hoffe, dass Sie mich auch so noch verstehen können.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bestens! Einfach die Frage stellen.  

 

Fadime Topaç (GRÜNE): 

Meine Frage bezieht sich auf das neue Krankenhaus, das 

dort entstehen soll als Vorsorgemaßnahme für mehr Men-

schen mit Coronaerkrankung. Eine der zentralen Fragen 

ist und wird das Personal bleiben, unter anderem vor 

allem das Pflegepersonal. Hätten wir eine Kammer, dann 

wüssten wir, wer Pflegefachkraft ist, und könnten diese 

Personen ansprechen oder registrieren. Nun haben wir 

das nicht. Gibt es Überlegungen, über andere Wege, z. B. 

über Verdi-Mitgliedschaften oder andere Organisationen, 

an Pflegefachkräfte heranzutreten und diese zu adressie-

ren?  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin, bitte schön!  
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Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Dieses neue Krankenhaus soll zusätzlich sein. Wir wollen 

das Personal dem Krankenhaussystem nicht entziehen. 

Deswegen wird es einen solchen Aufruf auch nicht ge-

ben. Wir wollen zusätzlich pensionierte Pflegekräfte 

mobilisieren. Wir haben Ärztinnen und Ärzte, die sich 

inzwischen melden und sagen, sie würden gerne mithel-

fen. Auch aus dem Bereich der niedergelassenen Ärztin-

nen und Ärzte gibt es Interesse – die sagen, sie würden 

gerne in diesem Krankenhaus mithelfen –, und da sind 

natürlich auch die Studierenden. Das heißt, wir sehen, wo 

es noch Potenziale gibt, die wir mobilisieren können. Ich 

kann an dieser Stelle sagen, es gibt unheimlich viel Zu-

spruch, bei diesem neuen Krankenhaus mitzuhelfen, 

sodass ich da sehr zuversichtlich bin, dass wir das auch 

mit dem Personal hinbekommen.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Dann geht die zweite Nachfrage an den Kollegen Buch-

holz. – Bitte schön!  

 

Daniel Buchholz (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Frau Senatorin! Sie hatten 

angesprochen, dass auch die bestehenden Kliniken in 

Berlin ihre Intensivplätze massiv ausbauen, was sehr 

erfreulich ist. Wird es dann dort auch die entsprechenden 

Beatmungsgeräte geben? Das ist ja praktisch die zwin-

gende Voraussetzung für einen Intensivmedizinplatz.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin!  

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Herr Buchholz! Die Intensivbetten sind die Vorausset-

zung dafür, und auch anhand der jetzigen Zahlen sehen 

wir, dass beides erforderlich ist. Wir haben zurzeit 1 645 

positive Fälle. Wir sehen, dass der Anstieg der Patientin-

nen und Patienten in den letzten Tagen ein bisschen her-

untergegangen ist, aber der Anteil der hospitalisierten 

steigt. Wir haben zurzeit 10 Prozent hospitalisierte Pati-

entinnen und Patienten.  

[Unruhe] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin, setzen Sie fort!  

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Gerne! – Die aktuelle Zahl zeigt, dass wir knapp 

10 Prozent Hospitalisierungen bei den Patientinnen und 

Patienten haben. Deswegen ist der Ausbau der Kapazitä-

ten sehr entscheidend. Beatmungsgeräte werden auch 

beansprucht und sind sehr elementar bei dieser Krankheit, 

sodass wir auch auf Bundesebene die Unterstützung be-

kommen haben, dass bundesweit 10 000 Beatmungsgerä-

te zusätzlich produziert worden sind. Diese 10 000 zu-

sätzlichen Beatmungsgeräte sollen den Ländern dann 

zugeteilt werden. Wir haben unseren Antrag gestellt. Der 

Hauptausschuss hat gestern auch den finanziellen Rah-

men dafür freigegeben, sodass wir jetzt zuschlagen könn-

ten, wenn wir die entsprechende Zuteilung haben.  

 

Darüber hinaus sind die Krankenhäuser schon längere 

Zeit dabei, auch selber Beatmungsgeräte zu beschaffen. 

Das sieht sehr gut auch. Charité, Vivantes, aber auch 

viele andere Krankenhäuser sind schon seit Monaten in 

der Beschaffung. Seit der Freigabe gestern würden wir 

auch zentral in Berlin versuchen, Bestände zu kaufen. 

Das heißt, wir sind auf drei Ebenen sehr intensiv unter-

wegs. An der Stelle muss ich aber sagen: Die Beat-

mungsgeräte sind Mangelware, weil momentan weltweit 

danach gefragt wird. Die Produktionen sind hier schon 

hochgefahren, aber trotzdem ist die Nachfrage viel größer 

als das Angebot. Wir sind aber auf drei Ebenen sehr gut 

aufgestellt, Bund, Land, aber auch die Krankenhäuser 

selber, sodass ich wirklich hoffe, dass wir da auch ent-

sprechend an Bestände herankommen.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Danke schön!  

 

Für die CDU-Fraktion, Herr Gräff!  

 

Christian Gräff (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat: Wie 

viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird er ab morgen 

bei der IBB zusammenziehen, um die Anträge auf So-

forthilfe nicht nur mit einem Eingangsstempel zu verse-

hen, sondern in der Tat auch auszuzahlen? Wir sind uns 

einig, dass da ein Unterschied besteht zwischen Antrags-

eingang und Auszahlung.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Pop! – Bitte schön!  

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Ich versuche, das 

Verfahren noch einmal zu skizzieren, das wir uns ge-

meinsam mit der IBB überlegt haben, um möglichst 

schnell und unbürokratisch helfen zu können. Dadurch, 
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dass es sich um ein Zuschussprogramm und nicht um ein 

Darlehensprogramm handelt, kann schneller gehandelt 

werden, weil keine Kreditprüfung nötig ist an dieser 

Stelle. Das heißt, es wird einen Onlineantrag geben, wo 

die Beantragenden natürlich beispielsweise ihre Steuer-

nummer eintragen müssen, ihren Namen und welche 

Unternehmensgröße sie haben, und dann den Zuschuss 

ankreuzen, den sie aufgrund dessen bei der IBB beantra-

gen. Das soll insofern so stattfinden, dass dann aus dieser 

technischen Maske heraus die Überweisung ausgelöst 

werden kann, ohne dass ein Backoffice dahinter ist, das 

die Anträge noch einmal überprüft und dann die Über-

weisung auslöst. Daran, an der Programmierung dieser 

Onlinemaske, arbeitet die IBB seit einigen Tagen. Wir 

haben jetzt noch die letzten Details im Senat miteinander 

geklärt, was dort für Angaben gemacht werden müssen. 

Ich hoffe, wenn es dann morgen so online gehen kann als 

Antrag, dass kein Backoffice nötig ist. Es wird immer 

noch in der Hotline natürlich Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter benötigen, die darüber informieren, aber es wird 

eine Onlinelösung geben, die sofort die Überweisung so 

auslöst, wenn alle technischen Servermöglichkeiten etc. 

halten, sodass wir dann – toi, toi, toi – sehr zügig auszah-

len können, ohne viele händische Vorgänge im Back-

office.  

  

Präsident Ralf Wieland: 

Die erste Nachfrage geht an Herrn Gräff.  

 

Christian Gräff (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Vielen Dank, Frau Sena-

torin! Das finde ich sehr gut. Ich würde dennoch gerne 

wissen wollen, wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter ganz konkret bei der IBB im Moment bei der Abarbei-

tung auch der vorliegenden Anträge auf Soforthilfe II 

arbeiten.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin!  

 

Bürgermeisterin Ramona Pop (Senatsverwaltung für 

Wirtschaft, Energie und Betriebe): 

Die ersten Anträge werden bereits ausgezahlt, und da es 

ein Darlehen ist, muss zumindest eine grobe Kreditprü-

fung darüber stattfinden. Es sind 50 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, die mit diesen Kreditprüfungen bei der IBB 

gerade beauftragt sind und diese unter Hochdruck auch 

durchführen. Die ersten Hilfen werden ja bereits seit 

gestern ausgezahlt. In der Hotline sind es noch mehrere. 

Da weiß ich, dass 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von Berlin Partner dort auch das Wochenende über unter-

stützen. Also es ist eine erkleckliche Anzahl. Man weiß, 

dass die IBB keine Bank mit Tausenden von Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern ist, sondern eine mit ein paar 

hundert Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das ist eine 

gewisse Größenordnung, die dort zur Bearbeitung da ist. 

Bei dem Zuschussprogramm, wo wir einen großen An-

drang erwarten, will die IBB eine technische Lösung 

umsetzen, die diese händische Überprüfung, die bei ei-

nem Darlehen gemacht werden muss, unnötig macht, 

sodass zügiger dort die Zuschussauszahlung erfolgen 

kann.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Die zweite Nachfrage geht an Herrn Zeelen von der 

CDU-Fraktion. – Bitte schön!  

 

Tim-Christopher Zeelen (CDU): 

Ich würde gerne wissen, wie die personelle Unterstützung 

der einzelnen Senatsverwaltungen bei den Bezirksämtern 

momentan aussieht, die ja in den Bezirken an der vor-

dersten Front wirklich einen großartigen Job für uns leis-

ten. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Kalayci – bitte schön! 

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Wir haben sehr früh schon Maßnahmen getroffen, um die 

Gesundheitsämter personell zu verstärken, nicht nachdem 

sozusagen die Anforderungen gestiegen sind, sondern 

sehr früh schon haben wir die Bezirke gebeten, Pools in 

den Bezirken mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 

anderen Bereichen zu bilden, damit die Gesundheitsämter 

je nach Bedarf dann dort auch personelle Verstärkung 

bekommen. 

 

Ich habe regelmäßig Telefonschaltkonferenzen mit allen 

Bezirksbürgermeisterinnen und Bezirksbürgermeistern. 

Wir fragen regelmäßig nach, und ich kann Ihnen hier 

wirklich berichten, dass die Bezirksämter insgesamt die 

Gesundheitsämter sehr gut unterstützt haben. Wir haben 

gesagt, mindestens 50 Personen. Das ist durchaus viel 

mehr. Und die werden natürlich geschult, die müssen 

auch geschult werden, sodass die personelle Verstärkung 

der Gesundheitsämter durch die Bezirke selbst sehr gut 

funktioniert. Auch die Bezirke sind in den Notbetrieb 

runtergegangen, das heißt, diese Ressourcen, die dort zur 

Verfügung gestellt werden, sind ja auch mehr geworden. 

Wir haben aber schon zu einem Zeitpunkt angefangen, 

wo das Thema Notbetrieb noch gar nicht Thema war. 

 

Darüber hinaus habe ich über das LAGeSo gebeten, den 

Bezirken 50 Personen zur Verfügung zu stellen. Auch das 

ist erfolgt. Ich kann zum heutigen Stand sagen, dass die 

Verstärkung der Gesundheitsämter sehr gut funktioniert 

hat, weil wir auch sehr frühzeitig damit begonnen haben. 

[Zuruf von Tim-Christopher Zeelen (CDU)] 

(Bürgermeisterin Ramona Pop) 
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Präsident Ralf Wieland: 

Danke schön! 

 

Für die Fraktion Die Linke hat jetzt Frau Schubert das 

Wort. – Bitte schön! 

 

Katina Schubert (LINKE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Was tut der Senat, um 

besonders schutzbedürftige Geflüchtete aus den Lagern 

auf den griechischen Inseln aufnehmen zu können? 

[Zurufe von der AfD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Herr Senator Geisel – bitte schön! 

 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für Inneres 

und Sport): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Sie fragen sicherlich nach den unbegleiteten minderjähri-

gen Flüchtlingen auf der Insel Lesbos. 

[Zuruf von der AfD: Nein, sie meint alle!] 

Da gab es ja entsprechende Debatten. Schon im vergan-

genen Jahr Anfang Dezember haben die Innenminister 

von Niedersachsen, Thüringen und ich an den Bundesin-

nenminister geschrieben und auf diese besonders schwie-

rige humanitäre Situation hingewiesen. Der Bundesin-

nenminister hat in Übereinstimmung mit der Bundesre-

gierung erklärt, dass diese unbegleiteten Minderjährigen 

nach Deutschland kommen sollen, ungeachtet der Tatsa-

che, dass die anderen Resettlementprogramme des Bun-

des inzwischen wegen der Coronakrise eingestellt worden 

sind. Bei diesen minderjährigen Unbegleiteten sind Kin-

der jünger als 14 Jahre, damit wir wissen, wovon wir 

reden, davon ausgenommen. 

 

Wir hatten in der vergangenen Woche dazu ein Gespräch 

beim Bundesinnenministerium mit Staatssekretär Teich-

mann. Am Montag hat es eine Telefonkonferenz mit dem 

Bundesinnenminister gegeben, der sich u. a. auch dieser 

Frage gewidmet hat. Gestern gab es noch mal auf Fach-

ebene ebenfalls Kontakte mit dem Bundesinnenministeri-

um. Die Bundesbehörden sind wie die Landesbehörden 

intensiv bemüht, für diese unbegleiteten Kinder eine 

Lösung zu finden, und es wird im Moment nach einer 

europäischen Lösung gesucht. Neben Deutschland haben 

sich auch Frankreich, Norwegen, Finnland, Bulgarien, 

insgesamt neun europäische Länder bereit erklärt, diese 

Kinder aufzunehmen. Die Koordinierung erfolgt gegen-

wärtig in Brüssel. 

 

Es gibt im Moment noch ein technisches Problem, weil 

auch das BAMF die Mitarbeiter aus Griechenland abge-

zogen hat. Insofern muss mit der griechischen Regierung 

zunächst mal eine Personenidentifikation stattfinden, 

also: Welcher Personenkreis ist unmittelbar betroffen, 

und wie bekommen wir sie technisch, also mit welchem 

Flugzeug, dann praktisch nach Europa? 

 

Ich glaube, dass wir zu den europäischen Werten stehen 

müssen, ungeachtet der Schwierigkeiten der Debatte, die 

wir jetzt hier in der Coronakrise miteinander führen, dass 

aber die europäischen Werte dann auch gelebt werden 

müssen, dass wir humanitäre Verpflichtungen haben und 

auch in der Krise gefordert sind, diesen humanitären 

Verpflichtungen gerecht zu werden. Dazu sollten wir uns 

hier bekennen. Ich bekenne mich ganz ausdrücklich dazu, 

und ich habe auch verstanden, dass die Bundesregierung 

das tut. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Wünschen Sie, eine Nachfrage zu stellen? – Nicht! Dann 

hat jetzt Frau Jarasch das Wort. Versuchen Sie es mal 

ohne anfassen! – Bitte schön! 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): 

Ich bin ein bisschen größer als Frau Topaç, Herr Präsi-

dent, aber dafür kann sie nichts. Sie hat ihre Frage auf 

Zehenspitzen gestellt. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Wir hätten es auch so verstanden, glauben Sie mir! 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): 

Vielen Dank! – Herr Geisel! Ich freue mich sehr, dass das 

Land Berlin zu der Zusage steht. Ich möchte zum einen 

wissen, ob es so ist, dass wir auch nach wie vor dazu 

stehen, dass wir, wenn die Aufnahme von Kindern aus 

den Lagern zustande kommt, mehr Kinder aufnehmen als 

bei einer Verteilung nach Quote auf das Bundesland 

Berlin entfallen würden. 

[Zuruf von der AfD: Haben Sie  

keine anderen Sorgen? – 

Zuruf von links: Sind Sie eigentlich Menschen?] 

Meine zweite Frage ist – – 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Kollegin! Darauf muss ich jetzt bestehen, eine 

Nachfrage, und die haben Sie gestellt. 

 

Bettina Jarasch (GRÜNE): 

Gut, dann ist das meine Nachfrage! 
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Präsident Ralf Wieland: 

Danke schön! – Herr Geisel! 

 

Senator Andreas Geisel (Senatsverwaltung für Inneres 

und Sport): 

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Jarasch! Die Vertei-

lung erfolgt dann in Abstimmung mit der Bundesregie-

rung nach dem Königsteiner Schlüssel. Insofern wäre 

also zunächst mal zu sehen, um wie viele Menschen es 

sich handelt, die nach Deutschland kämen. Die Bundes-

regierung spricht von 1 000 bis 1 500 Kindern. Dann 

würde ein Anteil so um die 5 Prozent auf Berlin entfallen. 

Wichtig ist aber, dass wir auch die Voraussetzungen 

dafür haben müssen, dass wir die Betreuungsplätze brau-

chen, dass wir die Unterbringungsmöglichkeiten haben, 

weil wir davon ausgehen müssen, dass es sich um trau-

matisierte Kinder handelt, die aus Bürgerkriegssituatio-

nen allein ohne Eltern oder Großeltern geflüchtet und in 

entsprechend schlechter Verfassung sind. Das heißt, es 

macht jetzt auch wenig Sinn, eine Zahl in den Raum zu 

stellen, die wir dann materiell nicht untersetzen können. 

Wir schauen genau hin. Senatorin Scheeres bereitet das 

mit ihren Möglichkeiten und entsprechenden Trägern vor, 

damit wir eine Aufnahme gewährleisten können, die dann 

auch wirklich angemessen ist. 

 

Ich habe schon gesagt, zu den humanitären Verpflichtun-

gen stehen wir selbstverständlich, und wir werden sehen, 

wie sich das in den nächsten Tagen gestaltet. Ich glaube, 

wir sind uns einig, wir müssen jetzt schnell sein, weil 

jeder Tag, der vergeht, die Situation noch schwieriger 

macht und die Möglichkeiten einschränkt, diese betroffe-

nen Kinder tatsächlich nach Deutschland zu holen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Burkert-Eulitz ist jetzt dran. – Bitte schön! 

 

Marianne Burkert-Eulitz (GRÜNE): 

Ich frage den Senat, ob die Strukturen der Kinder- und 

Jugendhilfe auch darauf vorbereitet sind, diese Kinder 

und Jugendlichen entsprechend aufzunehmen und für sie 

gut zu sorgen, und wie der Ablauf ist. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Dazu jetzt Frau Senatorin Scheeres – bitte schön! 

 

Senatorin Sandra Scheeres (Senatsverwaltung für 

Bildung, Jugend und Familie): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Burkert-

Eulitz! Wir sind in Berlin vorbereitet. Der Regierende 

Bürgermeister hatte sich auch schon dazu geäußert, dass 

wir mindestens 80 Unbegleitete aufnehmen würden. Das 

Verfahren ist jetzt nach Königsteiner Schlüssel. Das ist 

jetzt so ausgewählt. Ich kann nur sagen, auch die Jugend-

hilfe ist darauf vorbereitet. Wir könnten jetzt spontan 

50 Plätze besetzen, die frei sind. Wir sind in der Lage und 

haben dieses schon mit den Trägern besprochen, dass wir 

innerhalb von drei bis vier Wochen weitere 300 Plätze 

zur Verfügung stellen. Wir sind auch mit dem Gesund-

heitsbereich in Abstimmung, denn wir gehen davon aus, 

dass es auch kranke Kinder sein können, die zu uns 

kommen. Das ist ja auch eine Vereinbarung der Bundes-

regierung gewesen, dass man 14-jährige und insbesonde-

re kranke Kinder in den Blick nimmt. Ich möchte insge-

samt mal sagen, ich finde die Vorstellung auch selber als 

Mutter, dass ein 16-jähriges Kind in so einem Lager auf 

sich allein gestellt ist – es zerreißt mir das Herz, und ich 

finde es unerträglich. 

[Zuruf von Gunnar Lindemann (AfD)] 

Und ich finde, dass wir da auch insgesamt in Europa eine 

Verantwortung haben, diesen Kindern und Jugendlichen 

zu helfen. 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN – 

Gunnar Lindemann (AfD): Die Eltern 

haben die Verantwortung!] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Jetzt kommen wir zu den Grünen. – Herr Walter, bitte 

schön! 

 

Sebastian Walter (GRÜNE): 

Ich frage den Senat: Was unternimmt der Senat, um 

Zwangsräumungen während der Coronaepidemie abzu-

wenden? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Lompscher! 

 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter 

Herr Walter! Wir haben gemeinsam mit dem Justizsena-

tor Behrendt eine Vorlage in den Senat eingebracht, die 

ein größeres Maßnahmenprogramm zum Thema Mieter-

schutz enthält, wo die Zwangsräumungen gleichwohl eine 

Rolle spielen. Wir haben zunächst mal sehr unterstützt, 

dass der Bund in seinem Gesetzespaket regelt, dass die 

Fristen für Kündigungen wegen Mietrückständen von 

zwei auf sechs Monate verlängert werden. Ich möchte 

sozusagen mal bemerken, dass die Kündigung wegen 

Eigenbedarfs und andere Kündigungen weiterhin zulässig 

sind, und das ist sicherlich ein Problem. Ich gehe aber 

davon aus, dass die allermeisten Vermieterinnen und 

Vermieter so etwas in dieser Zeit ohnehin nicht tun wer-

den. 
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Wir haben zweitens bei unseren städtischen Unternehmen 

und bei der berlinovo einen Mietenstopp beschlossen, 

keine Räumungen, keine Kündigungen und kulanten 

Umgang bei Mietrückständen. Wir haben die Vermiete-

rinnen und Vermieter, die nicht städtisch sind, gebeten, 

ebenso zu verfahren. Wir haben in Aussicht gestellt, dass 

wir Sanktionen aussetzen, wenn Fristen für Informations- 

und Meldepflichten nach dem Mietendeckelgesetz coro-

nabedingt versäumt werden sollten. Das heißt aber zu-

gleich, dass wir natürlich erwarten, dass man sich an die 

Miethöheregelungen hält, denn es ist ein Gesetz, und es 

gilt. 

 

Jetzt komme ich zu dem Thema Räumungen: Das ist ja 

nicht etwas, das der Senat einfach so machen kann, son-

dern das entscheiden die Gerichte. Wir sind sehr froh 

darüber, dass der Kammergerichtspräsident entschieden 

hat, dass Räumungen zunächst ausgesetzt werden, und 

haben natürlich unsere Unterstützung für dieses Vorge-

hen zugesagt. Es ist auch so, dass derzeit Räumungen 

nicht stattfinden. 

[Beifall bei der LINKEN und der SPD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Herr Walter! Wünschen Sie eine Nach-

frage zu stellen? – Dann bekommen Sie das Wort. 

 

Sebastian Walter (GRÜNE): 

Vielen Dank! – Ich würde gerne nachfragen, welche 

Änderungen gerade auch im Mietrecht der Senat ange-

sichts der aktuellen Umstände für erforderlich hält. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen): 

Ich habe es ja schon erwähnt: Der Bund hat eine sehr 

wichtige Gesetzesänderung auf den Weg gebracht, indem 

er nämlich die Fristen verlängert hat, bei denen außeror-

dentliche Kündigungen wegen Mietrückständen zulässig 

sind. Bisher waren es zwei Monate, künftig sind nach 

meiner Kenntnis sechs Monate zulässig, mit der Option, 

das weiter zu verlängern. Natürlich entsteht damit ein 

Problem; wenn Mietschulden aufgelaufen sind, dann 

muss man damit natürlich im Weiteren umgehen. Das 

wird in einem nächsten Schritt zu betrachten sein, und es 

besteht natürlich auch die Gefahr, dass wirtschaftliche 

Härten für Vermieterinnen und Vermieter bestehen. Das 

ist erst mal als erster Schritt sehr wichtig, um das Zeichen 

zu geben: In diesen Zeiten darf niemand seine Wohnung 

verlieren. 

[Beifall bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! – Die zweite Nachfrage geht dann an Frau 

Kollegin Schmidberger vom ersten Rang. – Mikro ein! 

 

Katrin Schmidberger (GRÜNE): 

Vielen Dank erst mal auch von mir an den Senat für das 

schnelle Handeln und den Schutz der Mieterinnen und 

Mieter in unserer Stadt! Ich würde gerne perspektivisch 

wissen: Was plant der Senat noch, vielleicht auch so eine 

Art Runden Tisch mit Vermietern und Mietern, um viel-

leicht für die Zeit nach der Coronakrise dafür zu sorgen, 

dass die Leute in ihren Wohnungen bleiben können? 

Denn ich gehe Moment nicht davon aus, dass Gewerbe-

mieterinnen und Gewerbemieter und Wohnungsmieterin-

nen und Wohnungsmieter, je nachdem, wie lange die 

Krise dauert, ihre Mietschulden komplett werden beglei-

chen können. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Bitte schön, Frau Senatorin! 

 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen): 

Runde Tische sind derzeit nicht angezeigt, jedenfalls 

nicht im analogen Raum, aber im Zusammenhang mit 

dem Senatsbeschluss informieren wir jetzt natürlich erst 

mal nicht nur die städtischen Unternehmen und die ber-

linovo, sondern auch die wohnungswirtschaftlichen Ver-

bände in Berlin. Und wir informieren auch darüber, dass 

wir auch beschlossen haben, an der Erarbeitung von 

Maßnahmenprogrammen des Bundes für Hilfen für Mie-

terinnen und Mieter und Vermieterinnen und Vermieter 

mitzuwirken und gegebenenfalls, falls sich das als nicht 

ausreichend erweist, auch ergänzend Berliner Angebote 

zu machen. 

 

Wir gehen erst mal davon aus, dass sich die allgemeinen 

Hilfsprogramme an alle Branchen richten, also auch an 

die Immobilienwirtschaft, sodass dort erst mal Härten 

abgefedert werden, aber in einem zweiten Schritt muss 

man vielleicht darüber hinausgehen. Dafür werden wir 

die Verbände der Mieterinnen und Mieter und der Ver-

mieterinnen und Vermieter ausdrücklich bitten, uns ihre 

Anregungen zu geben, und sie zu einem Austausch dar-

über einladen. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Vielen Dank! 

 

Dann kommen wir zur AfD-Fraktion. – Herr Bachmann! 

 

Hanno Bachmann (AfD): 

Ich frage den Senat: In welchem Umfang erfolgen noch 

Einreisen über die Berliner Flughäfen, und sind darunter 

(Senatorin Katrin Lompscher) 
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insbesondere auch Flüge aus aktuellen Hochrisikogebie-

ten wie beispielsweise Norditalien oder Iran? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin Günther – bitte schön! 

 

Senatorin Regine Günther (Senatsverwaltung für 

Umwelt, Verkehr und Klimaschutz): 

Augenblicklich ist die Frequenz an den Flughäfen sehr 

gering, aber wir haben die ganzen Rückführungsflüge. 

Insofern kommen da Maschinen und Menschen aus die-

sen Regionen. Die werden entsprechend behandelt, natür-

lich dann auch geprüft und kommen dann in Quarantäne. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Eine Nachfrage von Herrn Bachmann? – Bitte schön! 

 

Hanno Bachmann (AfD): 

Sie sagten, die werden entsprechend behandelt. Können 

Sie das noch konkretisieren, also welche Kontrollmaß-

nahmen gibt es genau, um Infizierte unter den Einreisen-

den zu identifizieren, und welche Nachverfolgung gibt 

es? 

 

Senatorin Regine Günther (Senatsverwaltung für 

Umwelt, Verkehr und Klimaschutz): 

Welche Sicherheitsmaßnahmen genau getroffen werden, 

kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, aber gerne nachreichen. 

Es ist nur so, was wir besprochen haben, dass die zum 

Schutz der Bevölkerung all das durchlaufen müssen, was 

angezeigt ist. 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Die zweite Nachfrage hat dann Herr Otto an seinem 

Platz. – Bitte schön, Herr Otto! 

 

Andreas Otto (GRÜNE): 

Ich darf das Mikro auch anfassen? 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Sie dürfen dann nur keinen anderen mehr ranlassen. 

 

Andreas Otto (GRÜNE): 

Ich habe die Nachfrage, Frau Senatorin: Können Sie 

sagen, ob denn der Flughafen Schönefeld dafür ausreicht, 

all diesen Verkehr der Ein- und Ausreisen in diesen Zei-

ten abzuwickeln, und ob wir auf Tegel erst mal temporär 

verzichten können? 

[Zurufe von der CDU, der AfD und der FDP] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Das macht der Senator Kollatz. 

 

Senator Dr. Matthias Kollatz (Senatsverwaltung für 

Finanzen): 

Das war gestern auch schon ein Thema im Hauptaus-

schuss. Ich habe dort schon auf Fragen geantwortet. Das 

Management der Flughafengesellschaft hat erst mal fest-

gestellt, dass sie einen Passagierverkehr haben, der unter 

5 Prozent des normalen Flugverkehrs liegt. Jetzt mag das 

noch ein bisschen fluktuieren, auch im Lichte der von der 

Kollegin Günther dargestellten Rückführungsflüge, das 

bedeutet aber, dass wir in der Situation sind: Bei 5 Pro-

zent brauchen Sie in Tegel nicht A, B, C, D, E, und Sie 

brauchen auch in Schönefeld nicht A, B, C, D, sondern 

der gesamte Verkehr passt, wenn Sie sich das räumlich 

vorstellen wollen, in eine halbe Halle oder in eine Vier-

telhalle. 

[Tim-Christopher Zeelen (CDU): In einen Bus!] 

– Ich spreche von einer Halle! – Insofern ist es so, dass 

das Flughafenmanagement sehr wohl aufgerufen ist zu 

prüfen, etwas zu tun, um laufende Kosten zu verringern. 

Dazu kann neben Kurzarbeit und anderen Themen auch 

zählen, sich mit der Frage zu befassen, ob in irgendeiner 

Form eine Bündelung oder eine temporäre Aufhebung der 

Betreiberpflicht an einzelnen Standorten erfolgen kann. 

Es ist mit Sicherheit so: Wenn wir etwas temporär bün-

deln oder aufheben, dann heißt das temporär, das heißt, 

wenn der Verkehr hochfährt, wird das natürlich wieder 

aufgehoben, und es wird sicherlich über die Nachfrage 

reguliert. Die Nachfrage ist, wie Sie alle wissen, zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt definitiv nicht da. Es geht dabei 

jeden Monat um zweistellige Millionenbeträge. Ich sage 

mal, wenn wir an irgendeiner Stelle etwas sparen können, 

[Zuruf von Frank-Christian Hansel (AfD)] 

ist es sicherlich für Hilfsprogramme für kleine Betriebe, 

Soloselbstständige und Handwerker besser angelegt, ganz 

bestimmt! 

[Beifall bei der SPD und der LINKEN – 

Vereinzelter Beifall bei den GRÜNEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Das war jetzt die zweite Nachfrage. – Es geht nicht, Herr 

Wild! Die Nachfrage ist gestellt worden. 

 

Jetzt kommen wir zur FDP. – Herr Luthe! 

 

Marcel Luthe (FDP): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat: 

Welche Tatsachen rechtfertigen nach Ansicht des Senats 

die Annahme, dass pauschal sämtliche Mitarbeiter in 

Gaststätten, Bars, Tanzlustbarkeiten, Messen, Ausstel-

lungen, Spezialmärkten, Spielhallen, Spielbanken, Mu-

(Hanno Bachmann) 
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seen, Prostitutionsstätten, Kosmetikstudios usw. usf. und 

im gesamten Einzelhandel mit Ausnahme der Regelungen 

Ihrer Verordnung tatsächlich Krankheitsverdächtiger, 

Ansteckungsverdächtiger oder Ausscheider im Sinne des 

§ 2 des Infektionsschutzgesetzes sind? 

[Zuruf von Daniel Buchholz (SPD)] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Herr Senator Lederer! 

 

Bürgermeister Dr. Klaus Lederer (Senatsverwaltung 

für Kultur und Europa): 

Wir haben hier gerade überlegt, wer von uns allen hier 

die Frage verstanden hat. Ich habe jetzt einfach einmal 

angeboten, dass ich es zumindest probiere.  

[Beifall und Heiterkeit bei der LINKEN, der SPD und  

den GRÜNEN] 

Sehr geehrter Herr Luthe! Nichts rechtfertigt die Annah-

me, dass alle das Virus in sich tragen. Die Feinheiten der 

Ansteckungsketten, die wir gerade erleben, bestehen aber 

darin, dass wir das vorher nicht wissen und dass wir das 

vorher nicht sehen können und dass wir es noch nicht mal 

wissen, wenn jemand keine Symptome hat, weil uns 

führende Virologinnen und Virologen des Landes sagen, 

dass sich die Ansteckungsgefahr für das Virus bereits 

zwei Tage vor dem Ausbrechen der ersten Symptome 

entwickelt. Das ist das Erste.  

 

Das Zweite ist: Es ist uns gesagt worden, wir müssten die 

Kontaktketten unterbrechen. Wir müssen also dafür sor-

gen, dass, wenn Menschen das Virus in sich tragen, sie es 

möglichst nicht anderen weitertragen. Deswegen sitzen 

Sie hier alle übrigens auch ein Stück weit auseinander, 

weil Sie ja nicht zwangsläufig jeder Virusträgerin oder 

Virusträger sind, aber weil es darum geht, durch die Kon-

taktbeschränkungen dafür zu sorgen, dass dieses Virus 

möglichst wenige andere Menschen ansteckt und wir 

damit kurzfristig in der Lage sind, es in den Griff zu 

bekommen. Vor diesem Hintergrund ist die Rechtsver-

ordnung, die wir hier im Senat am Sonntag beschlossen 

haben, der Versuch, kurzfristig die Kontakte zu minimie-

ren und auf das Notwendigste zu beschränken.  

 

Und da kann man sich jetzt natürlich die Frage stellen, 

wie lange wird das alles dauern. Wir müssen auch dar-

über nachdenken, was werden Ausstiegsszenarien sein. 

Das kann man nicht über ein halbes, Dreivierteljahr oder 

Jahr machen. Aber ganz kurzfristig erst mal dafür zu 

sorgen, im Sinne der Abflachung der Kurve, alle jetzt 

nicht unmittelbar dringend notwendigen Verrichtungen 

nach Möglichkeit auszuschließen, dem entspringt diese 

Verordnung.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Herr Luthe, für eine Nachfrage?  

 

Marcel Luthe (FDP): 

Ja, vielen Dank! – Ich habe in der Tat nach den Unter-

schieden gefragt. Das ist jetzt nicht beantwortet worden. 

Aber es macht ja keinen Sinn, die Frage dann noch mal 

zu stellen. Machen wir es mal anders: Hilft denn nach 

Auffassung des Senats ein Mundschutz dann, wenn der 

Kranke ihn trägt oder wenn derjenige ihn trägt, der ge-

schützt werden soll? Da gibt es ja auch zwei offensicht-

lich sehr unterschiedliche Auffassungen, gerade im Be-

reich der BVG.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Die Gesundheitssenatorin bietet sich an, Herr Dr. Lede-

rer. – Bitte schön!  

 

Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Sie haben gefragt, was der Senat darüber denkt. Ich emp-

fehle, hier auf die Expertinnen und Experten zu schauen. 

Das Robert-Koch-Institut hat auf der eigenen Seite, was 

Schutzkleidung angeht, die Standards definiert. Ich kann 

Ihnen nur das sagen, was alle Expertinnen und Experten 

ohne Ausnahme sagen, dass Mundschutz primär dazu 

dient, wenn Sie selbst krank sind, Symptome haben, dass 

sie andere Menschen nicht infizieren, in erster Linie. 

Andersrum wird der Schutz, zumindest was Evidenz 

angeht, nicht bestätigt. Aber selbstverständlich kann man, 

weil es sich um Tröpfcheninfektion handelt, hier mit was 

auch immer, die beste Regel ist Abstand halten, auch 

verhindern, dass man von jemandem infiziert wird. Das 

muss nicht ein Mundschutz sein, sondern es kann auch 

anderthalb Meter Abstand sein.  

 

Präsident Ralf Wieland: 

Die zweite Nachfrage geht an Herrn Kollegen Otto von 

den Grünen.  

 

Andreas Otto (GRÜNE): 

Wenn nicht so viele da sind, kommt man öfter dran. – 

Frau Senatorin! Würden Sie dem Regierenden Bürger-

meister recht geben, der vorhin gesagt hat: Es ist die 

Stunde der Schlauen und nicht der Schlaumeier?  

[Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und  

der LINKEN] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Frau Senatorin! – Das geht kurz.  

 

(Marcel Luthe) 
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Senatorin Dilek Kalayci (Senatsverwaltung für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung): 

Ja, selbstverständlich gebe ich dem Regierenden Bürger-

meister recht.  

[Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Ralf Wieland: 

Damit ist die Fragestunde beendet.  

 

Der Tagesordnungspunkt 3, die Prioritäten, entfällt heute.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 4: 

Gesetz zum Dreiundzwanzigsten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Europa- 

und Bundesangelegenheiten, Medien vom 

4. März 2019 

Drucksache 18/2536 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2385 

Zweite Lesung 

Ich eröffne die zweite Lesung der Gesetzesvorlage. Ich 

rufe auf die Überschrift, die Einleitung, die Paragrafen 1 

und 2 sowie den anliegenden Staatsvertrag und schlage 

vor, die Beratung der Einzelbestimmungen miteinander 

zu verbinden. – Widerspruch höre ich nicht. Dann ist das 

so. Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Zu der Gesetzes-

vorlage Drucksache 18/2385 empfiehlt der Fachausschuss 

mehrheitlich gegen die AfD-Fraktion die Annahme. Wer 

der Gesetzesvorlage gemäß der Beschlussempfehlung auf 

Drucksache 18/2536 zustimmen möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen bis auf die 

AfD. Gegenstimmen? – Das sind die AfD-Fraktion und 

zwei fraktionslose Abgeordnete. Enthaltungen sehe ich 

keine. Damit ist das Gesetz so beschlossen.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 5: 

Zweites Gesetz zur Änderung des 

Wohnungsaufsichtsgesetzes 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung und Wohnen vom 19. Februar 2020 

und dringliche Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 11. März 2020 

Drucksache 18/2562 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2378 

Zweite Lesung 

Der Dringlichkeit haben Sie eingangs bereits zugestimmt. 

Ich eröffne die zweite Lesung der Gesetzesvorlage. Ich 

rufe auf die Überschrift, die Einleitung sowie die Artikel 

1 und 2 der Gesetzesvorlage und schlage vor, die Bera-

tung der Einzelbestimmungen miteinander zu verbinden. 

– Widerspruch höre ich nicht dazu. Eine Beratung ist 

nicht vorgesehen. Zu der Gesetzesvorlage auf Drucksache 

18/2378 empfehlen die Ausschüsse mehrheitlich gegen 

die AfD-Fraktion und die Fraktion der FDP bei Enthal-

tung der Fraktion der CDU die Annahme. Wer der Geset-

zesvorlage gemäß der Beschlussempfehlung auf Druck-

sache 18/2562 zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind Linke, Grüne und die SPD. 

Gegenstimmen? – AfD, FDP und zwei fraktionslose 

Abgeordnete. Enthaltung bei der CDU-Fraktion. Damit 

ist das Gesetz so beschlossen.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 6: 

Zweites Gesetz zur Änderung des Berliner 

Ausschreibungs- und Vergabegesetzes 

Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2538 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung der Gesetzesvorlage. Eine 

Beratung ist nicht vorgesehen. Ich habe die Gesetzesvor-

lage vorab an den Hauptausschuss überwiesen – und darf 

hierzu Ihre Zustimmung feststellen.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 7: 

Erstes Gesetz zur Änderung des 

Landesmindestlohngesetzes 

Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2551 

Erste Lesung 

Ich eröffne die erste Lesung der Gesetzesvorlage. Eine 

Beratung ist nicht vorgesehen. Ich habe auch diese Geset-

zesvorlage vorab an den Hauptausschuss überwiesen – 

und darf hierzu ebenfalls Ihre Zustimmung feststellen.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 8: 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds für den 

Verwaltungsrat des Eigenbetriebes 

„Berlin-Energie“ für die 18. Wahlperiode des 

Abgeordnetenhauses von Berlin 

Wahl 

Drucksache 18/2532 

Das Abgeordnetenhaus bestellt nach dem Eigenbetriebs-

gesetz ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied für 

den Verwaltungsrat des Eigenbetriebs „Berlin Energie“. 

Zum stellvertretenden Mitglied des Verwaltungsrats hat 

das Abgeordnetenhaus in seiner Sitzung am 6. Juli 2017 

https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2536.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2385.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2562.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2378.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2538.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2551.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2532.pdf
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Herrn Abgeordneten Harald Wolf von der Fraktion Die 

Linke gewählt. Herr Kollege Wolf hat sein Abgeordne-

tenhausmandat niedergelegt, weshalb eine Nachwahl 

erforderlich ist. Für die Nachfolge schlägt die vor-

schlagsberechtigte Fraktion Die Linke entsprechend der 

Ihnen zur Verfügung gestellten Tischvorlage Frau Abge-

ordnete Hendrikje Klein vor. Die Fraktionen haben ver-

einbart, die Wahl mittels einfacher Abstimmung gemäß 

§ 74 Abs. 1 Satz 1 der Geschäftsordnung durch Handauf-

heben durchzuführen. Wer also Frau Abgeordnete Klein 

zum stellvertretenden Mitglied des Verwaltungsrats zu 

wählen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das sind Linke, Grüne, SPD, CDU und FDP. Gegen-

stimmen? – Bei einem fraktionslosen Abgeordneten. 

Enthaltungen? – AfD und der andere fraktionslose Abge-

ordnete. Damit ist Frau Kollegin Klein zum stellvertre-

tenden Mitglied des Verwaltungsrats des Eigenbetriebs 

„Berlin Energie“ gewählt. – Herzlichen Glückwunsch!  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 8 A: 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds in den 

1. Untersuchungsausschuss „Terroranschlag 

Breitscheidplatz“ auf Vorschlag der Fraktion der 

FDP 

Dringlicher Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2573 

Der Dringlichkeit haben Sie eingangs bereits zugestimmt. 

In der 36. Plenarsitzung am 24. Januar 2019 erfolgte die 

Wahl von Herrn Abgeordneten Florian Swyter zum stell-

vertretenden Mitglied des 1. Untersuchungsausschusses 

"Terroranschlag Breitscheidplatz“. Herr Swyter hat sein 

Abgeordnetenhausmandat niedergelegt. Es ist daher eine 

Ersatzwahl vorzunehmen. Die Fraktion der FDP schlägt 

entsprechend der Drucksache 18/2573 als neues stellver-

tretendes Mitglied vor Herrn Abgeordneten Thomas See-

rig.  

 

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, die Wahl 

nach § 74 Abs. 1 der Geschäftsordnung in einfacher Ab-

stimmung durchzuführen. Wer Herrn Kollege Seerig zum 

stellvertretenden Mitglied des 1. Untersuchungsausschus-

ses „Terroranschlag Breitscheidplatz“ zu wählen 

wünscht, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das 

sind alle Fraktionen und ein fraktionsloser Abgeordneter. 

Gegenstimmen sehe ich keine, Enthaltungen auch nicht. 

Damit ist der Kollege Seerig zum stellvertretenden Mit-

glied des 1. Untersuchungsausschusses „Terroranschlag 

Breitscheidplatz“ gewählt. Ihm auch herzlichen Glück-

wunsch!  

 

Die Tagesordnungspunkte 9 bis 17 stehen auf der Kon-

sensliste.  

 

Wir kommen zur  

lfd. Nr. 18: 

Nr. 26/2019 des Verzeichnisses über 

Vermögensgeschäfte 

Dringliche Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 11. März 2020 

Drucksache 18/2564 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß § 38 der 

Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 

Berlin 

Der Dringlichkeit haben Sie bereits eingangs zugestimmt. 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Der Hauptausschuss 

empfiehlt einstimmig – mit allen Fraktionen – die Zu-

stimmung zu dem Vermögensgeschäft. Wer dem Vermö-

gensgeschäft Nummer 26/2019 zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen 

und ein fraktionsloser Abgeordneter. Gegenstimmen? – 

Keine. Enthaltungen? – Auch nicht. Damit ist diesem 

Vermögensgeschäft zugestimmt worden.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 19: 

Nr. 1/2020 des Verzeichnisses über 

Vermögensgeschäfte 

Dringliche Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 11. März 2020 

Drucksache 18/2565 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß § 38 der 

Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 

Berlin 

Der Dringlichkeit haben Sie bereits eingangs zugestimmt. 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Der Hauptausschuss 

empfiehlt einstimmig – mit allen Fraktionen – die Zu-

stimmung zu dem Vermögensgeschäft. Wer dem Vermö-

gensgeschäft Nummer 1/2020 zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Auch hier stelle ich fest: 

alle Fraktionen und der anwesende fraktionslose Abge-

ordnete. Gegenstimmen und Enthaltungen? – Keine. 

Damit ist auch diesem Vermögensgeschäft zugestimmt.  

 

Die Tagesordnungspunkte 20 bis 36 stehen auf der Kon-

sensliste.  

 

Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 36 A: 

Vor 30 Jahren: Erste freie Wahlen in der DDR 

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD, der 

Fraktion Die Linke, der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen und der Fraktion der FDP auf Annahme einer 

Entschließung 

Drucksache 18/2571 

Der Dringlichkeit haben Sie eingangs zugestimmt. Vor-

gesehen ist eine sofortige Abstimmung ohne Beratung. 

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, dass auf 

(Präsident Ralf Wieland) 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2573.pdf
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https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2565.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2571.pdf
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eine mündliche Begründung verzichtet wird. Wer den 

Antrag der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 

FDP auf Annahme einer Entschließung annehmen möch-

te, den bitte ich um sein Handzeichen. – Das sind die 

Koalitionsfraktionen und die FDP. Gegenstimmen? – 

Keine. Enthaltungen? – CDU, AfD und der fraktionslose 

Abgeordnete. Damit ist die Entschließung angenommen.  

 

Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 36 B: 

Vor 30 Jahren wählte die DDR die Freiheit 

Dringlicher Antrag der Fraktion der CDU auf 

Annahme einer Entschließung 

Drucksache 18/2574 

Der Dringlichkeit haben Sie bereits eingangs zugestimmt. 

Vorgesehen ist auch hierzu eine sofortige Abstimmung 

ohne Beratung. Die Fraktionen haben sich darauf ver-

ständigt, dass auf eine mündliche Begründung verzichtet 

wird. Wer den Antrag der Fraktion der CDU auf Annah-

me einer Entschließung annehmen möchte, den bitte ich 

um sein Handzeichen. – Das sind CDU, FDP, AfD und 

zwei fraktionslose Abgeordnete. Gegenstimmen? – Das 

sind die Koalitionsfraktionen. Zweites war die Mehrheit. 

Damit ist die Entschließung abgelehnt. Gibt es Enthal-

tungen? – Das ist nicht der Fall.  

 

Der Antrag zum Tagesordnungspunkt 36 C wurde, wie 

eingangs mitgeteilt, zurückgezogen.  

 

Ich rufe auf  

lfd. Nr. 36 D: 

Für Berlin zählt in der Coronakrise konsequentes 

Anpacken, entschlossenes Durchsetzen des 

Gesundheitsschutzes und den Berlinern aktiv 

unter die Arme greifen 

Dringlicher Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2577 

Der Dringlichkeit haben Sie bereits eingangs zugestimmt. 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Vorgeschlagen wird 

die Überweisung des Antrags federführend an den Aus-

schuss für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung und 

mitberatend an den Ausschuss für Inneres, Sicherheit und 

Ordnung sowie an den Hauptausschuss. – Widerspruch 

höre ich nicht. Dann verfahren wir so.  

 

Ich rufe auf die  

lfd. Nr. 37: 

Aufgabe einer Teilfläche (Grünfläche) des 

Stadtbades Wilmersdorf I, Brabanter Straße 10 in 

10713 Berlin gemäß § 7 Abs. 2 

Sportförderungsgesetz 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sport vom 

21. Februar 2020 und dringliche 

Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 

11. März 2020 

Drucksache 18/2563 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2458 Neu 

Der Dringlichkeit haben Sie bereits eingangs zugestimmt. 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Zu der Vorlage auf 

Drucksache 18/2458 Neu empfehlen die Ausschüsse 

mehrheitlich – gegen die AfD-Fraktion bei Enthaltung 

der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP – die 

Annahme. Wer die Vorlage gemäß der Beschlussempfeh-

lung auf Drucksache 18/2563 annehmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Koalitions-

fraktionen. Gegenstimmen? – AfD und ein fraktionsloser 

Abgeordneter. Enthaltungen? – CDU und FDP. Damit ist 

die Vorlage angenommen.  

 

Meine Damen und Herren! Das war unsere heutige Ta-

gesordnung. Die 57. Sitzung findet am Donnerstag, den 

2. April 2020, um 10 Uhr, wie vorgesehen, hier statt. Die 

Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen allen einen 

guten Heimweg, und bleiben Sie gesund.  

[Schluss der Sitzung: 13.36 Uhr] 

 

(Präsident Ralf Wieland) 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2574.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2577.pdf
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Anlage 1 

 

Konsensliste 

Vorbehaltlich von sich im Laufe der Plenarsitzung ergebenden Änderungen haben Ältestenrat und Geschäftsführer der 

Fraktionen vor der Sitzung empfohlen, nachstehende Tagesordnungspunkte ohne Aussprache wie folgt zu behandeln: 

 

 

Lfd. Nr. 9: 

Einführung von „Bike-Flashs“ zur Sicherung 

gefährlicher Kreuzungen gegen Abbiegeunfälle  

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 

Verkehr, Klimaschutz vom 23. Januar 2020 und 

Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 

12. Februar 2020 

Drucksache 18/2488 

zum Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/1603 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 10: 

Verringerung der Eigenbedarfsgrenze und „Null 

Toleranz“ für Drogenhandel und damit 

zusammenhängende Straftaten auch in 

öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres, 

Sicherheit und Ordnung vom 27. Januar 2020 und 

Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 

12. Februar 2020 

Drucksache 18/2492 

zum Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2198 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 11: 

Freiwillige Abstellzonen für E-Tretroller 

einrichten 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 

Verkehr, Klimaschutz vom 13. Februar 2020 

Drucksache 18/2506 

zum Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2146 

mehrheitlich – gegen FDP bei Enthaltung CDU und AfD 

– abgelehnt 

 

Lfd. Nr. 12: 

„Berlin hat Talent“ – evaluieren und inklusiv 

weiterentwickeln 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sport vom 

21. Februar 2020 

Drucksache 18/2524 

zum Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Die 

Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Drucksache 18/2326 

einstimmig – mit allen Fraktionen – angenommen 

 

Lfd. Nr. 13: 

Zwangsverheiratung bekämpfen – über eine 

bessere Datenlage zu effizienteren Lösungen 

kommen! 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Gesundheit, Pflege und Gleichstellung vom 

10. Februar 2020 und Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 26. Februar 2020 

Drucksache 18/2530 

zum Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/2237 

mehrheitlich – gegen AfD bei Enthaltung CDU – abge-

lehnt 

 

Lfd. Nr. 14: 

Keine Chance für Kindesmissbrauch in Berliner 

Kitas 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, 

Jugend und Familie vom 27. Februar 2020 

Drucksache 18/2531 

zum Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2274 

mehrheitlich – gegen CDU und FDP bei Enthaltung AfD 

– abgelehnt 

 

Lfd. Nr. 15: 

Einführung einer Wohnkostenfolgeschätzung im 

Land Berlin 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung und Wohnen vom 4. März 2020 

Drucksache 18/2537 

zum Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/1016 

mehrheitlich – gegen CDU, AfD und FDP – abgelehnt 
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Lfd. Nr. 16: 

Einrichtung von Waffenverbotszonen in Berlin 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres, 

Sicherheit und Ordnung vom 2. März 2020 

Drucksache 18/2542 

zum Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2107 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 17: 

„Leihfahrräder“ nur noch an Stationen; keine 

„Leihfahrräder“ mehr nach dem Free-Floating-

Prinzip in Berlin 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 

Verkehr, Klimaschutz vom 27. Februar 2020 

Drucksache 18/2543 

zum Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/1302 

mehrheitlich – gegen AfD – abgelehnt 

 

Lfd. Nr. 20: 

Bargeldlose Zahlungen für alle Unternehmer 

sicherstellen 

Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2432 

an Haupt 

 

Lfd. Nr. 21: 

a) Systematisch und professionell gegen Mobbing an 

Berliner Schulen: Fragebogenerhebung nach dem 

„Olweus-Mobbing-Präventions-Programm“ 

Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/2500 

vertagt 

 

b) Systematisch und professionell gegen Mobbing an 

Berliner Schulen: schuleigene Konzepte gegen 

Mobbing entwickeln und umsetzen! 

Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/2501 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 22: 

Gute wissenschaftliche Praxis und 

wissenschaftliche Integrität stärken: Eine 

interdisziplinäre Netzwerkstelle für „Open 

Science“ und „Research Quality“ aufbauen und 

dauerhaft etablieren 

Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/2512 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 23: 

Eine Landeszentrale für digitale Bildung errichten 

Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2522 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 24: 

Antisemitismus gezielt und konsequent bekämpfen 

– al-Quds-Marsch endlich verhindern! 

Antrag der AfD-Fraktion 

Drucksache 18/2525 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 25: 

Mehr Schulplätze in Zusammenarbeit mit freien 

Trägern schaffen 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2539 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 26: 

Mehr Schul- und Kitaplätze auch durch private 

Bauherren schaffen – Nachverdichtungspotenziale 

intelligent nutzen 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2540 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 27: 

Konsequent gegen Extremismus: 

Antiextremistischen Konsens stärken – 

Extremismus hat keinen Platz in der Berliner 

Stadtgesellschaft! 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2541 

vertagt 
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Lfd. Nr. 28: 

Klimafreundliche Dienstreisen für die Berliner 

Politik und Verwaltung 

Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Drucksache 18/2552 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 29: 

Equal Pay: Lohnlücken in der Verwaltung 

offenlegen 

Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2553 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 30: 

Werkunterricht an Berliner Grundschulen 

einführen 

Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2554 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 31: 

Gemeinwohl oder Eigennutz? Fragwürdige 

Projektvergabe aufklären, persönliche 

Verflechtungen transparent machen! 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2555 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 32: 

Klare Distanzierung von linken Forderungen nach 

„Reichen-Erschießungen“ 

Antrag der Fraktion der CDU auf Annahme einer 

Entschließung 

Drucksache 18/2556 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 33: 

Keine Umdeutung der Geschichte: Die 

Bundesrepublik Deutschland war nicht schuld an 

den DDR-Mauertoten 

Antrag der Fraktion der CDU auf Annahme einer 

Entschließung 

Drucksache 18/2557 

vertagt 

 

Lfd. Nr. 34: 

Innovation schlägt Stagnation – Pendeln 

attraktiver machen 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2558 

an UmVerk (f), EuroBundMed und Haupt 

 

Lfd. Nr. 35: 

Ein Cluster 3-D-Druck für Berlin 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2559 

an WiEnBe und Haupt 

 

Lfd. Nr. 36: 

Wirtschaftsförderungen vernetzen! 

Antrag der Fraktion der CDU 

Drucksache 18/2561 

an WiEnBe und Haupt 
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Anlage 2 

 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 

 

 

Zu lfd. Nr. 8: 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds für den 

Verwaltungsrat des Eigenbetriebes 

„Berlin-Energie“ für die 18. Wahlperiode des 

Abgeordnetenhauses von Berlin 

Wahl 

Drucksache 18/2532 

Es wurde gewählt: 

 

  Frau Abgeordnete Hendrikje Klein 

  (auf Vorschlag der Fraktion Die Linke) 

 

Zu lfd. Nr. 8 A: 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds in den 

1. Untersuchungsausschuss „Terroranschlag 

Breitscheidplatz“ auf Vorschlag der Fraktion der 

FDP 

Dringlicher Antrag der Fraktion der FDP 

Drucksache 18/2573 

Es wurde gewählt: 

 

  Herr Abgeordneter Thomas Seerig 

  (auf Vorschlag der Fraktion der FDP) 

 

Zu lfd. Nr. 12: 

„Berlin hat Talent“ – evaluieren und inklusiv 

weiterentwickeln 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sport vom 

21. Februar 2020 

Drucksache 18/2524 

zum Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Die 

Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Drucksache 18/2326 

Der Senat wird aufgefordert, das Projekt „Berlin hat 

Talent“ zu evaluieren. In Kooperation mit dem Lan-

dessportbund und dem Behinderten- und Rehabilitations-

sportverband Berlin ist außerdem zu prüfen, wie künftig 

alle Bezirke in das Projekt einbezogen werden können. 

„Berlin hat Talent“ soll so weiterentwickelt werden, dass 

Kinder aller Leistungsbereiche und auch Kinder mit Be-

hinderungen Angebote erhalten. Dafür ist ein Konzept 

vorzulegen, das auch Kosten-, Zeit- und Maßnahmenplä-

ne enthält. 

 

Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 31. Mai 2020 zu 

berichten. 

 

Zu lfd. Nr. 18: 

Nr. 26/2019 des Verzeichnisses über 

Vermögensgeschäfte 

Dringliche Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 11. März 2020 

Drucksache 18/2564 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß § 38 der 

Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 

Berlin 

Dem Ankauf der Grundstücke Alexandrinenstraße o. Nr., 

Alexandrinenstr. 75, 78 und Sebastianstr. 61 in Berlin-

Mitte zu den im Kaufvertrag vom 2. Oktober 2019 zur 

UR-Nr. 552/2019 des Notars Michael Boden in Berlin 

vereinbarten Bedingungen wird zugestimmt. 

 

Zu lfd. Nr. 19: 

Nr. 1/2020 des Verzeichnisses über 

Vermögensgeschäfte 

Dringliche Beschlussempfehlung des 

Hauptausschusses vom 11. März 2020 

Drucksache 18/2565 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß § 38 der 

Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 

Berlin 

Dem bezirklichen Ankauf des Grundstücks Woelckpro-

menade 8-10 in Berlin-Pankow zu den im Kaufvertrag 

vom 28. November 2019 zur UR-Nr. 776/2019 des No-

tars Rasmus Pichler in Berlin vereinbarten Bedingungen 

wird zugestimmt. 

 

Zu lfd. Nr. 36 A: 

Vor 30 Jahren: Erste freie Wahlen in der DDR 

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD, der 

Fraktion Die Linke, der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen und der Fraktion der FDP auf Annahme einer 

Entschließung 

Drucksache 18/2571 

Das Abgeordnetenhaus erinnert an die ersten freien Wah-

len in der DDR am 18. März 1990. Die Wahlen beende-

ten die friedliche Revolution und damit die Umwälzung 

des politischen Systems der DDR.  

 

Erstmals nach 40 Jahren wurde an diesem Tag eine freie 

Volkskammerwahl nach demokratischen Grundsätzen – 

frei, gleich und geheim – durchgeführt. Die Möglichkeit, 

zwischen verschiedenen Parteien und verschiedenen 

https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2532.pdf
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Vorstellungen für das eigene Land wählen zu können, 

war für die meisten Bürgerinnen und Bürger der DDR 

eine langersehnte und neue Erfahrung. Das Ergebnis der 

Wahl bedeutete das Ende der Herrschaft der SED und 

leitete auch das Ende des Staates DDR ein. 

 

Die Opposition in der DDR und die Demonstrationen im 

Herbst 1989 hatten neben Redefreiheit, Pressefreiheit und 

Reisefreiheit immer auch freie Wahlen gefordert. Durch 

die von der Oppositionsbewegung durchgeführte Doku-

mentation und Veröffentlichung der systematisch organi-

sierten Wahlfälschung bei der Kommunalwahl im Mai 

1989 verlor das politische System weiter an Legitimation. 

 

Der 7. Mai 1989 und die folgenden Proteste gegen den 

Wahlbetrug der SED, die Verhaftungen von Bürgerrecht-

lern, die friedlichen Demonstrationen in Leipzig, der 

Rücktritt Erich Honeckers, die beeindruckende Massen-

kundgebung auf dem Alexanderplatz am 4. November, 

die Maueröffnung am 9. November, der Runde Tisch, an 

dem der Wahltermin vereinbart wurde, waren bedeutsame 

Stationen auf dem Weg zur Volkskammerwahl am 

18. März 1990. 

 

Am 18. März 1990 wählte die Bevölkerung der DDR 

zwischen verschiedenen Parteien. Damit verbunden war 

die Entscheidung über das Ob und Wie der Wiederverei-

nigung mit der Bundesrepublik. Die Allianz für Deutsch-

land mit CDU, DSU und dem Demokratischen Aufbruch 

erreichte fast die Hälfte der Stimmen. Damit war der 

schnelle Weg in die deutsche Einheit vorgezeichnet.  

 

Für jene, die sich für eine demokratische Erneuerung der 

DDR und für einen langfristigen Prozess des Zusammen-

gehens der beiden deutschen Staaten eingesetzt hatten, 

war das Wahlergebnis enttäuschend. Die Debatten um 

das Wahlergebnis in den neuen Parteien und Gremien 

wurden im weiteren Verlauf zu einer ersten Bewährung 

der jungen Demokratie in Ostdeutschland. 

 

Der 18. März ist, verbunden mit der Revolution 1848 wie 

auch mit den Volkskammerwahlen 1990, gerade in der 

heutigen Zeit ein Tag der ermutigenden Erinnerung an 

den Kampf für Demokratie, demokratischen Respekt und 

humanistische Toleranz bei der Bewältigung großer ge-

sellschaftlicher Umbrüche. 

 

Freie Wahlen sind für uns in Berlin, Deutschland und der 

Europäischen Union heute selbstverständlich. Dass das 

nicht immer so war, gerät dabei oft aus dem Blick. De-

mokratie ist verletzlich und muss von uns allen geschützt 

werden. 

 

Zu lfd. Nr. 37: 

Aufgabe einer Teilfläche (Grünfläche) des 

Stadtbades Wilmersdorf I, Brabanter Straße 10 in 

10713 Berlin gemäß § 7 Abs. 2 

Sportförderungsgesetz 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sport vom 

21. Februar 2020 und dringliche 

Beschlussempfehlung des Hauptausschusses vom 

11. März 2020 

Drucksache 18/2563 

zur Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 18/2458 Neu 

Der Aufgabe einer Teilfläche (Grünfläche) des Stadtba-

des Wilmersdorf I, Brabanter Straße 10 in 10713 Berlin 

in einer Gesamtgröße von 3 735 m² zugunsten der Errich-

tung einer Modularen Flüchtlingsunterkunft (MUF) ge-

mäß § 7 Abs. 2 Sportförderungsgesetz wird zugestimmt. 
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